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GASTBEITRAG

Um dieses Ziel zu erreichen, hat die Landes-
regierung eine Vielzahl von Maßnahmen auf 
den Weg gebracht: Die Kindertagesbetreu-
ung wurde massiv ausgebaut, das Land 
finanziert eine bessere Personalausstattung 
von Kitas besonders in benachteiligten 
Quartieren und die Familienhilfe wurde 
durch zusätzliche Familienzentren gestärkt, 
um nur einige Beispiele zu nennen. 

Uns ist aber bewusst, dass nur durch eine 
langfristig angelegte Strategie Erfolge beim 
Kampf gegen Bildungsbenachteiligung 
und Kinderarmut erzielt werden können. 
Deswegen wurde der strategische Ansatz 
einer umfassenden „Politik der Vorbeugung“ 
entwickelt, die neben der Stärkung der früh-
kindlichen Bildung zum Beispiel auch den 
Ausbau der Schulsozialarbeit oder den Ein-
satz von Mitteln der Europäischen Union für 
familienunterstützende Präventionskonzep-
te in benachteiligten Quartieren einschließt.

Ein zentraler Baustein der Politik der Vor-
beugung ist das Modellvorhaben „Kein Kind 
zurücklassen! Kommunen in NRW beugen 
vor“, das 2012 in Zusammenarbeit mit der 
Bertelsmann Stiftung und 18 Modellkommu-

nen startete. Unter wissenschaftlicher Be-
gleitung durch das Institut für soziale Arbeit 
(Münster) begannen die Modellkommunen 
mit dem Aufbau kommunaler Präventions-
ketten ab der Schwangerschaft bis hin zum 
Übergang Schule-Beruf. Durch Präven-
tionsketten erhalten Kinder, Jugendliche 
und Eltern bei auftauchenden Problemen 
frühzeitig genau die Unterstützungsangebo-
te, die sie brauchen. 

Keine der Modellkommunen fing 2012 
bei Null an. Aber jede Kommune hat nach 
eigener Aussage viel für sich lernen können. 
Einige dieser Erkenntnisse möchte ich kurz 
zusammenfassen:

1. 	� Prävention als strategische  
Entscheidung, die von der  
kommunalen Spitze ausgeht!

Die Lebensverhältnisse von Kindern, Jugend- 
lichen und Familien müssen im Rahmen  
kommunaler Daseinsvorsorge ganzheitlich – 
d.h. ämter-, dezernats- und trägerübergreifend  
– in den Blick genommen werden. Ohne 
die aktive und nachhaltige Rückendeckung 
durch die kommunale Spitze lässt sich das 
nicht erreichen. Kommunale Präventions-
ketten lassen sich nur optimal aufbauen, 
wenn sich die gesamte Kommune darauf 
verständigt.

2.	� Regeleinrichtungen sind der  
beste Zugang!

„Regeleinrichtungen“ sind Orte, wo mög-
lichst alle Kinder und Jugendlichen und ihre 
Eltern erreicht werden können. „Regel- 
einrichtungen“ sind Kitas und Schulen, aber 
auch die Schwangerschaftsberatung, die 
Geburtskliniken oder die Kinderärztinnen 
und -ärzte. Wer dort entsprechende Be-
ratungsangebote anbietet, kann Familien 
frühzeitig, umfassend und diskriminierungs-
frei erreichen. Wichtig ist, dass Familien hier 
passgenaue Unterstützung finden. „Passge-
nauigkeit“ wird durch Beteiligung erreicht, 

Gastbeitrag

Jedes Kind soll die gleichen Chancen auf ein gelingendes Aufwachsen

erhalten, unabhängig von seiner sozialen Herkunft. 
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denn Kinder und Eltern wissen selbst am 
besten, welche Unterstützung sie brauchen.

3.	� „Vom Kind aus denken“ und das  
Handeln danach ausrichten!

Wir müssen mehr in Verantwortlichkeiten als 
in Zuständigkeiten denken und arbeiten. Wer 
Eltern hin und her schickt, damit sie Unterstüt-
zung erhalten, riskiert, dass notwendige Hilfe 
nicht ankommt. Ein kommunales Präventions-
leitbild, das gemeinsam erarbeitet wird, bietet 
die Chance dafür, dass ein Umdenken von einer 
Institutions- und Verbandslogik zur Kinder- und 
Familienperspektive gelingt. Nicht aufgezwun-
gen – sondern aus eigener Überzeugung. In 
vielen Kommunen funktioniert das schon und 
zeigt Erfolg!

4.	� Wirkungen nachweisen! 

Wir müssen genau wissen, welche präventiven 
Angebote in welchem Maße wirksam sind. Um 
Wirkungen nachzuweisen, müssen dauerhaft 
Daten erhoben werden bis hin zu kleinräumigen  
Sozialdaten. Hier ist Vieles vorhanden, aber 
nicht überall. Es mangelt auch noch an der Zu-
sammenführung und Auswertung, wozu auch 
die Einbeziehung des Wissens der sozialpäda-
gogischen Fachkräfte gehört. 

5.	� An einem Strang ziehen!

Vorbeugung vor Ort gelingt nur, wenn eine 
umfassende Beteiligung aller Akteure sicherge-
stellt ist. Vernetzung ist dann optimal, wenn alle 
Beteiligten sie mittragen und eine gemeinsame 
Ausrichtung haben. 

Gleiches gilt für die staatlich-kommunale 
Verantwortungsgemeinschaft: Es bedarf einer 
auf Dauer angelegten gemeinsamen Strategie 
von Bund, Land und Kommunen, in die auch die 
Zivilgesellschaft eingebunden werden muss. 
Nur so lässt sich Problemen wie Kinderarmut, 
mangelnder Integration und Bildungsdefiziten 
begegnen. 
 

6.	� Ungleiches ungleich behandeln!

Die Finanzierung vorbeugender Politik muss 
dem Leitsatz, „Ungleiches ungleich behandeln!“ 
folgen. Öffentliche Fördermittel müssen 
differenziert eingesetzt werden, um Quartiere, 
Einrichtungen und Familien mit besonderen 
Unterstützungsbedarfen gezielt zu erreichen 
und so auch die größte Wirkung zu erzielen.

�Bildung und Prävention als langfristige 
Strategie

Klar ist: Gut gemachte Präventionsarbeit vor 
Ort trägt dazu bei, dass Fehlentwicklungen 
beim Aufwachsen von Kindern gar nicht erst 
eintreten. Dazu liegen viele Beispiele aus den 
18 Modellkommunen vor, von denen einige in 
diesem Bericht vorgestellt werden. Weitere 
Beispiele finden Sie in der Praxisdatenbank  
www.keinkindzuruecklassen.de.

Durch das Modellvorhaben wurde über Jahre 
sehr viel Wissen aufgebaut, wie Prävention gut 
gemacht wird. In diesem Bericht finden Sie viele  
Informationen dazu aus dem kommunalen  
Begleitprozess durch das Institut für soziale 
Arbeit. Hinzu kommen weitere umfangreiche 
Erkenntnisse aus der wissenschaftlichen Be-
gleitforschung durch die Bertelsmann Stiftung. 
Manches wird neu für Sie sein, manches wird 
Ihnen bekannt vorkommen. Es aber tatsächlich 
umzusetzen, ist die große Herausforderung!
 
Damit dies gelingt, will die Landesregierung 
„Kein Kind zurücklassen!“ als Teil ihrer langfris-
tigen Strategie zur Verbesserung der Lebens- 
situation von Kindern, Jugendlichen und Familien 
in unserem Land fortsetzen. Gute Bildung, 
Gesundheit und materielle Sicherheit sind die 
wesentlichen Bestandteile eines gelingenden 
Aufwachsens von Kindern. Jedes Kind soll die 
gleichen Chancen darauf haben! Lassen Sie 
uns gemeinsam daran arbeiten.

Christina Kampmann
Ministerin für Familie, Kinder, Jugend, Kultur
und Sport des Landes Nordrhein-Westfalen

Gastbeitrag



EINLEITUNG

Vorbeugung betrifft viele Lebensbereiche von 
Kindern und Familien. Es geht darum, vorhan-
dene Angebote der Gesundheitsförderung, der 
frühkindlichen, schulischen und beruflichen 
Bildung, der Kinder-, Jugend- und Sozialhilfe, 
aber auch für Sport und Kultur besser mitein-
ander zu verknüpfen, so dass eine kommunale 
Präventionskette entsteht – lückenlos von vor 
der Schwangerschaft bis zum Eintritt in das 
Berufsleben.

Das Modellvorhaben umfasst  
drei Bausteine: 

1. 	� Im Lernnetzwerk kommen die teilnehmen-
den Kommunen zusammen, um sich über 
ihre Erfahrungen auszutauschen und Lösun-
gen für gemeinsame Herausforderungen zu 
finden.

2.	� Unter dem Stichwort „Transfer“ werden die 
im Modellvorhaben gewonnenen Erkennt-
nisse aufbereitet und in die Fläche getragen, 
damit alle Kommunen in NRW – und darü-
ber hinaus – von „Kein Kind zurücklassen!  
Kommunen in NRW beugen vor“ profitieren.

3.	�� Mit der wissenschaftlichen Begleitforschung 
wird in fachlicher und finanzieller Hinsicht 
untersucht, welche Wirkungen kommunale 
Präventionsketten entfalten. 

Eine Steuerungsgruppe trifft die strategischen 
Entscheidungen im Landesmodellvorhaben. Ihr 
gehören neben der Staatskanzlei das Minis-
terium für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und 
Sport, die vom Institut für soziale Arbeit e.V. 
getragene Landeskoordinierungsstelle sowie 
die Bertelsmann Stiftung an. Beratend zur Seite 
steht eine Lenkungsgruppe, in der alle Ministeri-
en der Landesregierung vertreten sind. Im Rah-
men der wissenschaftlichen Begleitforschung 
arbeitet die Bertelsmann Stiftung mit einer Rei-
he von Forschungsorganisationen zusammen. 
Beteiligt sind unter anderem Forscherinnen 
und Forscher des Zentrums für interdisziplinä-
re Regionalforschung an der Ruhr-Universität 
Bochum, der Faktor Familie GmbH sowie der 
Forschungsgesellschaft für Raumfinanzpolitik 
mbH. Die Leitung der Begleitforschung obliegt 
Prof. Dr. Klaus Peter Strohmeier (Zentrum für 
interdisziplinäre Regionalforschung, Bochum). 
Die fiskalische Begleitforschung leitet Gerhard 
Micosatt (Forschungsgesellschaft für Raumfi-
nanzpolitik mbH).

Die drei Bausteine 
von „Kein Kind 
zurücklassen!“: 
1) Lernnetzwerk 
2) Transfer 
3) �wissenschaftliche 

Begleitforschung 

Seit 2012 arbeiten die Landesregierung Nordrhein-Westfalen und die 

Bertelsmann Stiftung zusammen, um allen Kindern und Jugendlichen ein 

gelingendes Aufwachsen, gesellschaftliche Teilhabe und gute Bildung zu 

ermöglichen. 

Einleitung
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Organisiert das Lernnetzwerk und unterstützt den Transfer 
in die breite Öffentlichkeit

Steuert die Evaluation und unterstützt den Transfer in die 
breite Öffentlichkeit

LANDESKOORDINIERUNGSSTELLE

LERNNETZWERK

18 MODELLKOMMUNEN MIT LOKALER KOORDINATION 

GESCHÄFTSSTELLE EVALUATION 
UND TRANSFER

LAND NORDRHEIN-WESTFALEN BERTELSMANN STIFTUNG

Austausch zwischen den 
Modellkommunen

TRANSFER

Analyse fachlicher und 
fiskalischer Wirkungen

EVALUATION

Fachveranstaltungen, 
Publikationen, Website 

etc.

(Trägerschaft: Institut für soziale Arbeit e. V.) (bei der Bertelsmann Stiftung)

Einleitung
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18 Kommunen in 
Nordrhein-West-
falen sind Teil des 
Modellvorhabens 
„Kein Kind zurück-
lassen! Kommunen 
in NRW beugen 
vor“. 

Die fachliche Zuständigkeit für die Umsetzung 
des Modellvorhabens liegt beim Ministerium 
für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport. 
Innerhalb des Ministeriums wurde dazu die 
abteilungsübergreifende Projektgruppe „Prä-
vention“ gebildet, die direkt dem Staatssekretär 
untersteht. Das Ministerium hat das Institut für 
soziale Arbeit e.V. mit der fachlichen Begleitung 
der Kommunen sowie der Organisation des 
Lernnetzwerks beauftragt. Hierzu wurde eine 
Landeskoordinierungsstelle eingerichtet.

Mit diesem Bericht legt die Landeskoordinie-
rungsstelle des Instituts für soziale Arbeit e.V. 
die Bilanz ihrer gut dreijährigen Arbeit vor. Das 
Hauptaugenmerk liegt dabei auf der Beant-
wortung der Frage, welche Erträge sich aus der 
engagierten Arbeit der 18 Modellkommunen für 
bislang nicht beteiligte Kommunen ergeben, die 
aber bereits auf dem Weg zur Gestaltung einer 
kommunalen Präventionskette sind oder sich 
auf eben diesen Weg zu machen gedenken.

  Kreise          Städte

• Münster Kreis 

Gladbeck Warendorf 

Gelsenkirchen Kreis • Hamm 
Moeit • Unna 

~rO~hausen • Dortmund 
Duisburg • 

• Witten 

Oüsseldorf 
• • • Wuppertal 

MÖnchengladbac;nJI." 

Kreis OQren 

Bielefeld 

• 

• 
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Der vorliegende Bericht gliedert sich in  
drei Teile:

In Teil A wird unter der Überschrift „Prävention  
lernen“ das, was man die „Lernkurve“ im Modell- 
vorhaben nennen könnte, bilanzierend darge- 
stellt. Thema in Kapitel 1 ist die Gestaltung  
der Lernumgebung in der einzelkommunalen 
Begleitung wie auch im Lernnetzwerk der 18  
Modellkommunen. Im Anschluss daran werden 
in Kapitel 2 die in der gut dreijährigen Arbeit von 
der Landeskoordinierungsstelle entwickelten  
Instrumente und Veranstaltungsformate als 
Lernerfolge der Fachbegleitung eingeführt. Ma-
terial „Zum Weiterlernen“ bietet Kapitel 3 an. Die 
von der Landeskoordinierungsstelle erstellten 
oder mitverfassten Veröffentlichungen sind auch 
auf der Projektwebsite www.kein-kind-zurueck-
lassen.de abrufbar.

Die Intention dieses ersten Teils ist es nicht, 
lediglich Ergebnisse und Produkte zu präsentie-
ren, sondern auch die Lernprozesse, die dahin 
geführt haben, sowie die Begleitphilosophie 
der Landeskoordinierungsstelle transparent 
zu machen. Diese fachliche Transparenz ist 
eine wesentliche Voraussetzung dafür, dass 
sich auch am Modellvorhaben nicht beteiligte 
Kommunen sowie die weitere Fachöffentlichkeit 
ein Bild von den Erträgen des Modellvorhabens 
machen können.

Teil B steht unter dem Motto „Prävention  
gestalten“ und hat Handreichungscharakter.  
In Kapitel 4 werden zunächst typische Statio- 
nen im Aufbau der Präventionskette vorgestellt 
und mit den dabei zu erreichenden Qualitäts-
standards verknüpft. In Kapitel 5 geht es dann 
um die Qualität der Präventionskette als ein 
Ganzes, also um übergreifende, für alle Einzel-
bereiche und Stationen gültige Präventions-
standards.

 
 
In Form eines Qualitätskreislaufs wird syste-
matisch dargestellt, wie Prävention gelingt. Die 
in Teil A hergeleiteten Gestaltungselemente 
werden in Teil B erneut aufgegriffen. Dadurch 
werden die Teile auch unabhängig voneinander 
verständlich. Es gilt, den allgemeinen Ansatz 
von Qualitätsentwicklung auf die konkreten 
Herausforderungen beim Aufbau von Präventi-
onsketten anzuwenden.

Teil C trägt den Titel „Prävention umsetzen“ 
und stellt gelungene Beispiele vorbeugender 
Unterstützung entlang der gesamten Präven-
tionskette vor. Die Praxisbeispiele aus den 
Modellkommunen folgen dem Lebenslauf eines  
Kindes. Sie beginnen in Kapitel 7 „Rund um 
die Schwangerschaft“. Kapitel 8 verfolgt die
Unterstützung gelingenden Aufwachsens dann 
in der Phase „Rund um die Kita“. In Kapitel 9 
wird die biografische Abfolge im Zeitraum „Von 
der Grundschule bis in die weiterführende 
Schule“ verfolgt. Kapitel 10 schließt den Bericht 
mit präventiven Aktivitäten der Modellkommune  
für den Bereich „Rund um die Jugendphase“ ab.

Die drei Teile des 
Berichts: 
A	� Prävention 

lernen 
B	� Prävention 

gestalten 
C	� Prävention 

umsetzen

Einleitung
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TEIL A:  
PRÄVENTION  
LERNEN

Bilanz der Landeskoordinierungsstelle im Modellvorhaben

„Kein Kind zurücklassen! Kommunen in NRW beugen vor“
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14 1. Lernumgebung 

1.	 LERNUMGEBUNG 
DAS MODELLVORHABEN:  
ZIELFINDUNG – STRATEGIE – BETEILIGTE 

Die Ausgangsbedingungen zum Aufbau einer  
Präventionskette sind in jeder Kommune unter- 
schiedlich; ebenso wie der jeweilige Handlungs-
bedarf. Um diese Unterschiedlichkeit abzubilden,  
wird im Bericht der wissenschaftlichen Begleit-
forschung auf der Datenbasis des „Wegweisers 
Kommune“ der Bertelsmann Stiftung eine 
NRW-weite Gemeindetypologie mit 10 Typen 
erarbeitet und auf die 18 Modellkommunen 

angewandt. Aus Sicht der Prozessbegleitung 
durch die Landeskoordinierungsstelle ist dieser 
datenbasiert-statistische Zugang durch eher 
„weiche“ Ausgangsbedingungen zu ergänzen. 
Dazu gehört das in einer Kommune geltende 
politische Steuerungsverständnis, der Stellen-
wert von Prävention auf der kommunalpoliti-
schen Agenda oder die Frage nach der innova-
tiven Antriebskraft (im Fachjargon: nach den 

„Fach-“ und „Machtpromotoren“).

In ihrem Zusammenspiel prägen 
diese Ausgangsbedingungen dann 
die Verlaufsdynamik der Präven-
tionskettengestaltung vor Ort. 
Es werden also unterschiedliche 
Entwicklungspfade beschritten. An 
bestimmten Ausgangs- und Ent-
scheidungspunkten können kleine 
Ursachen die einzelkommunale 
Präventionskettengestaltung auf 
den einen statt auf den anderen 
Pfad lenken, während zu anderen 
Zeitpunkten ein Umsteuern sehr 
großen Aufwand erfordern würde. 
Dies wird in den Sozialwissen-
schaften „Pfadabhängigkeit“ eines 
Entwicklungsprozesses genannt. 
Eine kluge Prozessbegleitung 
erkennt die Entscheidungspunkte 
und unterstützt die Kommunen 
dabei, den gemeinsam als zielfüh-
rend erkannten Pfad zu betreten. 
Sie verschwendet nicht ihre Kräfte, 
um jenseits dieser Entscheidungs-
punkte einen Masterplan im Sinne 
einer kommunalübergreifend ein-

Die fachliche Begleitung der Arbeit in den Modellkommunen hat die Aufgabe, 

die übergreifenden Programmziele von „Kein Kind zurücklassen! Kommunen

in NRW beugen vor “ mit der Strategieentwicklung vor Ort zu verbinden.



151. Lernumgebung  

heitlichen Gestaltung umzusetzen. Dies bedeu-
tet nicht, dass man in der Prozessbegleitung 
nicht auch die Umsetzung der von Kommunen 
eher als schwierig empfundenen Gestaltungs-
anforderungen anzuregen versucht – dies aber 
nicht in Form der Durchsetzung eines „Schema 
F“, sondern angepasst an die Ausgangsbedin-
gungen und Herausforderungen der einzelnen 
Kommune.

Die Sozialwissenschaften sprechen bei Präven-
tionsnetzwerken nicht umsonst von „lernenden 
Organisationen“. Was sich hier herauskristalli-
siert, ist eine neue Spielart vorbeugender Politik 
im „Wirkungsfeld Kommune“, wie es im Bericht 
der wissenschaftlichen Begleitforschung ge-
nannt wird. In diesem sich selbstorganisieren-
den Politikfeld bestimmen die lokalen Akteure 
im Kontext kommunaler Selbstverwaltung über 
die „SOLL-Werte“, also über die strategischen 
Ziele von Prävention in ihrer Kommune. Der 
Landespolitik und Prozessbegleitung kommt 
eine ermöglichende und unterstützende Funk-
tion zu, damit die Umsetzung dieser Ziele vor 
Ort gelingen kann. Dabei werden sie selbst zu 
einem Teil der Lernumgebung.

Das A und O des Miteinanders in dieser gemein-
samen Lernumgebung ist Vertrauen. Es ent-
steht in auf Konsensfindung angelegten Prozes-
sen und im Rahmen verbindlicher Strukturen. 
Die Erfahrung zeigt: Nur über Fachlichkeit und 
eine gemeinsame Grundwerteorientierung im 
Sinne öffentlicher Daseinsvorsorge schafft man 
eine dauerhafte, gemeinsame Motivation. In der 
Sache geht es darum, das Denken in getrenn-
ten Zuständigkeiten und Bereichen nachhaltig 
zugunsten integrierter Handlungskonzepte zu 
überwinden.

Im Modellvorhaben wird diese Lernumgebung 
in der Form eines gemeinsamen Lernnetz-
werks organisiert. Die Erfahrungen in diesem 
Lernnetzwerk zeigen, dass ungeachtet unter-
schiedlicher Bedingungen alle Partner erfolg-
versprechend auf dem Weg sind und voneinan-
der profitieren. Konkret wird erstens deutlich, 
dass sowohl kreisfreie Städte, Kreise wie auch 
kreisangehörige Gemeinden hoch motiviert am 
Aufbau ihrer Präventionskette arbeiten; dies ist 
insbesondere angesichts der eingeschränkten 

Zuständigkeiten kreisangehöriger Gemein-
den nicht selbstverständlich. Zweitens ist zu 
betonen, dass alle voneinander lernen können: 
Kreise von kreisfreien Städten oder kreisan-
gehörigen Gemeinden und umgekehrt; man 
tauscht sich also nicht nur mit Kommunen des 
gleichen Typs aus. Drittens lässt sich erkennen, 
dass sich Kommunen unabhängig von ihrer 
jeweiligen wirtschaftlichen Lage auf diesen Weg 
begeben; Präventionsketten sind also weder 
nur etwas für vergleichsweise gut situierte 
Kommunen, die es sich leisten können, noch 
nur etwas für belastete Kommunen, die ihrer 
besonders bedürften.

Für die fachliche Begleitung der Kommunen 
durch die Landeskoordinierungsstelle ergibt 
sich aus diesem recht großen kommunalen 
Gestaltungsspielraum nicht zuletzt das Format 
der hier vorgelegten Bilanzierung: Statt eines 
Masterplans oder einer Typologie von Entwick-
lungspfaden legen wir einen Qualitätsrahmen 
zum Aufbau kommunaler Präventionsketten 
vor. Ein Qualitätsrahmen ist nicht inhaltlich 
fixiert, sondern verändert sich durch neue und 
erweiterte Praxiserfahrungen – dies dann aber 
im Sinne einer qualitativen Weiterentwicklung.

Alle Kommunen, die sich auf den Weg machen, 
ihre Präventionskette auf- oder auszubauen, 
sehen sich typischen Anforderungen gegen-
über, die dem Qualitätsrahmen zugrunde gelegt 
werden. Immer geht es darum, ein Leitbild zu 
entwickeln, strategische Ziele zu bestimmen 
und beharrlich und systematisch an deren Um-
setzung zu arbeiten. Und in jeder Phase dieses 
Prozesses müssen Räume geschaffen werden, 
um voneinander lernen zu können, wobei die 
Landesebene mit eingeschlossen wird. So ent-
steht ein verbindlicher Rahmen, der dennoch 
für neue Impulse im Sinne einer lernenden 
Organisation geöffnet bleibt.

Was diese Grunddramaturgie betrifft, geht es 
nicht mehr um das „Ob“, sondern um das „Wie“ 
der Umsetzung. In der fachlichen Begleitung 
wurde und wird hierbei auf der Basis etablierter 
Verfahren gearbeitet, die im Prozess aber spe-
zifische Zuspitzungen erfahren haben. Diese 
„Lernkurve“ ist Gegenstand der folgenden 
Ausführungen.
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spezifisch
messbar
anspruchsvoll
relevant
terminiert
 =  
SMART

Die Landeskoordinierungsstelle hat im Modell-
vorhaben viel Erfahrung mit Formaten strate-
gischer Zielfindung gesammelt. So wurden in 
fast allen Modellkommunen zu Beginn je zwei 
Workshops pro Kommune durchgeführt. Als 
methodische Grundlage für die strategische 
Zielfindung der Kommunen wurde das weit 
verbreitete SMART-Modell verwendet, das sich 
an den bekannten „W“-Fragen orientiert.
 

	� Wer setzt die Maßnahme um? 
	� Was, also welcher präventiv-konzeptionelle 

Inhalt, soll in der Sache konkret umgesetzt 
werden? 

	� Womit, unter Einsatz welcher Ressourcen 
(Arbeitskraft, Geld, Personal etc.), soll dies 
geschehen? 

	� Wie, also mit welcher Vorgehensweise und 
Methodik, soll die Umsetzung erfolgen? 

	� Woran, z.B. an welchem Qualitätsziel, lässt 
sich der Erfolg bemessen? 

	� Wann oder bis wann soll die Maßnahme 
umgesetzt sein? 

Strategische Ziele, die in dieser Weise konkre-
tisiert wurden, sind dann spezifisch, messbar, 
anspruchsvoll und dennoch erreichbar, in der 
Sache relevant und im Hinblick auf ihre  
Umsetzung zeitlich terminiert; daher das  
Akronym SMART. 

Bis zuletzt wurde der Stand der einzelkom- 
munalen Zielumsetzung durch die Landes- 
koordinierungsstelle in Quartalsgesprächen  
mit den kommunalen Koordinatoren und Koor-
dinatorinnen sowie weiteren Akteuren, zum  
Teil auf Amtsleitungsebene, reflektiert. Die 
Stärke dieser Vorgehensweise lag in der hohen 
Eigenmotivation, weil die Kommunen ihre Ziele 
selbst gesteckt hatten.

Zu den Zielfindungsworkshops waren in der 
Regel neben den Leitungskräften aus der 
Kommunalverwaltung auch nicht-kommunal 
verankerte Akteure, wie das Staatliche Schul-
amt, Freie Träger der Wohlfahrtspflege und 
niedergelassene Ärzte und Ärztinnen, eingela-
den. Zudem nahmen Fachkräfte wie Kita- und 
Schulleitungen teil. Die Einladungslisten wurden 
von der Kommune erstellt und in der Regel mit 
der Landeskoordinierungsstelle im Vorhinein 
abgestimmt.

Den Kurs setzen – strategische Zielfindung neu denken

1. Lernumgebung 
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Die Landeskoordinierungsstelle zieht im 
Hinblick auf diese Vorgehensweise heute eine 
gemischte Bilanz. Positiv hervorzuheben ist  
die recht hohe Selbstbindung der Modell-
kommunen an die Zielumsetzung. Und so 
positiv auch die breite Beteiligung an den 
SMART-Workshops zu bewerten ist, so wurde 
die Zielfindung dadurch doch mitunter weniger 
strategisch ausgerichtet, als es beabsichtigt 
war. Gerade Ziele, die eher abstrakte Gestal-
tungsdimensionen zum Gegenstand haben, 
kamen in den Workshops nicht immer im 
gewünschten Umfang auf die Agenda, da sie für 
viele Teilnehmende nicht greifbar, zum Teil aber 
auch mit Befürchtungen belegt waren. Dazu 
gehören vor allem Fragen der kommunalen 
Steuerung, der integrierten Fachplanung, der 

Wirkungsmessung und der Datengewinnung. 
Auf Fachkräfteebene besteht im Hinblick  
auf Wirkungsmessung die Sorge, dass die  
eigenen Leistungen an sachfremden Erfolgs- 
kriterien gemessen werden. Wird man in der 
Folge dem gesetzten Maßstab nicht gerecht, 
könnten Leistungskürzungen beschlossen und 
die eigene Unterstützungs- und Förderpraxis 
delegitimiert und geschwächt werden,  
so die Befürchtung.

Die Beteiligung der Fachkräfte an der Erarbei-
tung von Messkriterien ist ein erster Schritt, um 
diese Widerstände aufzulösen. Dies gelingt in 
der Regel aber nicht in einem SMART-Workshop,  
sondern erfordert eine vertiefende Einarbei-
tung, etwa im Rahmen eines gemeinsam mit 

Eine SMARTe Bilanz

Im Modellvorhaben „Kein Kind zurücklassen! 

Kommunen in NRW beugen vor“ bestimmten 

die 18 teilnehmenden Kommunen selber, was 

sie konkret tun wollten, um ihre kommunale 

Präventionskette aufzubauen. Gemeinsam war 

ihnen allein die Methode der Zielfindung. Alle 

Ziele sollten SMART formuliert werden.

Die Modellkommunen nahmen sich viel vor. 

Insgesamt definierten sie 74 Ziele und 275 Maß- 

nahmen zu ihrer Umsetzung. Das waren im Schnitt  

4 Ziele und 15 Maßnahmen pro Kommune. 

Das tatsächliche Aktivitätsniveau war jedoch 

höher, als es die Zahl der SMART-formulierten 

Ziele und Maßnahmen zum Ausdruck bringt. 

Denn ausgelöst durch das Modellvorhaben 

brachten die Kommunen zusätzliche Projekte 

auf den Weg. Weitere 73 präventive Vorhaben 

wurden an die Landeskoordinierungsstelle 

berichtet.

Über die Hälfte der 275 Maßnahmen war 

entweder auf den Ausbau präventiver Ange-

bote (37%) oder auf eine bessere Vernetzung 

(19%) gerichtet, gefolgt von Maßnahmen 

zur Analyse vorhandener Angebote oder zur 

Erstellung von Präventionskonzepten (je 16%). 

Schulungsmaßnahmen (5%), die Bildung von 

Steuerungsgremien (4%) und die Etablierung 

von Messkriterien (4%) spielten nach Zahl der 

Maßnahmen eine geringere Rolle.

Die Bilanz der Zielumsetzung kann sich sehen 

lassen. 63% aller Einzelmaßnahmen wurden 

vollständig und weitere 20% teilweise umge-

setzt. Zusammengenommen erreichten die 

Modellkommunen folglich über 80% ihrer Ziele. 

74 Ziele – 275 Maßnahmen
Umsetzung: 83% 

nicht umgesetzt

teilweise umgesetzt

voll umgesetzt

63 %20 %

17 %
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Fachplanern und Controllern durchgeführten 
Qualitätszirkels. Dabei sollte auch die Ein-
schätzung aus der Fachpraxis, dass „Erfolg“ 
häufig nur in der unmittelbaren Kommunikation 
erfahrbar wird, konstruktiv aufgegriffen wer-
den. Erfolg ist eben nicht immer in Messgrößen 
aufsummierbar.

Die Erfolgskontrolle bei der Zielumsetzung  
sollte daher als integrales Element der Quali-
tätsentwicklung, also des „Gemeinsam Besser 
Werdens“ verstanden werden. Der Sachverstand  
der Fachpraxis muss mit dem der Fachplanung 
und des Controllings zusammenkommen, um 
„faire“ Messgrößen zu entwickeln, zu berechnen  
und gemeinsam die fachlichen Konsequenzen 
zu ziehen. Bei Verfehlung der Wirkungsziele droht 
dann nicht sofort der Rotstift des Kämmerers, 
sondern man schaut im Sinne einer fehlerfreund-
lichen Kultur darauf, was im Einzelnen nicht so 
gut gelaufen ist und wie die Wirksamkeit künftig 
verbessert werden kann. Voraussetzung dafür 
ist eine Kultur des Vertrauens, die auch bei 
schwieriger Haushaltslage aufrechterhalten 
wird. In Teil B dieses Berichts wird dieses ver-
änderte Verständnis von Controlling unter dem 
Leitbegriff der wirkungsorientierten Steuerung 
wieder aufgenommen. 

Aus dieser Erfahrung heraus sollte zudem – un-
geachtet der im Modellvorhaben damit erreich-
ten, durchaus zufriedenstellenden Zielumset-
zungsquote – künftig eine Weiterentwicklung 
des Veranstaltungsformats zur strategischen 
Zielfindung erfolgen. Als mögliches modifizier-
tes Veranstaltungsformat bieten sich dafür 
Planungsworkshops zur strategischen Zielfin-
dung an. Dieser Ansatz wird in Kapitel 2 dieses 
Berichtes näher erläutert. Planungsworkshops 
können die angesprochenen Schwächen des 
SMART-Modells kompensieren:
 
 

	� Die Teilnehmenden müssen ihrer Verant-
wortung gerecht werden können, aus einem 
Präventionsleitbild heraus strategische 
Ziele abzuleiten. Das heißt, auch abstrakte 
Gestaltungsnotwendigkeiten im Kontext 
von Steuerung, Wirkungsorientierung und 
Controlling fachlich adäquat einzubeziehen. 
Der Workshop darf, wie es ein Teilnehmer 
einmal ausdrückte, kein bloßer Spiegel des 
„Wünsch-Dir-was“ bestimmter Einzelinter-
essen mehr oder minder zufällig vertretener 
Akteure sein. Hier werden Grenzen einer zu 
breit und unstrukturiert umgesetzten Beteili-
gungsorientierung sichtbar.

	� Es muss ein Verfahren entwickelt werden, 
um offene Themen aus den Workshops zu 
bearbeiten. Es lassen sich in der Regel nicht 
alle Fragen vor Ort klären. Das betrifft zum 
Beispiel die quantitativ-statistische Benen-
nung „fairer“, outcomeorientierter Mess-
größen. Diese könnten etwa im Rahmen 
eines zeitlich befristeten Qualitätszirkels 
aus Controlling-Personal und Fachkräften 
ermittelt werden. Dabei kann teilweise an 
trägerinterne Systeme der Erfolgskontrolle, 
etwa im Rahmen der freien Wohlfahrtspfle-
ge, angeknüpft werden. 

Als weitere Konsequenz aus den Erfahrungen 
mit den SMART-Workshops wurde eine verän-
derte Form der Großgruppenmoderation durch-
geführt. Der Weiterentwicklungsbedarf bestand 
dabei darin, die Verbindlichkeit strategischer 
Zielfindung besser mit einem Moderationszu-
gang zu verbinden, der kreative Impulse ermög-
licht und das Wissen der Beteiligten stärker zur 
Geltung bringt. In diesem Sinne wurden ab dem 
Jahr 2014 sogenannte Entwicklungskonferen-
zen durchgeführt. Auch die Planungsworkshops 
sollen auf Basis dieser etablierten Methode 
durchgeführt werden. Das Grundkonzept beider 
Veranstaltungsformate – Planungsworkshops 
und Entwicklungskonferenzen – wird in Kapitel 
2 vorgestellt.
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Von anderen Kommunen lernen – der Austausch  
im Lernnetzwerk

Ein Ziel des Modellvorhabens „Kein Kind 
zurücklassen! Kommunen in NRW beugen vor“ 
ist es, dass beim Aufbau kommunal koordi-
nierter Präventionsketten künftig nicht jede 
Kommune das Rad neu erfinden muss. Der 
Austausch im Lernnetzwerk hat sich in dieser 
Hinsicht als Format zur Erarbeitung gemein-
samer konzeptioneller Grundlagen und des 
sogenannten interkommunalen Wissenstrans-
fers bewährt. Dieses Format ist ergebnisoffen 
zu handhaben, das heißt Kommunen können 
künftig zwar auf Basis der im Modellvorhaben 

entwickelten Konzepte Veranstaltungsfor-
mate und Tools aufbauen, diese aber nicht 
in gleicher Form kopieren. Im Gegenteil ist 
zu erwarten, dass aus der Verständigung auf 
gemeinsame Grundlagen wieder neue Ansät-
ze entstehen werden. Dies nicht zuletzt, weil 
stets neue Herausforderungen hinzukommen; 
Stichwort: Flüchtlingsthematik. Präventions-
ketten sind in ihrem Netzwerkcharakter „ler-
nende Organisationen“, wie auch der Bericht 
der wissenschaftlichen Begleitforschung zum 
Modellvorhaben hervorhebt.

	� Erarbeitung der Strukturen  

des Lernetzwerks 

	� Vorstellung des Konzepts der  

wissenschaftlichen Begleitforschung

	� Präventionsverständnis im Modellvorhaben 

	� Kommunale Bestandsaufnahmen der  

Angebots- und Netzwerkstrukturen

	� Produktionsnetzwerke im Präventionsbe-

reich und Vorstellung einer Qualitätsmatrix 

	�� Rolle der kommunalen Koordination: von 

der Umsetzung strategischer Schwer-

punktziele zur umfassenden Gestaltung der 

Präventionskette

Schwerpunktthemen
von Lernnetzwerktreffen zu konzeptionellen Grundlagen

• 
• 
• 
• 

• 
• 
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Diese Konzeptentwicklungsarbeit wurde im Mo-
dellvorhaben durch „Themencluster“ vertieft, 
an denen nur speziell interessierte Modellkom-
munen teilnahmen und deren Schwerpunktset-
zungen durch die Kommunen selbst gesteuert 
wurden. Über drei Jahre hinweg trafen sich 
diese Themencluster drei- bis viermal zu den 
Themen Sozialraummanagement, Einbindung 

der Zivilgesellschaft, Übergangsmanagement 
und innovative Finanzierungsmodelle. Zu diesen 
von der Landeskoordinierungsstelle fachlich 
begleiteten und moderierten Themencluster-
sitzungen brachten auch externe Experten und 
Expertinnen Perspektiven und Handlungsemp-
fehlungen ein.

Aus den Erfahrungen im Modellvorhaben wird 
mit dem Konzept „Entwicklungsgruppe“ eine 
Weiterentwicklung des Formats „Themencluster“  
zu speziellen Einzelthemen der Präventionsket-
tengestaltung hergeleitet.  
 
Die inhaltlich-konzeptionellen Ergebnisse der 
Themencluster des Modellvorhabens bilden 
auch für die künftige Arbeit in den Entwick-
lungsgruppen eine wesentliche fachliche Basis; 
so entsteht ein stetiger Erkenntnisfortschritt. 
Die Modifikationen des Formats ergeben sich 

vor allem daraus, dass sich die Themencluster 
zwar sehr gut als Formate des Fachaustauschs 
eignen, sich aber als nicht ganz so wirksame 
Instrumente zur Erstellung von Produkten wie 
Handreichungen, Qualitätsrahmen und derglei-
chen erwiesen haben. Das Format „Entwick-
lungsgruppe“ wird in Kapitel 2 näher vorgestellt.

Externe Expertisen

Titel der Expertise Autor (Institution)

„Ein Netzwerk zu haben, reicht nicht – auf die Ausführung der 
Kooperation kommt es an.“ Wissenschaftliche Kurzexpertise  
zur Evaluation von Netzwerkarbeit

Prof. Dr. Herbert Schubert  
(Fachhochschule Köln)

„Einbindung der Zivilgesellschaft: Einordnung des entwickelten 
Beteiligungsmodells in den Gesamtkontext des kommunalen 
Handelns sowie in den Kontext des Themas Engagement und 
soziale Inklusion“

Dr. Serge Embacher (Bundes-
netzwerk Bürgerschaftliches 
Engagement - BBE)

„Rechtskreisübergreifende Finanzierungsmodelle  
zur Ermöglichung von Hilfen aus einer Hand“

Prof. Dr. Knut Hinrichs (Hoch-
schule für Angewandte  
Wissenschaften Hamburg)
Prof. Dr. Florian Gerlach 
(Evangelische Fachhochschule 
Rheinland-Westfalen-Lippe)

„Grundelemente eines Kontextmodells für das  
interkommunale Wissensmanagement“

Prof. Dr. Andreas Thimmel & 
Claudia Hermens (Technische  
Hochschule Köln)
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Themencluster –
Innovative Finanzierungsmodelle

Leitung & Moderation:  
Dr. Heinz-Jürgen Stolz 
& Dr. Johannes Schütte

Übergreifende Fragestellung:

Wie kann eine Verkopplung fachlicher und 

finanzwirtschaftlicher Ziele in der Praxis  

umgesetzt werden?

Anzahl der Sitzungen:

10

Beteiligte Modellkommunen:

Arnsberg, Bielefeld, Kreis Düren, Dortmund, 

Düsseldorf, Duisburg, Dormagen, Gelsenkir-

chen, Gladbeck, Hamm, Moers, Mönchenglad-

bach, Münster, Oberhausen, Kommunen im 

Kreis Unna, Wuppertal, Witten, Kreis Warendorf

Thematische Schwerpunkte:

	� Sozial- und Finanzplanung als Einheit:  

Verkopplung fachlicher und finanzwirt-

schaftlicher Zielstellungen 

	�� Typologisierung der Zugangsstrategien zu 

eltern- und familienstärkenden Präventions-

maßnahmen (Vorfeldstruktur zu HzE) 

	�� Ableitung von Qualitätskriterien „eltern-

stärkender Maßnahmen“ aus Merkmalen 

gelingenden Aufwachsens 

	� Handlungsspielräume und Hürden bei der 

Implementierung rechtskreisübergreifender 

Finanzierungsmodelle 

Der Fokus liegt 
darauf, finanzielle 
und fachliche 
Ziele stärker 
zusammen zu 
denken.
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Themencluster –
Einbindung der Zivilgesellschaft

Leitung & Moderation:  

Jan Pöter & Christin M. Jasper

Übergreifende Fragestellung:

Wie kann die Beteiligung von Zielgruppen im 

Rahmen der Präventionskettengestaltung so 

erfolgen, dass sie gewinnbringend für alle  

Beteiligten ist, das professionelle System  

sinnvoll ergänzt und Anregungen zur  

Weiterentwicklung gibt?

Anzahl der Sitzungen:

11

Beteiligte Modellkommunen:

Arnsberg, Dormagen, Dortmund, Duisburg, 

Düsseldorf, Kreis Düren, Gladbeck, Kommunen 

im Kreis Unna, Witten, Wuppertal 

Thematische Schwerpunkte:

	� Qualität bei der Beteiligung von Adressa- 

tinnen- und Adressatengruppen aus fach-

wissenschaftlicher Sicht und in der prakti-

schen Umsetzung

	� Expertinnen- und Expertenhearing: Ein-

bindung der Zivilgesellschaft: Transparenz 

und Kooperation in der kommunalen Bil-

dungs- und Erziehungslandschaft; Qualität 

und Kompetenzen bei der Einbindung der 

Zivilgesellschaft; Einbindung der Zivilgesell-

schaft – von Engagement und Ausgrenzung

	� Verknüpfung sozialräumlicher Beteiligungs- 

und Planungsverfahren – Modell zur sys-

tematischen Beteiligung benachteiligter 

Zielgruppen auf sozialräumlicher Ebene in 

Planungsprozessen

	� Systematische Beteiligung benachteiligter 

Zielgruppen zur Senkung von Zugangs-

hemmnissen in die Einrichtungsebene und 

zur qualitativen Weiterentwicklung von 

Angebotsstrukturen: Konzeption, Verfah-

rensschritte und Qualitätsrichtlinien zum 

Umsetzungsmodell des Themenclusters

Wie kann die 
Zivilgesellschaft die 
Präventionsarbeit 
in den Kommunen 
sinnvoll ergänzen 
und weiterentwi-
ckeln?
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Themencluster –
Sozialraummanagement

Leitung & Moderation:  
Lisa Bartling

Übergreifende Fragestellung:

Wie können Planungs- und Beteiligungsver-

fahren so konzipiert werden, dass diese an die 

lokalen Lebensverhältnisse der Adressatinnen- 

und Adressatengruppen anschlussfähig sind?

Anzahl der Sitzungen:

11

Beteiligte Modellkommunen:

Arnsberg, Bielefeld, Dortmund, Duisburg, 

Dormagen, Gelsenkirchen, Gladbeck, Münster, 

Kommunen im Kreis Unna, Wuppertal, Witten, 

Kreis Warendorf 

Thematische Schwerpunkte:

	� Definition von Sozialräumen: Stakeholder- und 

Ankerstandortanalyse; Standards für die Koordi-

nation im Sozialraum

	� Sozialräumliche Netzwerke und Netzwerkkoor-

dination im Kontext unterschiedlicher Rechts-

kreise 

	� �Verknüpfung sozialräumlicher Beteiligungs- und 

Planungsverfahren – Modell zur systematischen 

Beteiligung benachteiligter Zielgruppen auf 

sozialräumlicher Ebene in Planungsprozessen 

	� �Datenbasierte Analyse sozialräumlicher Lebens-

verhältnisse: Datenkatalog zur  

sozialräumlichen Planung und Erstellen integ-

rierter Handlungskonzepte

Wie können 
Planungsprozesse 
stärker an den 
Bedarfen der 
Menschen in den 
unterschiedlichen 
Stadtteilen ausge-
richtet werden?

Themencluster – 
Übergangsmanagement

Leitung & Moderation:  
Dr. Christina Günther

Übergreifende Fragestellung:

Wie gelingt es, biografische Übergänge  

nicht in „Stichtagen“ (z.B. Einschulung) zu  

konzipieren, sondern in kindgerechten Über-

gangskorridoren „vom Kind aus zu denken“?

Anzahl der Sitzungen:

11

Beteiligte Modellkommunen:

Arnsberg, Dormagen, Gladbeck, Hamm,  

Kommunen im Kreis Unna, Kreis Düren,  

Moers, Witten 

Thematische Schwerpunkte:

	� Thematische Annäherung an das Praxis- 

und Forschungsfeld der Übergangsgestaltung 

	� Eltern werden – Der Übergang von der  

Partnerschaft zur Elternschaft 

	� Der Übergang von der Familie in die erste 

(institutionelle) Betreuung 

	� Der Übergang von der Kindertages- 

einrichtung in die Grundschule 

	� Der Übergang von der Grundschule in die 

weiterführende Schule 

	� Der Übergang von der Schule in den Beruf 

bzw. in berufsvorbereitende Maßnahmen 

	� Migration, Flucht und Übergang 

 

Der Fokus liegt auf 
der kindgerechten 
Gestaltung biogra-
fische Übergänge.
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Neue Partner einbinden 

Im Modellvorhaben wurde ein weiteres typi-
sches Problem identifiziert: Je nachdem, wer 
in der Kommune die Initiative zum Aufbau der 
Präventionskette ergriffen hat und in welchem 
Dezernat und Amt die hauptamtliche Koordi-
nierung verankert ist, gelingt die Einbindung 
anderer Akteure unterschiedlich gut. Mitunter 
wurden zu Beginn mancherorts ganze Berei-
che, wie etwa der schulische Ganztag oder das 
Gesundheitswesen, nicht berücksichtigt. Oder 
die Akteure waren zwar bekannt, nur fanden sie 
keinen Zugang zueinander, beispielsweise auf-
grund verschiedener institutioneller Aufträge, 
Fachsprachen und Arbeitsbedingungen.

Daher wurden im Modellvorhaben in den vier-
teljährlich stattfindenden Lernnetzwerktreffen 
fachliche Grundlagen erarbeitet. Netzwerkfor-
scher zeigten, wie im Arbeitsalltag belastbare 

Verbindungen zwischen den verschiedenen 
Sektoren entstehen. Auf dieser Basis können 
dann über den reinen Informationsaustausch 
hinaus Angebote aus einer Hand geschaffen 
werden. Laut der Netzwerkforschung sind die 
Akteure innerhalb eines Sektors, wie etwa im 
Schulbereich, untereinander oft gut vernetzt: 
Die Akteure aus unterschiedlichen Systemen, 
beispielsweise aus dem Gesundheitssektor 
und der Kinder- und Jugendhilfe, sind miteinan-
der aber oft eher schwach oder nur punktuell 
verbunden.

In diesem gemeinsamen Reflexionsprozess 
zeigte sich im Lernnetzwerk eine gewisse  
„Jugendhilfelastigkeit“ der Aktivitäten in vielen 
Modellkommunen, die auch der Bericht der wis-
senschaftlichen Begleitforschung zum Modell-
vorhaben bestätigt. Das Jugendamt, so heißt 

Pro Jahr finden 
vier Lernnetz-
werktreffen 
treffen statt, 
bei denen sich 
die Kommunen 
untereinander 
austauschen 
und voneinander 
lernen können.
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es in dem Bericht, sei für manche Zielgruppen 
eher angstbesetzt und werde einseitig in seiner 
Kontrollfunktion wahrgenommen. Insbeson-
dere der Zugang des Gesundheitswesens zu 
diesen Zielgruppen gestalte sich hingegen recht 
unproblematisch, was sich zum Beispiel an ho-
hen Teilnahmequoten an den U-Untersuchungen 
ablesen lasse. Dennoch sei das Gesundheitswe-
sen vielerorts bislang unzureichend in die Prä-
ventionsketten einbezogen, wodurch Potenziale 
verschenkt würden. Auch die Kooperation von 
Jugendhilfe und Schule sei noch nicht immer 
so ausgebaut, wie es den Anforderungen der 
Präventionskettengestaltung entspricht.

Im Lernnetzwerk wurden weitere präventions-
relevante Gestaltungsbereiche und Akteure 
schwerpunktmäßig thematisiert. Etwa wurden 
der schulische Ganztag, das Gesundheitswesen,  

der Sport und die sozialen Sicherungssysteme 
stärker in den Mittelpunkt gerückt, die dann 
verstärkt auch vor Ort in Steuerungs-, Koor-
dinierungs- und Projektgruppen einbezogen 
wurden. Dies ist zum Erfolg der Präventionsket-
tengestaltung unbedingt erforderlich, wie auch 
der Bericht der wissenschaftlichen Begleitfor-
schung zum Modellvorhaben feststellt.

Schwerpunktthemen  
von Lernnetzwerktreffen  
zur Akteurseinbindung

	� Ganztagsbildung

	� Kooperation mit dem Gesund-

heitswesen  

	� Soziale Sicherung 

	� Sozialraumorientierung



Den Kontext erweitern: Die Landesebene als Teil 
der Lernumgebung

Eine gemeinsame Lernumgebung von landes- 
und kommunaler Ebene entsteht dadurch, dass 
kommunale Probleme aufgegriffen und in den 
übergreifenden fachlichen und fachpolitischen 
Diskurs eingespeist werden. Hohen Handlungs-
bedarf sehen die am Modellvorhaben beteilig-
ten Kommunen in dieser Hinsicht darin, dass 
von der Landes- und Bundesebene immer
neue, kommunal zu koordinierende Netzwerke 
geschaffen werden, ohne dass diese in einen 
klaren organisatorischen Gesamtzusammen-
hang gebracht würden. So drohen vor Ort Paral-
lelstrukturen zu entstehen, da sich die Aufgaben 
der Netzwerke überlappen. 

An diesem Punkt wird die Erfolgsgeschichte 
kommunaler Koordinierung zu einer großen 
Herausforderung. Prävention ist im Wesent-
lichen Netzwerkarbeit, wie auch der Bericht 
der wissenschaftlichen Begleitforschung zum 
Modellvorhaben feststellt. Netzwerke, das wird 
in der fachpolitischen Diskussion schon länger 
erkannt, erzielen häufig bessere Lösungen in 
den Feldern Bildung, Erziehung, Integration und 
Gesundheitsförderung, als dies durch reines 
Verwaltungshandeln möglich wäre. Infolge 
dieser Erkenntnis wurden in den letzten Jahren 
immer neue kommunal koordinierte Netzwerke 
ins Leben gerufen, so dass ein neues Problem 
der Koordination zwischen diesen Netzwerken 
entstanden ist. Brauchen wir nun das „Su-
per-Netzwerk“, das für eine „Koordination der 
Koordinationen“ sorgt? Einfache Antworten auf 
diese Frage gibt es nicht. Der gordische Knoten 
muss hier gleichsam aufgedröselt, nicht zer-
schlagen werden.

Alle Netzwerke in den Bereichen Bildung, Erzie-
hung, Gesundheitsförderung, soziale Sicherung 
und berufliche Orientierung von Kindern und 
Jugendlichen sind gehalten, gemeinsam zu 
einem gelingenden Aufwachsen beizutragen. 
Dazu bedarf es eines abgestimmten Vorgehens.
Die Landeskoordinierungsstelle hat vor diesem 
Hintergrund den Schulterschluss mit bereits be-

stehenden Netzwerken gesucht und mit diesen 
Partnern zwei gemeinsame Handlungsempfeh-
lungen veröffentlicht.

An mindestens einer der beiden Handreichungen 
waren folgende landesweite Koordinierungs- 
und Steuerungsstrukturen beteiligt:

	� Koordinationsstelle Kinderarmut beim  
Landschaftsverband Rheinland

	� Landeskoordinierungsstelle Frühe Hilfen
	� Landesprogramm „Kein Abschluss ohne 

Anschluss“ (KAoA)
	� Regionale Bildungsnetzwerke NRW (RBN)
	� Landesweite Landeskoordinierungsstelle 

„Kommunale Integrationszentren“ (LaKI)

In beiden Papieren geht es um abgestimmtes 
Planen und Handeln in gemeinsamer Verant-
wortung und fachlicher Arbeitsteilung. Beide 
skizzieren Leitlinien der Zusammenarbeit von 
Netzwerken in den Kommunen mit dem Ziel, 
die Bildungs- und Teilhabechancen von Kindern 
und Jugendlichen durch Prävention  
zu verbessern.

Die Handlungsempfehlungen sehen dabei als 
Voraussetzung der Zusammenarbeit, dass alle 
Partner „vom Kind her denken“ – und nicht pri-
mär vom eigenen institutionellen Auftrag. Darü-
ber hinaus muss es vor Ort in den Kommunen, 
aber auch auf der Landesebene, Raum geben, 
um Leitziele wie Bildungs- und Teilhabegerech-
tigkeit strategisch umzusetzen. Hier können die 
genannten Themennetzwerke wichtige Brücken 
bauen.

Die erwähnten Papiere sind bereits veröffent-
licht und werden an dieser Stelle inhaltlich nicht 
im Detail vorgestellt. Viele der dort benannten 
fachlichen Perspektiven finden sich in stärker 
ausgearbeiteter Form auch in diesem Bericht 
der Landeskoordinierungsstelle „Kein Kind 
zurücklassen! Kommunen in NRW beugen vor“ 
wieder.
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Beide Handlungsempfehlungen richten sich 
primär an Leitungsverantwortliche in den 
Netzwerken und Programmen selbst sowie an 
Verantwortungsträger auf kommunaler- und 
Landesebene. Wichtig ist das Signal, dass auch 
die diversen Landeskoordinierungsstellen und 
ministerialen Steuerungsstrukturen erkannt 
haben, dass man nicht länger nebeneinander 
her agieren kann. Die Papiere verstehen sich als 
Startschuss für einen gemeinsamen Lernpro-
zess, der auch über die Netzwerkkoordinierun-
gen hinaus auf die Fachressorts der Landesre-
gierung, die Strukturen der Freien Träger und 
weitere Akteure auszuweiten ist.  

 
Dadurch signalisiert man den Kommunen, wie 
wichtig der Landesebene die Vernetzung, das 
integrierte Handlungskonzept und der Sicht-
wechsel, „vom Kind her zu denken“ ist. Dieser 
Prozess des Einbezugs der Landesebene in 
eine gemeinsam mit den Kommunen getragene 
Lernumgebung ist für den Erfolg des Aufbaus 
von Präventions- wie auch von Bildungsketten 
von ausschlaggebender Bedeutung. Die ersten 
Schritte sind gemacht.

Die Handlungs- 
empfehlungen  
finden Sie auf der 
Projektwebsite
www.kein-kind-zu-
ruecklassen.de/me-
dien/publikationen/
broschueren-und-ma-
gazine

INFO
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Landeskoordinierungsstelle NRW

Die Handlungs-
empfehlungen 
sind in zwei 
Netzwerken 
entstanden.
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2.	LERNERFOLGE 
FORMATE UND INSTRUMENTE  
FÜR DIE PRAXIS

Eine Lernumgebung braucht Veranstaltungsformate und Instrumente. 

Im Modellvorhaben wurde durch die im vorherigen Kapitel geschilderten

Lernprozesse beides geschaffen. Im Folgenden werden die wichtigsten 

Veranstaltungsformate und Instrumente vorgestellt.

Um Prävention als strategische Entscheidung 
nachhaltig zu verankern, hat die Landes-
koordinierungsstelle ab 2014 in bislang acht 
Modellkommunen Entwicklungskonferenzen in 
Form von „Open Space“-Veranstaltungen mit 
externer Moderation durchgeführt. In diesen 
ganztägigen Workshops kamen Leitungskräfte 
aus der Kommune, aus Bildungseinrichtungen 
und von Freien Trägern der Wohlfahrtspflege 
zusammen. Es wurden Eckpunkte des Präven- 

tionskettenaufbaus im Konsens vereinbart und 
eine kommunale Agenda zu ihrer Umsetzung 
erarbeitet. Auf Basis und unter Würdigung 
des bislang vor Ort Erreichten wurden dann 
wesentliche Meilensteine festgelegt und die 
entsprechenden Arbeitsaufgaben verteilt. 
Damit wurde ein neuer Impuls gesetzt, der das 
Thema Prävention in der Kommune politisch 
aufwertet und die weiteren Ausbaubemühun-
gen absichert. 

2. Lernerfolge

Entwicklungskonferenzen

Themen der Entwicklungskonferenzen

Kommune Titel

Arnsberg Inklusion in allen Lebensbereichen – Vielfalt erkennen, wertschätzen  
und leben – Im Fokus: Kinder und Jugendliche

Dormagen Beste Zukunfts-Chancen für Kinder und Jugendliche

Dortmund Vom Modell zur Fläche. Prävention in Dortmund. Gute Ansätze mit  
den Erfahrungen der Praktiker gemeinsam in die Fläche bringen

Gladbeck Das Gladbecker Versprechen

Kreis Düren Gut aufwachsen im Kreis Düren

Moers Aufwachsen in Moers – kinderleicht.
Gemeinsam verantwortlich

Düsseldorf Gemeinsam für die Zukunft junger Menschen in unserer Stadt

Kommunen  
im Kreis Unna

Gelingendes Aufwachsen im Kreis Unna. „Vom Kind her denken“ als 
Orientierung für unser kommunales Handeln
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Planungsworkshops

Die sogenannten SMART-Workshops im Mo-
dellvorhaben sind zu Planungworkshops für 
die Festlegung strategischer Präventionsziele 
weiterentwickelt worden. Dieses Format richtet 
sich primär an die Kommunalpolitik und Kom-
munalverwaltung. In Form einer Managerkon-
ferenz unter Teilnahme der kommunalen Spitze 
soll die Entwicklung einer Präventionsstrate-
gie in der Kommunalverwaltung verbindlich 
gemacht werden. Von besonderer Bedeutung 
ist dabei die messbare Orientierung am Nutzen 
für Kinder und Familien, also die sogenannte 
Outcomeorientierung. Zu diesem Zweck kann 
dann ein Qualitätszirkel ins Leben gerufen 
oder das Statistische Amt zur Berechnung von 
Kenngrößen beauftragt werden. Mit Hilfe der 
„Open Space“-Methode soll erreicht werden, 
dass die Teilnehmenden nicht interessengelei-
tet mit ihrem Wissen hinter dem Berg halten, 
sondern sich inhaltlich motiviert einbringen. 
Die im Raum versammelten „hochrangigen“ 

Verwaltungsbeamten, Fachplaner und Politiker 
müssen durch die Form der Moderation dazu 
befähigt werden, für die Zeit ihrer Zusam-
menkunft gemeinsam ein soziales System zu 
bilden. Der Auftrag der professionellen, exter-
nen Moderation ist es dann, das „Wissen im 
System“ möglichst umfassend zu heben. 

Mit den Planungsworkshops  
werden folgende Ziele verknüpft: 

	� Ausrichtung auf präventive,  
strategische Ziele 

	� Etablierung einer hauptamtlichen  
Koordinierung und Steuerungsstruktur

	� Sicherung der politischen Rückendeckung 
durch die Verwaltungsspitze.

Je nach kommunaler Ausgangslage wird man 
hier in einem einzigen Planungsworkshop un-
terschiedlich weit kommen können. 

INPUT

Welche Mittel wurden 
eingesetzt?

Welche Aktivitäten 
wurden umgesetzt?

Welche Ergebnisse 
sind sichtbar?

OUTPUT OUTCOME/IMPACT

Mittelaufwand:  
z. B. Geld, Arbeitszeit, 
Sachmittel, Manage-
mentaufwendungen

z. B. Häufigkeit der  
Aktivitäten bzw. Treffen, 
Anzahl der produzierten 
Medien

z. B. Feedback und Inan-
spruchnahme der Angebote 
und Medien, Einstellungs- 
oder Verhaltensänderungen, 
gesellschaftliche Verände-
rungen

Die LAG der Wohlfahrtsverbände unterstützt 
die Landeskoordinierungsstelle mit einem 
eigens dazu abgeordneten Mitarbeiter. Dieser 
führt in den einzelnen Kommunen Vorberei-
tungsworkshops mit den in der LAG zusam-

mengeschlossenen örtlichen Freien Trägern 
durch. Damit wird gewährleistet, dass diese 
Akteure optimal auf die Entwicklungskonferenz 
vorbereitet sind und ihr Potenzial entsprechend 
einbringen können.

2. Lernerfolge

Im Planungs-
workshop sollen 
Arbeitsprozesse 
und Formate,  
wie etwa 
gemeinsame 
Qualitätszirkel 
von Controllern 
und Fachkräften, 
verbindlich ver-
einbart werden.
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Entwicklungsgruppen

Der thematisch vertiefte Austausch zwischen 
den an „Kein Kind zurücklassen! Kommunen in 
NRW beugen vor“ beteiligten Kommunen wird 
künftig nicht mehr in Themenclustern, sondern 
in Entwicklungsgruppen organisiert. 
 
Neu ist dabei:

	� dass parallel zu den Sitzungen der jeweiligen 
Entwicklungsgruppe mit speziell an diesem 
Thema interessierten Kommunen bereits 
praxisbezogene Umsetzungsaktivitäten 
gestartet werden sollen, man also eine Art 
Praxislabor hat, in dem man aktuelle Erfah-
rungen gemeinsam reflektieren und auswer-
ten kann. 

	�� dass an den Entwicklungsgruppen nicht 
(nur) die kommunalen Koordinatoren und 
Koordinatorinnen teilnehmen können, son-
dern (auch) die für die Umsetzung wichtigen 
Fachleute in der Kommune.

	�� dass zur Unterstützung des Planungs- und 
Umsetzungsprozesses die im Modellvorha-
ben entwickelten Tools der Landeskoordinie-
rungsstelle eingesetzt werden können; diese 
werden in den kommenden Abschnitten 
beschrieben.

 
	�� dass Modellkommunen, die sich bereits seit 

Längerem mit dem Thema befassen, als 
sogenannte Vertiefungskommunen in die 
Entwicklungsgruppen eingebunden werden 
sollen, um ihre Erfahrungen weiterzugeben. 
Daneben wird man sich auch künftig – wie 
schon in den Themenclustern – der exter-
nen Expertise aus Wissenschaft, Politik und 
Verbänden versichern und entsprechende 
Fachleute in die Entwicklungsgruppen ein-
binden.

Auf diese Weise soll die besondere Stärke des 
Themencluster-Formats – der freie fachliche 
Austausch zwischen den Kommunen – mit der 
eher produktorientierten, auf die Erstellung von 
Handreichungen fokussierten Funktion eines 
„Entwicklungslabors“ kombiniert werden.

Das Online-Tool

Eine wesentliche Voraussetzung jedes planvol-
len Handelns ist eine Bestandsaufnahme, also 
die Erfassung des IST-Standes. In der ersten 
Phase des Modellvorhabens haben die einzel-
nen Modellkommunen daher alle präventiven 
Angebote und Netzwerke ermittelt. Dafür 
konnten sie ein von der Landeskoordinierungs-
stelle entwickeltes Erhebungsraster nutzen. Es 
war beabsichtigt, diese Erhebungen in regelmä-
ßigem Abstand zu aktualisieren, um auf diese 
Weise nach und nach die Entwicklung der kom-
munalen Präventionsinfrastruktur im Zeitverlauf 
nachverfolgen zu können. 

Der Aufwand erwies sich für die Modellkommu-
nen allerdings als immens hoch. Es wurde deut-
lich, dass an keiner Stelle alle entsprechenden 
Daten ämter- und trägerübergreifend zusam-

menfließen. Auch stand der Aufwand in keinem 
guten Verhältnis zum Ertrag: Die Datenqualität, 
die Angebotsheterogenität und auch der reine 
Umfang des Datensatzes ließen Zweifel an der 
Planungsrelevanz der Erhebungen aufkommen. 
In mittelgroßen Städten kamen leicht hunderte 
Angebote und dutzende Netzwerke zusammen.
Trotzdem ist es unabdingbar, dass die Fach-
planung auf Daten verschiedener Träger und 
Einrichtungen zugreifen kann, um Lücken in 
der Präventionskette und Überversorgungen 
zu ermitteln. Deshalb haben Experten und 
Expertinnen gemeinsam mit der Landeskoor-
dinierungsstelle und interessierten Kommunen 
Generalfragebögen entwickelt, die nun die 
Fachplanung zur Bestandserhebung flexibel 
nutzen kann. Einerseits, um Angebote abzufra-
gen, andererseits, um bereits in den Stadtteilen 

2. Lernerfolge
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oder zu Einzelthemen bestehende präventions-
relevante Netzwerke zu identifizieren. Konkret 
wählt die Planerin oder der Planer Fragen aus 
einem Kanon aus und mailt diese über das Tool 
an die Zielgruppe, etwa Angebotsträger und 
Einrichtungen. Dann erhalten die Befragten 
einen Link, um die Bögen auszufüllen. Für den 
Fall einer längeren Bearbeitungszeit können 
sie die Antworten zwischenspeichern und 
nach Fertigstellung zurücksenden. Die Ergeb-
nisse werden durch das Tool ausgewertet und 

grafisch aufbereitet. So erhält die Fachplanung 
konkrete Daten, mit denen sie gezielt weiterar-
beiten kann.

Anstatt alle Angebote und Netzwerke gesamt-
kommunal zu erfassen, ermöglicht dieses Tool 
gezielte, kleinräumige und themenspezifische 
Bestandserhebungen für unterschiedliche kom-
munale Planungszwecke. 

Testkommunen: 

DORTMUND 
UND 
WUPPERTAL

Um dennoch auch flächendeckende, gesamt-
kommunale Bestandsaufnahmen zu ermögli-
chen, arbeitet die Landeskoordinierungsstelle 
„Kein Kind zurücklassen! Kommunen in NRW 
beugen vor “ eng mit der Landeskoordi-
nierungsstelle Frühe Hilfen zusammen, die 
ebenfalls ein Online-Tool – hier aber mit dem 
Schwerpunkt eines Informationsportals für 

Eltern – erarbeitet hat. Es ist geplant, dieses 
Informationsportal gemeinsam so weiterzu-
entwickeln, dass es auch für die Fachplanung 
nutzbar gemacht werden kann. Zum Schließen 
der Lücken in der Präventionskette wurde ein 
weiteres Tool, das sogenannte Kontextmodell, 
entwickelt.

2. Lernerfolge

Das Online-Tool wurde im Rahmen eines Pro-

belaufs in den Modellkommunen Dortmund 

und Wuppertal unter Realbedingungen ein-

gesetzt. Die Handhabbarkeit des Tools wurde 

durch zwei Befragungen getestet. In Wuppertal 

wurden alle Leitungen der örtlichen Stadtteil-

konferenzen angeschrieben, um deren Netz-

werkstrukturen zu analysieren. Fragen waren 

zum Beispiel: Seit wann besteht das Netzwerk? 

Auf welchen Wirkungskreis bezieht sich das 

Netzwerk? Gibt es einen Fokus des Netzwerks? 

Nennen Sie die drei wesentlichsten Themen, 

die im Netzwerk behandelt werden? Sind die 

Ziele des Netzwerks festgeschrieben? 

In Dortmund wurde eine kleinräumige Be-

fragung der Teilnehmenden des Netzwerks 

„INFamilie – Märchensiedlung“ im Stadtteil 

Eving durchgeführt. Hier ging es darum, welche 

Akteure aus welchen Bereichen beteiligt sind 

und wie diese ihre Kooperation und das Netz-

werk selbst wahrnehmen.

Der Praxistest ermöglichte es der Landeskoor-

dinierungsstelle „Kein Kind zurücklassen! Kom-

munen in NRW beugen vor “, die Bedienung 

des Online-Tools zu vereinfachen. Zum Beispiel 

wurde eine benutzerfreundlichere Eingabemas-

ke für E-Mail-Adressen angeregt. Da sowohl 

der Akteurs- als auch der Netzwerkfragebogen 

zum Einsatz gekommen sind, konnten wertvolle 

Hinweise für eine praxisnähere Formulierung 

einzelner Fragen und eine Ergänzung der Ant-

wortmöglichkeiten gesammelt werden.

Online-Tool
Probelauf unter Realbedingungen
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Das Kontextmodell

Mithilfe des Kontextmodells unterstützt die Lan-
deskoordinierungsstelle die Kommunen dabei, 
trotz unterschiedlicher Rahmenbedingungen 
Gute Praxis übertragbar zu machen. Dieses 
Instrument wurde gemeinsam mit der Fach-
hochschule Köln entwickelt. Im ersten Schritt 

dient das Modell dazu, wesentliche Kontextbe-
dingungen für einen Gute Praxis-Ansatz heraus-
zufiltern: Vielleicht funktioniert ein Projekt vor 
Ort auch deshalb so gut, weil es ausreichend 
gutes Personal gibt, oder weil die Einrichtung, 
in der das Angebot stattfindet, über besonders 
geeignete Räumlichkeiten verfügt. Derartige 
Rahmenbedingungen, Vorerfahrungen und 
besondere Kompetenzen in den Einrichtungen 

können für den Erfolg unerlässlich sein. Diese 
Erfolgsbedingungen, die nicht eigentlich zum 
Projektinhalt gehören, sondern die äußeren 
Rahmenbedingungen – den Kontext – betref-
fen, werden konkret ermittelt. In einem zweiten 
Schritt muss dann geklärt werden, ob und 
inwieweit diese Kontextbedingungen auch in 
der Kommune gegeben sind, die das Projekt 
übernehmen will. Sind sie es nicht, so wird 
in einem dritten Schritt abgeschätzt, ob die 
erfolgreiche Übertragung des Projekts in der 
aufnehmenden Kommune dadurch in Gefahr 
geraten könnte. Wenn ja, sind Alternativen zu 
finden, um die fehlenden Kontextbedingungen 
auszugleichen. Auf diese Weise wird frühzeitig 
klar, was die Kommune zu bedenken hat und 
eventuell neu schaffen muss, damit das über-
nommene Projekt gute Chancen auf Erfolg hat. 
Statt auf eine Blaupause zu setzen, wird mit 
dem Kontextmodell eine maßgeschneiderte 
Übertragung anderswo bewährter Präventions-
praxis möglich.

Die Schrittfolge wird in Form einer strukturier-
ten Gesprächsführung von der Landeskoordi-
nierungsstelle moderiert und mit Akteuren aus 
der das Angebot durchführenden sowie der 
daran interessierten Kommune durchgeführt.

Abgebende
Kommune:

DÜSSELDORF
In Bielefeld ist nach den Sommerferien 2015 

ein neues Projekt gestartet mit dem Namen: 

„Fit für die Schule“. Dahinter steckt ein bereits 

erprobtes Konzept aus Düsseldorf, das dort 

„Kita-Eingangsuntersuchung“ genannt wird. 

Bei einem Lernnetzwerktreffen wurde das 

Kontextmodell an diesem konkreten Beispiel 

auf seine Anwendbarkeit und Nützlichkeit hin 

getestet: Durch den am Modell orientierten 

strukturierten Austausch erhielten die Akteure 

aus Bielefeld einen umfassenden Überblick 

zu den erforderlichen Rahmenbedingungen. 

Im Anschluss daran wurde entschieden, das 

Konzept der Kita-Eingangsuntersuchung in die 

eigene Kommune zu übertragen, auch wenn 

nachjustiert werden musste: Beispielsweise 

war, anders als in Düsseldorf, keine zusätzliche 

Personalressource zur Begleitung der Eltern 

und Kinder verfügbar. 

In Abstimmung mit Trägern, Gesundheitsamt 

und Kindertageseinrichtungen wurde das Kon-

zept an die kommunalen Rahmenbedingungen 

angepasst. Man einigte sich auf einen regelmä-

ßigen Austausch zwischen den Einrichtungen 

zu möglichen Förderangeboten und Unterstüt-

zungsangeboten für Kinder. Der gelungene, 

strukturierte Austausch zwischen den beiden 

Kommunen kann zugleich als gelungener 

Testlauf für das Kontextmodell gelten, das 

nichtsdestoweniger noch weitere Praxistests 

bestehen muss.

Aufnehmende
Kommune:

BIELEFELD

2. Lernerfolge

Anwendung des Kontextmodells: 
Übertragung eines Gute Praxis-Ansatzes: Kita-Eingangsuntersuchung
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Weitere Ansätze der Tool-Entwicklung

„Wertschätzende Erkundung“ ist eine Me-
thode, mit der sich zweierlei erreichen lässt: 
Zum einen können damit Kernelemente guter 
Praxis identifiziert werden. Durch eine geziel-
te Fragetechnik wird ermittelt, was an einem 
interessierenden Praxismodell innovativ ist. 
Zum anderen lassen sich mittels dieser Me-
thode die Bedarfe zur Weiterentwicklung der 
örtlichen Präventionskette noch einmal vertieft 
analysieren. Mitunter „verschiebt“ sich dadurch 
der anfangs geäußerte Bedarf und stellt sich 
nun anders dar. Etwa, weil vorschnell schein-
bar naheliegende Antworten auf ein Problem 
gesucht wurden, die bei näherem Hinsehen 
die identifizierte Lücke in der Präventionskette 
gar nicht schließen könnten. Die Methode kann 
der Anwendung des Kontextmodells vor- oder 
nachgeschaltet werden. Und zwar immer dann, 
wenn Bedarfe seitens der Kommune noch recht 
unklar kommuniziert werden (Vorschaltung) 
oder wenn sich die Übertragung eines Projekts 
durch zu viele abweichende Kontextbedingun-
gen in der Anwendung des Kontextmodells als 
undurchführbar erweist (Nachschaltung). Auch 
dieses Format wird als strukturierte Gesprächs-
führung von der Landeskoordinierungsstelle 
mit interessierten Kommunen umgesetzt.

Eine „Checkliste Netzwerkmanagement“ gibt 
den kommunalen Koordinatorinnen und Koor-
dinatoren fachliche Anleitungen. Sie hilft ihnen 
dabei, den Überblick zu behalten und keine 
wichtigen Tätigkeitsbereiche zu übersehen. 
Die auf der Projekt-Website www.kein-kind-zu-
ruecklassen.de abrufbare Checkliste soll 
weiterhin periodisch aktualisiert werden und 
wird um Anregungen der Koordinatorinnen und 
Koordinatoren erweitert.

Die Tools bündeln und verarbeiten in ihrer Logik 
und Systematik fortlaufend kommunale Erfah-
rungen und deren Austausch im Lernnetzwerk 
der beteiligten Kommunen. Ihre Entwicklung ist 
daher nie wirklich abgeschlossen.

Schwerpunktthemen von  
Lernnetzwerktreffen  
zur Tool-Entwicklung

	� Checkliste zur Selbstanalyse und Wertschätzende Erkundung

	� Instrumente für das interkommunale Wissensmanagement

	� Toolentwicklung

	� Systematisierung des des interkommunalen Austauschs



34

Fachbericht zur operativen Umsetzung 
des Modellvorhabens
Ministerium für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport 
des Landes Nordrhein-Westfalen

3.	ZUM WEITERLERNEN 
FACHMAGAZINE – POSITIONSPAPIERE –  
UND MEHR

Im Rahmen von „Kein Kind zurücklassen! Kommunen in NRW beugen 

vor“ ist ein umfassendes Informationsangebot zum Thema Prävention 

entstanden, das auf den Internetseiten des Modellvorhabens unter

 www.kein-kind-zuruecklassen.de abrufbar ist.

Fachbericht 2013

Ursprünglich als Bericht für den nordrhein- 
westfälischen Landtag konzipiert, wurde der 
Fachbericht 2013 die erste umfassende Dar-
stellung von „Kein Kind zurücklassen! Kommu-
nen in NRW beugen vor“ für die interessierte 
Öffentlichkeit. Die Broschüre vermittelt wich-
tige Basisinformationen: Welche Ziele verfolgt 
das Modellvorhaben? Wie sollen sie erreicht 
werden? Welcher Präventionsbegriff liegt „Kein 
Kind zurücklassen!“ zugrunde? Im Hauptteil 
werden dann die 18 teilnehmenden Städte und 
Kreise mit ihren Vorhaben im Einzelnen vorge-
stellt. 

Fachmagazin 2014

Aus dem „Fachbericht“ von 2013 wurde im Jahr darauf ein  
„Fachmagazin“ – umfangreicher im Inhalt, ansprechender im  
Erscheinungsbild. Im ersten Teil bietet das Magazin eine Einfüh-
rung in die Politik der Vorbeugung als Kernanliegen der Landes-
regierung. Neben Berichten über die laufenden Aktivitäten im 
kommunalen Lernnetzwerk enthält das Heft einen Überblick 
über das Programm der wissenschaftlichen Begleitforschung.  
Im Mittelpunkt stehen aber erneut die Modellkommunen oder  
besser: ihre Praxisarbeit entlang der Präventionskette. Geordnet 
nach den Lebensabschnitten „Rund um Schwangerschaft und 
Geburt“, „Rund um die Kita“, „Von der Grundschule bis in die 
weiterführende Schule“ und „Rund um die Jugendphase“ werden 
insgesamt 18 beispielhafte Präventionsangebote vorgestellt. 

Fachmagazin 2014 
zum Landesmodellvorhaben „Kein Kind zurücklassen! Kommunen in NRW beugen vor“

für das Jahr 2014

3. Zum Weiterlernen
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Fachmagazin 2015

In dieser Ausgabe des Fachmagazins finden 
sich vorläufige Ergebnisse des Modellvorhabens,  
das sich im Jahr 2015 auf der Zielgeraden be- 
fand. Hervorzuheben ist der Beitrag über Prä- 
ventionsstandards für den Auf- und Ausbau 
kommunaler Präventionsketten. Auch einige 
Studien aus der wissenschaftlichen Begleitfor-
schung werden vorgestellt, zum Beispiel zur 
fiskalischen Dimension von Prävention, aber 
auch erste Ergebnisse der Verwaltungs- und 
Familienbefragungen. Im Abschnitt über die 
vorbeugende Landespolitik geht es unter  
anderem um Familienzentren und plusKita,  
die Schulsozialarbeit und um Finanzierungs-
möglichkeiten für Prävention durch die großen 
Europäischen Struktur- und Investitionsfonds 
(ESF, EFRE, ELER). Das Schwerpunktthema des 
Magazins sind biografische Übergänge. Wieder 
werden 18 Beispiele guter Praxis aus den Mo-
dellkommunen präsentiert, in biografischer Rei-
henfolge entlang der Präventionskette: in der 
Elternschaft, in der Kita, in der Grundschule, 
in der weiterführenden Schule und schließlich 

Fachmagazin 2015 
zum Landesmodellvorhaben „Kein Kind zurücklassen! Kommunen in NRW beugen vor“

für das Jahr 2015

Die anschauliche Aufbereitung guter Präventi-
onspraxis in den Modellkommunen steht nicht 
nur im Mittelpunkt der jährlichen Fachmagazi-
ne, sondern auch von zwei weiteren Informati-
onsangeboten.

Auf den Internetseiten des Modellvorhabens 
kann man gezielt nach Präventionsangeboten 
suchen, die sich als gute Praxis in den Kommunen  
bewährt haben und zur Übernahme in andere  
Kommunen in Frage kommen. Die Suche kann  
nach verschiedenen Kriterien erfolgen, beispiels- 
weise nach der jeweils spezifischen Altersgrup-
pe der Kinder oder Jugendlichen oder nach 
Handlungsfeldern wie Sport, Gesundheit oder 
Bildung. Neben einer kurzen Beschreibung 
des jeweiligen Angebots und seiner besonde-
ren Vorteile nennt die Praxisdatenbank auch 

Ansprechpersonen, die in der anbietenden 
Kommune zur Kontaktaufnahme bereitstehen.
Zusätzlich zur Praxisdatenbank werden  
Beispiele guter Präventionspraxis auch in  
Form einer in unregelmäßigen Abständen  
erscheinenden Kurzpublikation aufbereitet:  

Im spotlight praxis sind auf jeweils zwei Seiten  
alle wesentlichen Informationen zu einem 
bestimmen Präventionsangebot zusammen- 
gefasst: knapp, präzise und anschaulich.  
Anfang 2015 wurden die ersten 10 spotlights  
zu einem Magazin zusammengestellt.

spotlightpraxis

Oberhausen

Büro für Chancengleichheit 
In Oberhausen setzt sich das Büro für Chancengleichheit für eine familien-
freundliche Stadt ein. Damit das Modellvorhaben „Kein Kind zurücklassen!“ 
von dieser zentralen Institution profitieren kann, ist die Projektkoordination in 
dieser Stabsstelle angesiedelt. Das Gesicht der Stabsstelle ist Andreas Stahl. 
Bei ihm laufen alle Fäden zusammen. Gemeinsam mit einer Projektgruppe 
arbeitet er daran, die Präventionsarbeit in Oberhausen gesamtstädtisch zu 
koordinieren. Durch die trägerübergreifende Zusammenarbeit gelingt eine 
übergeordnete Abstimmung – mit dem Ziel, Kinder, Jugendliche und Familien 
bestmöglich zu unterstützen.

Fo
to

s:
 IS

A
/F

ab
ia

n 
S

tü
rt

z

Das ist besonders gut:

✓	 Zentrale	Institution,	die	mehrere	
	 Themenbereiche	vereint

✓	 Querschnittsthema	„Prävention“	
	 beim	Oberbürgermeister	angesiedelt

✓	 Direkte	Anbindung	von		
	 „Kein	Kind	zurücklassen!“	

✓	 Abbau	und	Vermeidung	von	
	 Parallelstrukturen

✓	 Gemeinsames	Präventionsverständnis

✓	 Gezieltere	Steuerung	von	Angeboten

3. Zum Weiterlernen

im Beruf. Zusätzlich werden einige Angebote 
für bestimmte Zielgruppen wie Flüchtlinge und 
Zugewanderte vorgestellt. 

Praxisdatenbank und 
„spotlight praxis“

Die Ausgaben 
von „spotlight 
praxis“ werden 
regelmäßig 
auf www.
kein-kind-zu-
ruecklassen.
de/medien/
publikationen/
spotlight-praxis 
veröffentlicht. 
Jede Ausga-
be steht als 
Download zur 
Verfügung.
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Gemeinsame Empfehlungen 
 

der Programme 
 

Kommunale Integrationszentren NRW, 

Kommunale Koordinierung „Kein Abschluss ohne Anschluss  
Übergang Schule – Beruf in NRW“, 

Regionale Bildungsnetzwerke in NRW, 

Landeskoordinierungsstelle Frühe Hilfen NRW und 

der Landeskoordinierungsstelle „Kein Kind zurücklassen!  
Kommunen in NRW beugen vor“ 

 
für die  

Zusammenarbeit von regionalen Netzwerken 
 
 
 
 
 
 
 
Stand 20.01.2016 
 
Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner:  
 
Cornelia Stern, Ministerium für Schule und Weiterbildung NRW, Regionale Bildungsnetzwerke NRW 
Dr. Petra Hoffmann, Martina Lüking, Ministerium für Arbeit und Soziales NRW, Kein Abschluss ohne 
Anschluss, Kommunale Koordinierung 
Christiane Bainski, Bezirksregierung Arnsberg, Landesweite Koordinierungsstelle Kommunale Integrati-
onszentren 
Désirée Frese, Landeskoordinierungsstelle Frühe Hilfen im Ministerium für Familie, Kinder, Jugend, Kul-
tur und Sport NRW 
Dr. Heinz-Jürgen Stolz, Karl-Heinz Kaup, Landeskoordinierungsstelle Kein Kind zurücklassen! Kommu-
nen in NRW beugen vor 
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Reportagemagazin

Auf der Website des Landesmodellvorhabens 
erscheinen in regelmäßigen Abständen Beiträge  
über die Präventionsarbeit in den Modellkom-
munen. Ein Großteil dieser Beiträge sind  
Reportagen. Um diese Artikel einer größeren  
Öffentlichkeit zugänglich zu machen, ist 2015 
ein Reportagemagazin entstanden. Im Unter-
schied zum „spotlight praxis“ sind die Reportagen  
nicht nur auf geprüfte Beispiele guter Praxis 
beschränkt, sondern berichten über ein breites 
Spektrum präventiver Maßnahmen und Akti-
vitäten in den Modellkommunen. Das Magazin 
enthält 12 Reportagen entlang der Präventi-
onskette von der Schwangerschaft bis in die 
Jugendphase. 

Positionspapiere und 
Handlungsempfehlungen

Die Landeskoordinierungsstelle von „Kein Kind 
zurücklassen! Kommunen in NRW beugen vor“ 
hat sich intensiv um die Verständigung zwi-
schen wichtigen Akteuren der Präventionsarbeit 
auf Landes- und Bundesebene bemüht. Das 
Ergebnis sind zwei wegweisende Dokumente. 
Zum einen „Gemeinsame Empfehlungen für die 
Zusammenarbeit regionaler Netzwerke“, erar-
beitet in Kooperation zwischen landesweiten 
Netzwerken in den Bereichen Frühe Hilfen, Bil-
dung, Integration und Übergang Schule-Beruf.  
Zum anderen ein „Positionspapier über integrierte
Gesamtkonzepte kommunaler Prävention“, das
neben den beiden Landesjugendämtern (LWL, 
LVR) und der Landeskoordinierungsstelle Frühe 
Hilfen auch vom Nationalen Zentrum Frühe
Hilfen, der Bundeszentrale für gesundheitliche

Aufklärung und vom Partnerprozess „Gesund
aufwachsen für alle!“ mitgetragen wird.
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Fotodokumentation

Um Präventionsarbeit auch in anderer Form 
erlebbar zu machen, hat die Landeskoordinier- 
ungsstelle die Fotodokumentation „Gelingendes  
Aufwachsen“ erstellt. Die Ausstellung zeigt  
Beispiele guter Praxis aus allen 18 Modell-
kommunen. Große und kleine Fotos, die die 
Betrachterinnen und Betrachter emotional 
ansprechen, werden durch Infoboxen ergänzt, 
die in kurzen und prägnanten Sätzen die  
Herausforderungen und Chancen der jeweiligen 
Lebensphase erläutern.

Eröffnet wurde die Fotodokumentation im  
September 2014 in den Räumen des Ministe-
riums für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und 
Sport des Landes NRW in Düsseldorf. 
 Anschließend wanderte die Ausstellung  

durch zahlreiche Kommunen. Wie in einem 
kleinen Ausstellungskatalog ist die Fotodoku-
mentation in einem Booklet zusammengefasst, 
das unter www.kein-kind-zuruecklassen.de 
abgerufen werden kann.

Mit finanzieller Unterstützung  
des Landes Nordrhein-Westfalen  
und des Europäischen Sozialfonds

Gelingendes Aufwachsen 
Fotodokumentation

Ort Ausstellungszeitraum

Düsseldorf (MFKJKS) September-Oktober 2014

Arnsberg November-Dezember 2014

Gladbeck Dezember 2014-Januar 2015

Kreis Düren Januar-Februar 2015

Bielefeld 19. Februar 2015

Oberhausen Februar 2015-März 2015

Mönchengladbach März-April 2015

Kreis Unna Juni-Juli 2015

Gütersloh (Bertelsmann Stiftung) Oktober-November 2015

Münster (Institut für soziale Arbeit e.V.) seit Dezember 2015



38



39

TEIL B:  
PRÄVENTION  
GESTALTEN
Handreichung zur Entwicklung kommunaler Präventionsketten
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4.	AUFBAU DER  
PRÄVENTIONSKETTE 
LEITBILD ERARBEITEN – ZIELE FINDEN –  
STRUKTUREN ETABLIEREN – DATEN GEWINNEN –  
PLANUNG INTEGRIEREN –  
WIRKUNGSORIENTIERT STEUERN 

Dafür müssen sich die beteiligten Institutionen, 
Träger und Einrichtungen zum einen gut mit-
einander koordinieren. Zum anderen müssen 
sie gemeinsam „vom Kind her denken“, d.h. 
die gesellschaftlich ungleichen Startchancen 
und Lebenslagen von Kindern berücksichtigen. 
Dies gelingt durch den Blick auf die konkreten 
Lebensumstände, die individuell, in jedem 
Wohnquartier und in jeder Kommune unter-
schiedlich sind. Und es gelingt durch die direkte 
Beteiligung von Eltern und Kindern. Schon 
deshalb gibt es keinen universellen Masterplan 
dafür, wie eine Präventionskette zu etablieren 
ist. Zudem ist keine Kommune wie die andere, 
jede hat ihre eigene Ausgangslage, von der aus 
sie ihren Weg finden muss. 

Gleichwohl kann im Kontext von Qualitätsent-
wicklung ein übergreifender Orientierungs-
rahmen erstellt werden. Im Modellvorhaben 
„Kein Kind zurücklassen! Kommunen in NRW 
beugen vor“ wurde dazu ein Qualitätskreislauf 
erarbeitet. Dieser dient nicht als „Bauanleitung“ 
für Präventionsketten, sondern ist eher eine 
Landkarte oder Navigationshilfe, die man situa- 
tionsadäquat interpretieren muss, anstatt ihr 
blind zu vertrauen.

Dem Erfordernis einer guten Koordination 
präventiver Angebote lässt sich am besten im 
Rahmen träger- und einrichtungsübergreifen-
der Netzwerke gerecht werden. Damit sich eine 

gemeinsame Kultur des „vom Kind her Denkens“  
entwickeln kann, müssen dabei Vorbehalte ab-
gebaut und Vertrauen aufgebaut werden. Denn 
Vertrauen ist die wichtigste „Währung“ für den 
Erfolg von Netzwerken.

Das ist anstrengend und braucht Zeit. Doch 
dafür haben Netzwerke einen großen Vorteil: 
Flexibilität. In Netzwerken ist es leichter mög-
lich, sich an gemeinsam für sinnvoll und situati-
onsadäquat erkannten Lösungen zu orientieren. 
Auch müssen keine starren Dienstwege einge-
halten werden, es kann vielmehr über Hierar-
chieebenen sowie Organisations- und Ämter-
grenzen hinweg Fachlichkeit gebündelt werden. 
Außerdem können auch Kinder und Eltern 
einfacher zu Wort kommen. So entstehen jene 
passgenauen und lebensweltnahen Lösungen, 
die eine Präventionskette ausmachen.

Eine kommunale Präventionskette braucht aber 
noch mehr. Feste Verwaltungs- und Trägerstruk-
turen schaffen Verbindlichkeit und Rechtssi-
cherheit und müssen daher mit der Flexibilität 
von Netzwerken kombiniert werden. Dies unter-
scheidet das Qualitätsmanagement in Netzwer-
ken von dem in einzelnen Organisationen, wie 
z.B. in Betrieben oder Verwaltungen. Konkret 
bedeutet dies, dass unterschiedliche Akteure im 
Netzwerk oft gleichzeitig an unterschiedlichen 
Stationen des Qualitätskreislaufs arbeiten. Auch 
„fährt“ nicht jede Kommune diese Stationen in 

Mit dem Aufbau von Präventionsketten will man erreichen, dass Kinder, 

Jugendliche und Familien durch passgenaue Angebote wirksam unterstützt

werden. 

4.Aufbau der Präventionskette
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der gleichen Reihenfolge „an“, da kaum eine 
Kommune vom Nullpunkt aus startet, sondern 
die Präventionskette unterschiedlich weit 
entwickelt ist. Anstatt an eine klare Schrittfolge 
zu denken, sollte man daher vielleicht lieber 
das Bild eines Orchesters bemühen, in dem 
die Musiker zunächst jeder für sich an ihrem 
Einsatz feilen, was eine ziemliche Katzenmusik 
ergibt. Erst die Orchestrierung dieser Einsätze 
durch den Dirigenten entspricht dem Einstieg 
in den Qualitätskreislauf. Dabei braucht der 
Dirigent ein Gespür für Prioritäten, wird also 
nicht nach „Schema F“ vorgehen können, son-
dern vielleicht zunächst dort ansetzen, wo der 
größte Bedarf ist (z.B. in der Bläsersektion oder 
bei einer besonders schwierigen musikalischen 
Passage), um dann nach und nach alle Stati-
onen hin zur Aufführungsreife zu durchlaufen. 

Und es gibt einen weiteren Unterschied zum 
„Schema F“: Ein Kreislauf endet nicht. Man wird 
die Stationen also zumeist mehrfach durchlau-
fen müssen, um zu einem Ergebnis zu kommen, 
welches den selbst gesetzten strategischen 
Zielen entspricht. Im Bericht der wissenschaft-
lichen Begleitforschung zum Modellvorhaben 
werden Präventionsketten in dieser Hinsicht 
mit dem Konzept der „lernenden Organisation“ 
beschrieben.

Dieses Bild sollte man im Kopf behalten, um 
die folgende Skizzierung der konkreten Statio-
nenfolge im Rahmen des Modellvorhabens zu 
verstehen. Nur allzu leicht schleicht sich dabei 
nämlich die „Schema F“-Lesart ein.

4.Aufbau der Präventionskette

Erste Station: 
Kommunales Präventionsleitbild

Zweite Station:
Strategische Zielfindung

Dritte Station:
Kommunale Steuerungsstruktur

Vierte Station:
Bereichsübergreifende 
Datengewinnungsstrategie

Fünfte Station:
Integrierte Datennutzung 
in der Fachplanung

Sechste Station:
Wirkungsorientierte, 
bereichsübergreifende 
Steuerung

Qualitätskreislauf zum Aufbau 
einer kommunalen Präventionskette 

Folgende Anpassungen der allgemeinen 
Methodik des Qualitätsmanagements werden 
erforderlich:

Rein von der Methodik her würde der Prozess
normalerweise mit einer IST-Stand-Analyse der 
örtlichen Präventionsinfrastruktur beginnen. 

Auf Basis dieses datengestützten Überblicks-
wissens würde man dann Handlungsbedarfe 
identifizieren und diese nach Wichtigkeit 
ordnen. Eine solche Schrittfolge ist in der Praxis 
aber oft nicht anwendbar, da in vielen Kommu-
nen die dafür nötigen statistischen Daten nicht 
zusammengeführt vorliegen.  
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Im Qualitätskreislauf starten wir deshalb statt-
dessen mit der Erstellung eines kommunalen 
Präventionsleitbildes, zu dessen zentralen Ziel- 
vorgaben dann eben genau die übersichtliche 
Zusammenführung planungsrelevanter Daten 
gehören sollte. Dies ist unsere erste Station. Der 
Kompass, das sogenannte Präventionsmoni-
toring, entsteht dann unterwegs! Es ist daher 
wichtig, dass das Präventionsleitbild so formu-
liert wird, dass es durch spätere IST-Stand-Ana-
lysen nicht sofort wieder in Frage gestellt wird. 
So sollte man z.B. mit der vorschnellen Be-
nennung bestimmter Stadtteile mit besonders 
hohem Gestaltungsbedarf oder auch bestimm-
ter Zielgruppen für Prävention vorsichtig sein, 
solange man dafür keine im kommunalen 
Gesamtvergleich überzeugende statistische 
Basis hat. Das Leitbild gibt eher eine allgemeine 
Orientierung zur Entwicklung der kommunalen 
Präventionskette, die gleichwohl auf örtliche Be-
dingungen eingeht, also nicht einfach von einer 
anderen Kommune übernommen werden kann.

Als zweite Station ist die strategische Zielfin-
dung vorgesehen, die idealtypisch als Konkreti-
sierung des Leitbildes erfolgt. Bei der Abarbei-
tung der Ziele sind immer wieder dynamische 
Anpassungen notwendig. Auch hier war die 
Dynamik im Modellvorhaben aber häufig 
anders: Zuweilen entstand das kommunale 
Präventionsleitbild erst nach und aufgrund der 
Fokussierung prioritärer Handlungsfelder und 
Ziele.

Die dritte Station des Qualitätsmanagements 
konzentriert sich auf die Gremienentwicklung. 
Damit die Umsetzung der gefundenen strategi-
schen Ziele gesichert und nachverfolgt werden 
kann, muss in der Kommune dafür überhaupt 
erst einmal eine Steuerungsstruktur eingerich-
tet werden. Eine Steuerungsgruppe und eine 
hauptamtliche Koordinierung müssen benannt 
werden. An diesem Beispiel wird ebenfalls 
deutlich, dass die Stationen nicht mechanisch 
nacheinander zu durchlaufen sind, denn viele 
Kommunen richten diese Steuerungsstruktur 
schon lange vorher ein. Die gewählte Reihenfol-
ge ist hier so zu verstehen, dass spätestens an 
diesem Punkt der Präventionskettengestaltung 
eine solche Struktur etabliert werden muss.

Die drei weiteren Stationen beziehen sich auf 
das, was in der Fachsprache als „Evidenzbasie-
rung“ bezeichnet wird. Dabei geht es darum, 
dass die Gestaltung und Steuerung der Präven-
tionskettenentwicklung datengestützt erfolgt. 
Wie alle anderen Stationen auch werden sie in 
den kommenden Berichtsabschnitten näher 
vorgestellt. An dieser Stelle sei lediglich darauf 
hingewiesen, dass auch hier die idealtypische 
Schrittfolge in der Praxis häufig nicht einge-
halten wird. So beginnt man möglicherweise 
schon in Einzelbereichen wirkungsorientiert zu 
steuern, bevor man flächendeckende integrier-
te Datenkonzepte entwickelt hat.

Der konzeptionelle Mehrwert eines idealtypi-
schen Qualitätskreislaufs besteht vor allem 
darin, die unterschiedlichen Aktivitäten mitei-
nander in Beziehung zu setzen. Diese finden 
oft simultan statt und beziehen sich zunächst 
teilweise nur auf einzelne Träger oder Planungs-
bereiche. Durch die strategische Verknüpfung 
dieser Aktivitäten nähert sich die kommunale 
Realität dann mehr und mehr dem idealtypi-
schen Schema an. In einer voll entwickelten 
Präventionskette würde somit die hier als 
Qualitätskreislauf abgebildete Schrittfolge 
tatsächlich dann auch in genau dieser Weise 
fortgeschrieben.

Qualität braucht Inhalte! Der Qualitätskreislauf 
ist nur ein formales Gerüst, das auf das Hand-
lungsfeld Prävention auszurichten ist. Die Lan-
deskoordinierungsstelle hat aus der vierjährigen 
Begleitung der 18 Modellkommunen hierzu 
sowohl allgemeine als auch für die einzelnen 
genannten Stationen des Qualitätskreislaufs 
spezifisch geltende Präventionsstandards erar-
beitet. Präventionsstandards müssen eine fach-
liche Orientierung liefern, ohne vor Ort den er-
forderlichen Spielraum so einzuschränken, dass 
der konkreten Ausgangssituation der einzelnen 
Kommune und des einzelnen Sozialraums nicht 
mehr Rechnung getragen werden kann. Das 
allgemeine Spannungsverhältnis zwischen einer 
die Verbindlichkeit sichernden Standardisierung 
und einer für die Findung wirksamer Lösungen 
unerlässlichen Flexibilität muss also auch in den 
Präventionsstandards selbst gespiegelt werden.

4.Aufbau der Präventionskette
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Sechs Stationen zum Ziel

In diesem Kapitel werden die einzelnen Statio- 
nen im Qualitätskreislauf näher beschrieben. 
Ihnen werden stationenspezifische Präventions- 
standards zugeordnet. Noch einmal sei betont, 
dass in der kommunalen Wirklichkeit – je nach 
Entwicklungsstand der Präventionskette und 
je nach besonderer Problemkonstellation – an 

unterschiedlichen Stationen, und dies mitun-
ter gleichzeitig, gearbeitet wird. Der Nutzen 
des Qualitätskreislaufs besteht darin, diese 
Einzelaktivitäten gut zu orchestrieren und an 
gemeinsamen SOLL-Werten (Präventions- 
standards) auszurichten.
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Der Aufbau kommunal koordinierter Präven-
tionsketten ist ein anspruchsvoller Prozess. 
Viele Versuche, ein solches System von der 
Ebene des mittleren Managements – etwa 
der Jugendhilfeplanung oder vom öffentlichen 
Gesundheitsdienst her – aufzubauen, scheitern 
am Widerstand wichtiger Ämter, Dienste, Träger 
oder Einrichtungen. Dies darf nicht verwundern:  
Wer vernetzt arbeiten will, muss Routinen 
verändern, den eigenen Ressourceneinsatz mit 
anderen koordinieren und ganz allgemein den 
Schritt von getrennten Zuständigkeiten zur ge-
meinsamen Verantwortung gehen. Vor allem zu 
Beginn des Aufbaus kommunal koordinierter  
Präventionsketten erscheint dies für einige 
Akteure als Autonomie- und Machtverlust, den 
sie kaum akzeptieren können. Gerade deshalb 
ist es wichtig, dass die kommunale Spitze Prä-
vention zur Chefsache macht. Es bedarf einer 
aktiven und glaubwürdigen Führung, die sich 
zur strategischen Ausrichtung auf Prävention 
bekennt und ihren involvierten Dienststellen 
dafür politische Rückendeckung verschafft. 
Gleiches gilt auch für die nicht-kommunal  
institutionalisierten Akteure, wie etwa das Staat-
liche Schulamt, die Wohlfahrtsverbände oder 
die Krankenkassen.

Gemeinsam „vom Kind her zu denken“, ver-
langt häufig eine veränderte Organisations- und 
Professionskultur. Und auch die fällt nicht vom 
Himmel. Für sozialrechtliche Leistungsträger 
ergibt sich hierbei eine besondere Herausfor-
derung: Sie sind gehalten, sorgsam – und das 
heißt eben häufig: restriktiv – mit den ihnen 
anvertrauten Geldern der Versicherten oder 
Beitragszahler umzugehen. Unter präventiven 
Aspekten geht es nun darum, diese Orien-
tierung damit zu vereinbaren, dass die Inan-
spruchnahme von Leistungen durch bestimmte, 
institutionell schwer erreichbare Zielgruppen 
aktiv zu fördern ist. Dagegen steht eine oft 
jahrzehntelang gewachsene Berufspraxis. Ein ent-
sprechender Wandel in der Organisationskultur 
ist langwierig, wird aber in vielen präventions-
relevanten Institutionen bereits seit Längerem 
umgesetzt.

Verwaltungsorganisationen werden nur dann 
nachhaltig zur Umsteuerung motiviert, wenn 
zwei Bedingungen erfüllt sind. Zum einen muss 
ihnen das Ziel der Veränderung von der Leitung  
in „verwaltungsgängiger“ Form verordnet werden. 
 Zum anderen muss ihnen der Sinn einer  
veränderten Praxis umfassend nahegebracht 
werden. Dafür ist es wichtig, dass sich die Lei-
tungsebene klar in Richtung präventionsorien-
tierter Umsteuerung positioniert und ihre Grün-
de und Motive transparent macht. Die Folgen 
einer nicht von der Führungsebene getragenen 
Anstrengung sind oft tiefgreifende Frustrations-
erfahrungen bei denen, die sich ohne politische 
Rückendeckung auf den Weg gemacht haben. 
Solche Netzwerke bleiben in der Regel personen-
abhängig und fallen mit dem Weggang oder 
dem Rückzug ihrer Initiatoren und Initiatorinnen 
schnell in sich zusammen.

Sicher ist: Ein Wertewandel und eine „vom Kind 
her gedachte“ Präventionskettengestaltung 
lässt sich nicht einseitig von oben verordnen. 
Ohne energisches und glaubwürdiges Füh-
rungsverhalten wird aber auch niemand für die 
gemeinsame Gestaltung hinzugewonnen. Der 
Kulturwandel sollte daher durch ein kommunales  
Präventionsleitbild flankiert werden, das auf 
Beteiligung fußt und demokratisch legitimiert 
ist, beispielsweise durch einen Ratsbeschluss.

Erste Station: 

Kommunales Präventionsleitbild
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	 Prävention ist „Chef-/Chefinnensache“

	� Leistungsverwaltung wertschätzend  

einbeziehen

	� Beteiligungsorientierte Leitbilderstellung/ 

-aktualisierung

	 Leitbild demokratisch legitimieren 

Präventionsstandards
zu Station 1
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	 Breite Beteiligung aller wichtigen Stakeholder

	�� Vorbereitung einer kommunalen Gesamtstrategie

	 Bildung strategischer Arbeitsgruppen

	 Politische Legitimation durch Ratsbeschluss

Arnsberg 
Soziale Inklusion

DAS IST BESONDERS GUT!

Leitbild „Soziale Inklusion“

Auf Grundlage dieser Vorarbeiten beschloss  
der Rat der Stadt Arnsberg am 11. April 2015  
ein neues Präventionsleitbild mit dem Titel: 
„Arnsberg – Auf dem Weg zur inklusiven Stadt: 
Stadt für alle – Stadt der Vielfalt.“ 

Im November 2014 brachte die Modellkommu-
ne Arnsberg alle Führungskräfte aus der prä-
ventiven Arbeit in einer Entwicklungskonferenz 
zusammen. Unter dem Motto „Inklusion in allen 
Lebensbereichen - Vielfalt erkennen, wertschät-
zen und leben – Im Fokus: Kinder und Jugend-
liche“ einigten sich rund 60 Teilnehmende aus 
Kinder- und Jugendhilfe, Bildung, Gesundheit, 
Politik und anderen Fachbereichen darauf, Arns-
berg inklusiver für alle Kinder und Jugendlichen 
zu gestalten. Auf der Tagung verständigten sich 
die Akteure auf Eckpunkte für eine kommunale 
Gesamtstrategie und die Identifizierung ge-
meinsamer Aufgabenfelder und Maßnahmen-
bereiche der Einzelnetzwerke.
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Leitbilder stehen immer in der Gefahr, dass den 
allgemeinen Formulierungen keine konkreten 
Taten folgen. Dem Beschluss eines Präventi-
onsleitbilds sollte daher im Sinne einer stra-
tegischen Zielfindung ein möglichst konkreter 
Aktionsplan folgen, bestehend aus operationali-
sierbaren Teilzielen, Meilensteinplanungen und 
Kenngrößen zur Wirkungsmessung. Aus der 
Erfahrung des Modellvorhabens heraus (siehe 
Kapitel 2) empfiehlt die Landeskoordinierungs-
stelle dazu die Durchführung kommunaler 
Planungsworkshops. Diese sollten mindestens 
halbtägig durchgeführt werden, möglichst 
hochrangig besetzt und extern moderiert sein. 
Existiert noch kein kommunales Präventions-
leitbild, sind dessen Eckpunkte im Planungs-
workshop zu erarbeiten. Im anderen Fall kann 
unmittelbar mit der strategischen Zielfindung 

begonnen werden. Der im Planungsworkshop 
vereinbarte Aktionsplan wird den betreffenden 
Ämtern und Fachausschüssen zugeleitet, dort 
gegebenenfalls überarbeitet und beschlossen. 

	� Verbindliche Definition von Zielen und 

	 Meilensteinen (Planungsworkshops)

	� Entwicklung von Messgrößen und Verfahren 

zur Zielüberprüfung: Was kommt beim Kind/ 

den Familien an?

	� Verabschiedung eines kommunalen  

Aktionsplans

 

Präventionsstandards
zu Station 2

Zweite Station: 

Strategische Zielfindung
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In Kreisen mit vielen kreisangehörigen Kommu-
nen ist es eine besondere Herausforderung,  
unter Wahrung der einzelkommunalen Eigen-
ständigkeit gemeinsame Strategien zu ent-
wickeln und einheitlich zu verfolgen. Gelingen 
kann dies, wenn alle für das Aufwachsen von 
Kindern wichtigen Akteure mitgestalten dürfen. 
Im Kreis Unna sind deshalb die an „Kein Kind 
zurücklassen! Kommunen in NRW beugen vor 
“ beteiligten kreisangehörigen Kommunen im 
Herbst 2012 zusammengekommen, um sich 
auf gemeinsame Zielvorstellungen zu einigen. 
Oberstes Leitziel: der Aufbau lückenloser Prä-
ventionsketten in den beteiligten Kommunen.

Von Interesse für andere Kreise ist die klar 
strukturierte Vorgehensweise, mit der hier ein 
Konsens erreicht wurde: Zu Beginn wurden von 
den Mitgliedern der Lenkungs- und Projekt-
gruppe gemeinsam getragene Zielvorstellungen 
in Workshops entwickelt. Diese Ziele wurden 
seither unter Beteiligung wichtiger Koopera-
tionspartner und Kooperationspartnerinnen 
nach den Kriterien strategischer Zielfindung 
umgesetzt. 

So wurden z.B. im Zielbereich „Entwicklung 
von Qualitätskriterien für die Gestaltung der 
Präventionslandschaft“ zehn einzelkommunale 
Workshops zu fünf wichtigen Meilensteinen 
der Entwicklung mit Experten und Akteuren 
durchgeführt. Die hier erarbeiteten Ergebnisse 
zu vorhandenen Lücken in der Präventionskette 
wurden dann auf einem Fachtag im Juni 2014 
zusammengetragen. So entstand für die Betei-
ligten ein Gesamtbild, zu dem alle beteiligten 
Kommunen in gleicher Vorgehensweise beige-
tragen hatten und das daher auch breit mitge-
tragen wird. Als Ergebnis entstanden Checklis-
ten, die dazu dienen, sich bei der Schließung 
der gemeinsam festgestellten Lücken in der 
Präventionskette auf ein abgestimmtes, mög-
lichst einheitliches methodisches Vorgehen zu 
stützen. Einen konkreten Lückenschluss hat der 
Meilenstein-Prozess bereits gebracht. Bei der 
Nutzung der Daten aus der Schuleingangsun-
tersuchung wird es eine einheitliche Struktur 

der Datenbereitstellung im Kreis Unna geben. 
Diese erfolgt schulbezogen und ab der Einschu-
lung 2016 auch kitabezogen. Die so bereitge-
stellten Daten werden künftig zudem auch im 
Rahmen der Jugendhilfeplanung genutzt.

Diese Form der beteiligungsorientierten Zielfin-
dung und Umsetzung vollzieht sich nach fach-
lichen Standards und entspricht einer einzel-
kommunal umgesetzten Qualitätsentwicklung. 
Sie wird durch Formate des interkommunalen 
Wissensaustausches im Kreis („Transferbörse“) 
flankiert.

	� Beteiligungsorientierung über die öffentliche  

Verwaltung hinaus

	� Entwicklung eines Verfahrens zur Identifizierung 

von Lücken in der Präventionskette 

	� Planung von Maßnahmen bei identifizierten  

Lücken anhand eines Wirkungsrasters 

	� Nutzbarmachung relevanter statistischer  

Kennzahlen (Schuleingangsuntersuchung)

Kommunen im Kreis Unna 

Beteiligungsorientierter Zielfindungsprozess 
der Kommunen im Kreis Unna 

DAS IST BESONDERS GUT!
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	�� Aufbau einer verlässlichen kommunalen Steuerung

	�� Einsetzung einer hauptamtlichen Netzwerkkoordination 

Für die Umsetzung des Aktionsplans in der 
Kommune ist die Einrichtung einer Steuerungs-
gruppe von besonderer Bedeutung, wie auch 
der Bericht der wissenschaftlichen Begleitfor-
schung zum Modellvorhaben hervorhebt. In ihr 
sollten aus Sicht der Landeskoordinierungs-
stelle mindestens die Bereiche Kinder- und 
Jugendhilfe, Schule, Soziales, Stadtentwick-
lung und Gesundheitsförderung vertreten sein. 
Inwiefern weitere Bereiche, wie Sport oder 
Kultur, oder auch Freie Träger eingebunden 
werden, wird in den Kommunen unterschied-
lich gesehen. In jedem Fall aber empfiehlt die 
Landeskoordinierungsstelle eine hochrangige 
Vertretung der beteiligten Fachbereiche, das 
heißt für die Kommunalverwaltung mindestens 
auf der Ebene der Amtsleitung. Dafür sprechen 
zwei Gründe: Zum einen müssen die Mitglieder 
genügend Amtskompetenz mitbringen, um 
ohne ständige Rückversicherung bei ihren Vor-
gesetzten überhaupt steuern zu können. Zum 
anderen müssen sie dies auch, um die Präven-
tionskette lebensphasenübergreifend gestalten 
zu können. Bei der Vertretung des Jugendamts 
in der Steuerungsgruppe beispielsweise wäre 
die Fachbereichsleitung Kindertagesstätten 
kein angemessener Ersatz für die Jugendamts-
leitung. Eine breite und hochrangige Besetzung 
der Steuerungsgruppe schließt natürlich nicht 
aus, dass auch wichtige Fachebenen, wie zum 
Beispiel die Jugendhilfeplanung, hinzugezogen 
werden.

Wichtig ist, die Steuerungs- und Koordinierungs- 
gremien zielgenau zu besetzen. Die Klage über 
zu viele Gremien mit überlappenden Aufgaben-
bereichen ist nicht nur im Kontext der Präven-
tionskettengestaltung zu vernehmen. Es ist ein 
Ausdruck von Professionalität und Wertschät-
zung, hier arbeitsökonomisch effektive und im 
Hinblick auf die Vermeidung von Parallelstruk-
turen effiziente Lösungen zu finden.

Die Etablierung einer Steuerungsgruppe legt 
die Basis dafür, fachliche Impulse aus dem 
Präventionsnetzwerk in die beteiligten Institu- 

tionen und Einrichtungen einzuspeisen, um den 
kommunalen Aktionsplan praxisnah umsetzen 
zu können.

Manche Kommunen sehen unterhalb der 
Ebene der Steuerungsgruppe noch eine weitere 
Arbeitsstruktur vor, die dann zum Beispiel als 
„Projektgruppe“ arbeitet. Insoweit Pilotkom-
munen im Kreis oder Pilot-Sozialräume in einer 
Stadt als Programmgebiet ausgewählt werden, 
kann es auch auf diesen Ebenen koordinierende 
Gremien geben.

Die Netzwerkkoordination sollte hauptamtlich 
besetzt und als institutionelle Regelstruktur 
verankert werden. Dies stellt aus Sicht der 
Landeskoordinierungsstelle und der wissen-
schaftlichen Begleitforschung eine zentrale 
Gelingensbedingung für die Umsetzung der von 
der Steuerungsgruppe beschlossenen Aktivitä-
ten dar. Wichtig ist dabei auch, dass diese Stelle 
hochrangig besetzt und mit entsprechenden 
Amtsbefugnissen ausgestattet wird. Zudem 
empfiehlt es sich, bei der Stellenbesetzung auf 
verwaltungserfahrene Fachkräfte zurückzu-
greifen. Die Landeskoordinierungsstelle schlägt 
hierzu ein Hierarchie- und Besoldungsniveau 
auf Höhe der Jugendhilfeplanung vor, da nur so 
entsprechend qualifiziertes Personal gewonnen 
und mit hinreichenden Amtsbefugnissen aus-
gestattet werden kann. Insbesondere muss die 
Netzwerkkoordination dazu befugt sein, eigen-
ständige Außenkontakte zu anderen Ämtern 
und Trägern zu pflegen. Eine enge Kooperation 
mit der Netzwerkkoordination Frühe Hilfen ist 
dringend zu empfehlen.

Dritte Station: 

Kommunale Steuerungsstruktur 

Präventionsstandards
zu Station 3
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	�� Aufbau einer verlässlichen kommunalen  

Steuerung

	�� Fachbereichsübergreifende Koordination des  

Arbeitsbereichs „Prävention“ durch eine 

hauptamtliche Netzwerkkoordination 

	�� Kooperation mit dem Gesundheitswesen und  

dem Kreis Wesel 

	�� Akquise von Förderprogrammen und  

Projektmitteln

Moers 

Präventionsfachstelle 
im Fachdienst Jugend

DAS IST BESONDERS GUT!

Seit September 2015 wird der Auf- und Aus-
bau der Moerser Präventionskette von einer 
Präventionsbeauftragten im Fachdienst Jugend 
koordiniert. Eine der zentralen Aufgaben der 
Präventionsfachstelle ist es, den vorbeugenden 
Ansatz in der Kommune strategisch zu veran-
kern. Damit das gelingen kann, müssen alle für 
Prävention und frühe Förderung verantwortli-
chen Akteure im Rahmen eines fachbereichs-
übergreifenden „Schnittstellenmanagements“ 
zusammengebracht werden. Eine gesamt-
städtische Entwicklungskonferenz hat wesent-
lich dazu beigetragen, gemeinsame Ziele zu 
formulieren und verlässliche Kooperations-
beziehungen zu schaffen. In Zusammenarbeit 
mit der Koordinationsstelle „Netzwerk Frühe 
Hilfen“ und dem Kinderschutz- und Qualitäts-
beauftragten werden kommunale Leitlinien und 
Standards entwickelt. Die Idee einer jährlichen 

Präventionskonferenz soll über das Netzwerk 
Kinderzukunft hinaus den fachlichen Austausch 
sichern.
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	� Regelung der Aufgaben der fachbereichsübergreifenden  

Gremien durch eine Geschäftsordnung als verlässlichen  

Rahmen, auch im Sinne einer Selbstverpflichtung zur  

aktiven Mitwirkung 

	� Verstetigung der Steuerungsstruktur über die  

Modellprojektphase hinaus

	�� Erstmalig interkommunal abgestimmte und gemeinsam for-

mulierte Aufträge und Zielbeschreibungen (Lenkungsgruppe)

	�� Verbesserter Zugang zu „Kreisstrukturen“ (Einbindung von 

Gesundheitsamt Kreis Unna, Jobcenter Kreis Unna und  

Regionales Bildungsbüro Kreis Unna u.a.)

Kommunen im Kreis Unna 

Kommunale Steuerungsstruktur: 
Beispiel Unna

Das Modellvorhaben „Kein Kind zurücklassen! 
Kommunen in NRW beugen vor“ wird von den 
Kommunen im Kreis Unna auf kommunaler 
Ebene unter dem Titel „Brücken für Familien“ 
geführt. Für die Steuerung des Modellvorha-
bens wurde eine Geschäftsordnung erstellt. In 
dieser sind sowohl Aufgaben und Zuständigkei-
ten der unterschiedlichen Gremien (Lenkungs- 
und Projektgruppe) als auch der Informati-
onsfluss zwischen den Beteiligten und die 
Verantwortlichkeiten für die Einbindung weiterer 
Partner geregelt. Die kreisweite Koordinierung 
und Steuerung des Modellvorhabens im Kreis 
Unna erfolgt über eine Lenkungsgruppe auf 
strategischer und eine Projektgruppe auf opera-
tiver Ebene. 

Mitglieder der Lenkungsgruppe sind die Ju-
gendamtsleitungen bzw. Jugenddezernenten 
der beteiligten Kommunen, der Leiter des Fach-
bereichs Gesundheit und Verbraucherschutz 
des Kreises Unna sowie der Dezernent für Fa-
milie und Jugend, Gesundheit und Verbraucher-
schutz des Kreises Unna. Die Lenkungsgruppe 
tagt mindestens zwei Mal im Jahr und steuert 
alle im Rahmen des Verbundprojekts beschlos-

DAS IST BESONDERS GUT!

senen Aktivitäten. Zu ihren Aufgaben gehören 
neben anderen die Festlegung von Leitzielen 
und konkreten Handlungsfeldern; zudem wird 
bei personal- und finanzwirksamen Vorhaben 
geklärt, wie und von wem die nötigen zusätzli-
chen Ressourcen zur Verfügung gestellt werden 
können. Mitglieder der Projektgruppe sind die 
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In größeren Städten umfasst die Präventions-
kette leicht mehrere hundert Angebote und 
eine mittlere zweistellige Zahl präventionsrele-
vanter Netzwerke. Übersicht und Transparenz 
zu schaffen ist daher eine besondere Heraus-
forderung. Gerade in den bevölkerungsreichen 
Städten, Kreisen und Gemeinden in NRW kann 
dies nur noch durch professionell betriebene 
Datenerfassung und deren indikatorgestützte 
Aufbereitung in kommunalen Berichtssystemen  
gewährleistet werden. Dieses Vorgehen nennt 
sich Monitoring. Die klassische Variante eines 
Jugendhilfeplaners oder einer Jugendhilfepla-
nerin, der oder die beteuert, alle zu kennen und 
den Überblick über die kommunale Angebots-
landschaft zu haben, reicht daher nicht aus. 
Das zu entwickelnde Datenkonzept sollte 

	� nur steuerungsrelevante Kenngrößen und 
Indikatoren berücksichtigen,

	� Daten aus allen präventionsrelevanten 
Bereichen wie der Schule, dem Gesund-
heitswesen, der Kinder- und Jugendhilfe, 
der Stadtentwicklung oder dem Jobcenter 
zusammenführen,

	� Kernindikatoren in kleinräumiger, wo nötig 
auch einrichtungsbezogener, Auflösungstie-
fe verfügbar machen, um Herausforderun-
gen zielorientiert lokalisieren zu können,

	� steuerungsrelevante Informationen zu allen 
präventionsrelevanten Angeboten und Netz-
werken erheben und regelmäßig aktualisieren,

	� aussagekräftige prozessbezogene Daten 
(zum Beispiel aus der Schuleingangsunter-
suchung) einbeziehen,

	� die Datengrundlage so gestalten, dass mög-
lichst der konkrete Nutzen für die ins Auge 
gefassten Zielgruppen sichtbar wird.

Derzeit werden Monitoringsysteme noch  
häufig von der Datenverfügbarkeit her kon-
zipiert: Erhoben wird das, was zur Verfügung 
steht. Welche Rückschlüsse diese Daten eigent-
lich zulassen, gerät dabei mitunter in den Hin-
tergrund. Dabei sollte gerade diese Frage genau 
beantwortet werden, um „Datenfriedhöfe“ zu 
vermeiden. Andererseits können bestimmte 
Datengrundlagen fehlen, obwohl sie für ein 
aussagekräftiges Monitoring höchst wün-
schenswert wären. Insbesondere im Hinblick 
auf die Herausarbeitung riskanter biografisch 
Bildungs- und Entwicklungsverläufe sowie im 
Hinblick auf die Bedeutung von Lernumwelten 
jenseits von Unterricht und Ausbildung fehlen 
entsprechende Datenquellen. Es muss überlegt 
werden, ob und wie sie erschlossen werden 
können. 

	� Entwicklung eines bereichsübergreifend kohärenten Datenkon-

zepts für die gesamte Kommune mit kleinräumigen und ggf. 

einrichtungsbezogenem Auflösungsvermögen

	� Kommunales Präventionsmonitoring

	� Datenkompatibilität in den Fachplanungsprozessen

Präventionsstandards
zu Station 4

Vierte Station: 

Bereichsübergreifende  
Datengewinnungsstrategie

Jugendhilfeplaner und -planerinnen oder die 
Leitung des Allgemeinen Sozialen Dienstes 
der beteiligten Jugendämter, die Gesund-
heitsplanung des Kreises Unna, das Regionale 
Bildungsbüro sowie das Jobcenter. Die Projekt-
gruppe tagt regelmäßig mindestens einmal pro 
Quartal – je nach Bedarf auch öfter. Sie bereitet 
unter anderem Entscheidungen vor, präzisiert 
Aufträge für Arbeitskreise und Workshops und 

stellt die Schnittstelle zur Landeskoordinie-
rungsstelle „Kein Kind zurücklassen! Kommu-
nen in NRW beugen vor“ dar. Einmal jährlich 
findet eine gemeinsame Sitzung der Lenkungs- 
und Projektgruppe statt. Die etablierte Kommu-
nikationsstruktur wird auch nach Abschluss der 
Modellprojektphase für die weitere Zusammen-
arbeit miteinander aufrechterhalten.
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Monitoring: „Gesellschaftliche  
Teilhabechancen von 
Gelsenkirchener Kindern“

Der Gelsenkirchener Partizipationsindex: 
„Gesellschaftliche Teilhabechancen von Gelsen-
kirchener Kindern“ bündelt unterschiedliche 
kommunale Daten, etwa aus dem Jugendamt 
oder Gesundheitsamt, in einer übersichtlichen 
und leicht verständlichen Berichtsform. So 
entsteht ein Bild davon, welche Bedingungen 
für das Aufwachsen der Kinder in den einzelnen 
Stadtteilen herrschen und wo eventuell erhöh-
ter Unterstützungsbedarf vorliegt. Dazu werden 
fünf Bereiche im Zusammenhang betrachtet:  
1. Wirtschaftliche Lage von Familien mit Kindern,  
2. Integrationsbedarf, 3. Gesundheitsbedingun-
gen, 4. Bildungsbeteiligung sowie 5. Wohn- und 
Umweltbedingungen. Jeder Bereich besteht aus 
einer Reihe von Einzeldaten wie zum Beispiel 
Sozialgeldquoten, dem Anteil übergewichtiger 
Kinder, Schulformempfehlungen, Kita-Besuchs-
dauer, Lärm- und Hitzebelastung. Der Parti-
zipationsindex bündelt dann die Ergebnisse 
der fünf Teilbereiche und zeigt, wie groß die 
Teilhabemöglichkeiten der Kinder in bestimm-
ten Gelsenkirchener Stadtteilen sind. So kann 
der Bericht helfen, ungleiche Bedingungen 
des Aufwachsens frühzeitig zu identifizieren 
und Gegenstrategien zu entwickeln. Um diese 
Gegenstrategien möglichst eng an den Ressour-
cen und Bedarfen vor Ort zu orientieren, finden 
in den einzelnen Planungsräumen Strategie-
workshops statt, in denen die nächsten Schritte 
gemeinsam mit den Akteuren vor Ort geplant 
werden. Der Partizipationsindex ist öffentlich 
zugänglich und kann auf der Internetseite der 
Stadt Gelsenkirchen unter der Rubrik Familie 
und dem Stichwort: „Jedem Kind seine 
 Chance!“ heruntergeladen werden. 

	� Kleinräumiges Monitoring für  

die gesamte Stadt 

	� Datenkonzept vom Kind aus gedacht

	� Zusammenhängende Aufbereitung und  

Analyse der verschiedenen Datenquellen

Gelsenkirchen
Bereichsübergreifende  
Datengewinnungsstrategie 

DAS IST BESONDERS GUT!

Erfolgreiche Umsetzung  
eines Präventionsstandards

	� Bereichsübergreifendes kommunales  

Datenkonzept (kleinräumig und ggf.  

einrichtungsbezogen aufgegliedert)

	� Überschaubares steuerungsrelevantes  

Indikatorenset

	� Kommunales Präventionsmonitoring

 

Manche aussagekräftigen Datenquellen sind 
gar nicht für übergreifende Planungszwecke 
gedacht und werden daher leicht übersehen. 
Beispiele dafür sind die Schuleingangs- und 
U-Untersuchungen, Screenings in Geburtsklini-
ken sowie die Verknüpfung von Nutzungsdaten 
mit soziodemographischen Hintergrunddaten, 
wie etwa bei der „Jugendleitercard“ als einem 
Ausweis für ehrenamtliche Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen in der Jugendarbeit. Diese 
Statistiken bündeln Daten, die Individuen 
betreffen – man spricht daher davon, dass sie 

auf „Individualdatenbasis“ erstellt wurden. Auf 
Individualdatenbasis erstellte Statistiken sind 
für Planungszwecke häufig besonders aussa-
gekräftig. Mit ihrer Hilfe lassen sich am besten 
typische (bildungs-) biografische Verläufe re-
konstruieren und kommunale „Stellschrauben“ 
identifizieren. Der statistische Rückschluss auf 
das einzelne Individuum ist dabei nicht von In-
teresse und kann durch technische Vorkehrun-
gen und statistische Auswertungsvorschriften 
faktisch ausgeschlossen werden.



Die Gestaltung einer Präventionskette erfordert 
stärker integrierte Strukturen der kommunalen 
Fachplanung, als sie bislang existieren. Die ver-
schiedenen Planungsbereiche – Jugendhilfe-, 
Schulentwicklungs- und Gesundheitsplanung, 
Stadtentwicklung oder Soziales – sollten einen 
gemeinsamen konzeptionellen Rahmen erhal-
ten. In der Kommunalverwaltung existieren ge-
wachsene Institutions- und Organisationskultu-
ren, die ihre jeweils eigene Fachsprache haben. 
Die einzelnen Systeme schotten sich häufig 
voneinander ab und haben Vorbehalte gegen-
über den anderen Bereichen. Der erste Schritt 
hin zu einer besser abgestimmten Fachplanung 
besteht daher darin, eine gemeinsame fachli-
che und zwischenmenschliche Verständigungs-
grundlage zu schaffen. Die betroffenen Akteure 
müssen zunächst voneinander erfahren, 
welche Aufgaben die jeweils anderen Planungs-
bereiche überhaupt zu bewältigen haben. Auf 
dieser Basis können sie dann damit beginnen, 
ihre unterschiedlichen Kompetenzen für ein 
gemeinsames Ziel einzusetzen. Vergleichbares 
gilt für die Kooperation zwischen Freien und 
Öffentlichen Trägern in den einzelnen Gestal-
tungsfeldern der Präventionskette. 

Eine bereichsübergreifende und insofern  
„integrierte“ Datennutzung ist notwendig, um 
einen Gesamtüberblick über die ungleichen 
Lebenslagen von Kindern und Familien zu 
gewinnen und daraus Handlungsansätze für 
mehr Chancengerechtigkeit abzuleiten. Wo 
ist der präventive Hebel anzusetzen, um die 
enge Kopplung zwischen Bildung und Gesund-
heit, Haushaltseinkommen, Sozialgeldbezug 
der Kinder und deren sozialer Teilhabe im 
Sportverein oder der Musikschule aufzulösen, 
mindestens aber zu lockern? Wie lassen sich 
Wohnquartiere mit besonderem Unterstüt-
zungsbedarf identifizieren? Zur Beantwortung 
dieser und ähnlicher Fragen müssen Daten aus 
der Kinder- und Jugendhilfestatistik, der Schul-
statistik, Daten der Arbeits- und Sozialverwal-
tung, aus dem Gesundheitswesen und aus 
anderen präventionsrelevanten Bereichen zu 

einem Gesamtbild zusammengefügt werden.  
Es geht dabei nicht um die Schaffung des 
„gläsernen Bürgers“, sondern um die möglichst 
frühzeitige Identifizierung besonders riskanter 
Konstellationen, die ein gelingendes Aufwach-
sen behindern können. Diese Konstellationen 
können sozialräumlicher, einrichtungsbezogener  
und zielgruppenbezogener Art sein. Bekommt 
man auf diese Weise das Gesamtbild in den 
Blick, können die so objektivierten Probleme 
und auch die durch Zusammenhangsanalysen 
sichtbar gewordenen möglichen Lösungsan-
sätze nicht mehr geleugnet werden. Integrierte 
Datenkonzepte können kommunalpolitische 
Diskussionen daher versachlichen und den 
Blick der Verantwortlichen in dieselbe Richtung 
lenken.
 
Die Ziele einer integrierten  
Datennutzung sind,

	 �Daten aus unterschiedlichen Planungsberei-
chen und damit verbundenen Amtsstatisti-
ken so aufzubereiten, dass man sie aufei-
nander beziehen kann. Dies ist angesichts 
der Heterogenität der Datenquellen sehr 
anspruchsvoll, da sie sich auf den Wohnort, 
die Einrichtung (z.B. Kita oder Schule), das 
Wohnquartier oder auf eine Gruppe von 
Leistungsberechtigten (z.B. Kinder im  
Sozialgeldbezug) beziehen können.

	 Kommunale Detailplanungen werden  

zum Zwecke der Optimierung präventiver  

Angebots- und Netzwerkstrukturen  

miteinander verknüpft

	 Entwicklung eines überschaubaren  

Indikatorensets mit hohem fachplan- 

erischem Orientierungspotenzial

Präventionsstandards
zu Station 5
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Fünfte Station:

Integrierte Datennutzung  
in der Fachplanung
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	� die so aufbereiteten Daten dann auch 
wirklich zu analysieren, zum Beispiel, um die 
Frage zu klären, wie der Gesundheits- und 
Bildungsstand mit dem Wohnquartier, dem 
Familienstand oder der sozialen Herkunft 
zusammenhängt. Vieles ist dabei kommunal 
nicht veränderbar, aber manche Einfluss-
größen eben schon. So konnte die wissen-
schaftliche Begleitforschung des Modellvor-
habens herausarbeiten, dass der langjährige 
Besuch einer sozial durchmischten Kita 
und eines Sportvereins die Chancen auf 
gelingendes Aufwachsen deutlich verbes-
sern. Aus solchen Erkenntnissen können 
Fachplanungsziele hergeleitet werden, die 
ohne integrierte Datenauswertung so nicht 
entstanden wären.

	� diese Datenaufbereitung der Fachplanung 
in Form aussagekräftiger Indikatoren zur 
Verfügung zu stellen. Mit deren Hilfe können 
Zusammenhangsanalysen erstellt werden. 
Indikatoren sind konzeptionell hergeleitet 
und müssen in der Aussagekraft über sich 
selbst hinausweisen, also auf etwas anderes 
hinweisen – genau das meint „indizieren“.  
Ein Indikator stellt also einen Zusammen-
hang her. So zeigt etwa der im Rahmen von 
„Kein Kind zurücklassen! Kommunen in 
NRW beugen vor“ entstandene Gelsenkir-
chener Partizipationsindex, durch welche 
Faktoren die gesellschaftlichen Teilhabe-
chancen von Kindern entscheidend beein-
flusst werden und welche Indikatoren dies 
anzeigen:

Auf dieser Basis konnte in Gelsenkirchen  
ermittelt werden, in welchen Stadtteilen ein  
besonders hoher Unterstützungsbedarf be-
steht. Dabei werden die Indikatoren grafisch so 
aufbereitet, dass Entscheidungsträger und Pla-

nungsfachkräfte sofort einen Gesamtüberblick 
erhalten. Wie die Unterstützung dann aussehen 
muss, wurde in der Folge gemeinsam mit den 
Akteuren aus den entsprechenden Stadtteilen 
ermittelt. 
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Konzept des Index „Partizipation von  
Kindern“ der Stadt Gelsenkirchen

TeilindizesIndex Indikatoren

Partizipation  
von Kindern

	� Sozialgeldquote
	� Sozialgeldquote der unter 6-Jährigen

	� Migrantenanteil unter 18 Jahre
	� Nicht ausreichende Deutschkenntnisse
	� Zuwanderung aus dem Ausland im  

vorangegangenen Jahr

	� Übergewichtige/adipöse Kinder
	� Teilnahmequote U8/U9
	 dmft-Index zur Zahngesundheit

	� Schulempfehlung Hauptschule
	 Schulempfehlung Gymnasium
	� Defizite in elementaren  

Entwicklungskompetenzen
	� Sprachförderung Delfin
	 Geringe Kita-Dauer

	 Wohndauer unter 3 Jahren
	 Lärmbelastung
	� Städtische Hitzeinsel

Wirtschaftliche Lage

Integrationsbedarf

Gesundheitsbedingungen

Bildungsbeteiligung

Umweltbedingungen/ 
Wohnen

Quelle: Stadt Gelsenkirchen, www.gelsenkirchen.de/de/familie/netzwerke/jedem_kind_seine_chance_/ 
_doc/partizipation_kinder.pdf
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Planung und Gestaltung sollten „evidenzba-
siert“ sein, das heißt auf empirischen Belegen 
beruhen. Evidenzbasierung erschöpft sich aber 
nicht in quantifizierten Daten. Ebenso wichtig 
sind qualitativ strukturierte Informationen. Die-
se werden aus Befragungen, Beobachtungen 
und direkten Beteiligungsprozessen gewonnen. 
Noch viel zu selten wird zudem die Expertise 
von Fachkräften als Planungsgrundlage einbe-
zogen. Kennzahlen sagen einem häufig eher, 
wo ein Problem und damit Handlungsbedarf 
besteht, aber nicht, wie das Problem gelöst 

werden kann. Auch dies zeigt das Beispiel „Gel-
senkirchener Partizipationsindex“, auf dessen 
Basis entsprechende Beteiligungsprozesse in 
drei ausgewählten, hoch belasteten Stadtteilen 
durchgeführt werden.

Durch die Einrichtung einer Fachstelle für 
sozialraumorientierte Armutsbekämpfung 
unterstützt das Land NRW die Kommunen 
beim Aufbau einer integrierten kommunalen 
Sozialplanung.
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In Gladbeck haben die beteiligten Ämter schon 
eine Auswahl der Indikatoren getroffen, die 
sie in den KECK-Atlas einpflegen. KECK wird 
von den einzelnen Ämtern nun als eigenes 
Planungsinstrument genutzt. Ein neu gegrün-
deter Arbeitskreis, der ebenfalls von der FSA 
beraten wird, wird die weiteren Schritte hin zu 
einer integrierten kommunalen Sozialplanung 
begleiten. 

KECK-Atlas als Plattform zur Etablierung  
einer integrierten Fachplanung

Der KECK-Atlas ist ein Instrument der Bertels-
mann Stiftung, das Auskunft über die soziale 
Lage, die Bildung und Gesundheit von Kindern 
in bestimmten Gegenden einer Stadt geben 
kann. Kommunen können dieses statistische 
Werkzeug einsetzen, um herauszufinden, wie 
stark etwa Kindertageseinrichtungen genutzt 
werden, wie es um die Grünflächen- oder Spiel-
platzausstattung bestellt ist oder wo Kinder 
welchen Alters in welchen Lebenssituationen 
aufwachsen. Informationen aus dem KECK-At-
las können zeigen, wie groß die Teilhabechan-
cen für Kinder in bestimmten Stadtteilen oder 
Vierteln sind und wo Handlungsbedarf besteht.

Die Modellkommunen Duisburg und Gladbeck 
haben sich entschieden, den KECK-Atlas äm-
terübergreifend zu nutzen. So erhalten sie eine 
gemeinsame Informations- und Planungsbasis. 
Duisburg hat parallel dazu die „Steuerungs-
gruppe integrierte Fachplanung“ eingerichtet, 
an der alle kommunalen Planungsämter sowie 
die Kämmerei beteiligt sind. Dies ist als erster 
Schritt in Richtung einer bereichsübergreifen-
den Fachplanung zu sehen, da so zum einen 
eine gemeinsame Verständigungsgrundlage 
entsteht und zum anderen die datenbasierte 
Kommunikation zwischen den verschiedenen 
Planerinnen und Planer verstärkt wird. Wäh-
rend das Duisburger Gesundheitsamt den 
KECK-Atlas bereits nutzt, soll er nach und nach 
für alle Ämter eingeführt werden. Um diese Vor-
haben weiter voranzutreiben, wurde bereits die 
„Fachstelle für sozialraumorientierte Armutsbe-
kämpfung“ (FSA) eingebunden. 

	� �Ämterübergreifende Kommunikationsstruktur 

zur gemeinsamen Planung

	� Einbindung der Kämmerei in die  

Fachplanungsprozesse

	� Nutzung eines einheitlichen Instruments zur 

Datenerfassung in den kommunalen Ämtern

	� �Externe Beratung zur Weiterentwicklung durch 

die „Fachstelle für sozialraumorientierte  

Armutsbekämpfung“ (FSA)

Duisburg und Gladbeck 
Bereichsübergreifende Datennutzung

DAS IST BESONDERS GUT!
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Die Gestaltung von Präventionsketten richtet 
sich an der sozialstatistisch ermittelten Ge-
samtkonstellation des Aufwachsens aus. Die 
Planung von Präventionsketten sollte dabei 
von der Leitidee ausgehen, knappe Ressour-
cen dorthin zu lenken, wo sie mutmaßlich den 
größten Effekt zur Bekämpfung benachteiligter 
Lebenslagen erzielen. In diesem Sinne wird „Un-
gleiches ungleich behandelt“, da beispielsweise 
nicht mehr jede Kita oder Schule die gleiche 
Ressourcenausstattung erhält, sondern Einrich-
tungen mit einer großen Anzahl sozial benach-
teiligter Kinder zusätzliche Maßnahmen und die 
zu deren Durchführung nötigen Mittel erhalten. 
Ist dies gewährleistet, geht es anschließend 
darum, die Wirksamkeit dieser Maßnahmen zu 
überprüfen.

Hierzu braucht es zum einen eine regelmäßige 
Beobachtung wichtiger statistischer Messgrö-
ßen. An deren Entwicklung lässt sich ablesen, 
ob und inwieweit durch die Präventionskette 
Menschen auch tatsächlich unterstützt werden, 
ob die ergriffenen Maßnahmen also wirken – 
und wie ihre Wirkung ggf. verbessert werden 
kann. Wirkungsorientierte Steuerung erfordert 
die ämter- und trägerübergreifende Zusam-
menarbeit vieler Akteure in der Kommune. Zu-
sätzlich zu den Messgrößen, die Aussagen über 
die Wirkung von Maßnahmen zulassen, werden 
Daten benötigt, die einen schnellen Überblick 
über die Entwicklung der Lebenslagen in den 
einzelnen Wohnquartieren bieten. Diese Über-
blicksdaten sagen zwar nicht direkt etwas über 
die Wirkung von Prävention aus, da sie von einer 
Vielzahl anderer gesellschaftlicher Faktoren 
beeinflusst werden. Mit geeigneten Überblicks-
daten lassen sich aber zum einen beispielswei-
se der Umfang von Kinderarmut wie auch der 
sozialen und ökologischen Belastung einzelner 
Wohnquartiere abschätzen. Zum anderen 
können damit Entwicklungen in unterschiedli-
chen Bereichen, wie z.B. Einkommensarmut, 
Bildungsstand, Gesundheit und soziale Teilhabe 
von Kindern, abgebildet werden. Nur ein solches 
Vorgehen ermöglicht die frühzeitige Erkennung 
von Mehrfachbenachteiligungen.

	� �Leitprinzip „Ungleiches ungleich behandeln“: 

Zugangssteuerung und Wirkungsmessung  

als Kernelemente

	� �Evidenzbasierte Maßnahmenplanung

	� ��„Gemeinsam besser werden!“

	� �Verknüpfung von Controlling und  

trägerübergreifender Qualitätsentwicklung 

Präventionsstandards
zu Station 6

Aufgrund der fortschreitenden sozialen Ausein-
anderentwicklung einzelner Stadtteile müssen 
das Monitoring und die wirkungsorientierte 
Steuerung kleinräumig ansetzen, worauf auch 
der Bericht der wissenschaftlichen Begleitfor-
schung zum Modellvorhaben hinweist. Bei den 
kleinräumigen Analysen können die NRW-Kom-
munen zusätzlich durch die „Fachstelle für so-
zialraumorientierte Armutsbekämpfung“ (FSA) 
unterstützt werden.

Der kommunale Aufbau eines solchen Gesamt-
systems aus Monitoring und wirkungsorientier-
ter Steuerung benötigt ausreichend Zeit. Nur 
durch eine verbindliche kommunalpolitische 
Beschlusslage und die darauf basierende 
konsequente Umsetzung dieses Gesamtpakets 
lässt sich sicherstellen, dass Aufbau und Wei-
terentwicklung der Präventionskette tatsächlich 
nachhaltig erfolgen. Dieser Prozess muss kon-
tinuierlich fortgeschrieben werden. Langfristig 
wird dieses Ziel nur dadurch zu erreichen sein, 
dass den beteiligten Akteuren in den Kom-
munen der Ertrag der ganzen Anstrengungen 
plausibel vermittelt werden kann.

Wie in Kapitel 1 dieses Berichts hergeleitet, soll-
te wirkungsorientierte Steuerung im Rahmen 
einer gemeinsam getragenen Qualitätsentwick-
lung erfolgen. Es geht dabei auch, aber nicht 
nur, um die Weiterentwicklung der Verwaltungs-
strukturen. Vielmehr erfordert die konsequente 

Sechste Station:  

Prävention auf Wirkung ausrichten



Umsetzung der Leitlinie, „vom Kind her zu den-
ken“, auch einen Sichtwechsel, ja Kulturwandel 
in der Art und Weise des Zusammenwirkens 
von Kommunalverwaltung und Netzwerkpart-
nern.

Die Nachhaltigkeit einer Hilfs- oder Förder-
maßnahme lässt sich erst nach mehreren 
Jahren beurteilen. Dies ist nicht nur eine Frage 
der Messung, sondern verweist auf die grund-
sätzliche Notwendigkeit, präventive Hilfs- und 
Förderangebote so anzulegen, dass Wirkungen 
im weiteren Lebenslauf überhaupt sichtbar 
gemacht werden können. Erreicht werden kann 
dies zum Beispiel durch die freiwillige Teilnah-
me der Zielgruppe an ex post-Befragungen 
oder durch fallbezogene Fachkräftekooperation 
– etwa zwischen Kita und Grundschule. Dies 
verlangt aus datenschutzrechtlichen Gründen 
meistens die Zustimmung der Betroffenen, 
was jedoch nicht als Hürde, sondern eher als 
Chance verstanden werden sollte. Denn wie 
im folgenden Kapitel ausgeführt werden wird, 
ist „Beteiligung“ ein Qualitätsmerkmal und ein 
allgemeiner Präventionsstandard. 

Zudem bedarf es eines Kulturwandels bei Frei-
en Trägern und öffentlichen Verwaltungen. Con-
trolling und Evaluation sind oft angstbesetzte 
Instrumente. Denn wird bei einer Maßnahme 
eine nur geringe Wirkung festgestellt, entsteht 
bei den betroffenen Trägern und Einrichtungen 
umgehend die Sorge um den weiteren Fluss 
von Fördergeldern – und in der Folge um Ar-
beitsplätze. Gleichzeitig geraten auch die Kom-
munalverwaltungen unter Legitimationsdruck, 
wenn offenkundig wird, dass mit öffentlichen 
Geldern geförderte Maßnahmen ihr Ziel nicht 
erreicht haben. Wirkungsorientierte Steuerung 
bedarf daher einer Kultur der Fehlerfreundlich-
keit und einer Perspektive des „Gemeinsam 

Besser Werdens“ im Sinne einer bereichs- und 
trägerübergreifenden Qualitätsentwicklung. So 
ein grundlegender institutioneller Kulturwandel 
braucht Zeit – eine Dekade ist für ein solches 
„Change Management“ bereits ein ambitionier-
tes Ziel. 

Wirkungsorientierte Steuerung sollte also  
mit Beteiligung von Maßnahmenträgern, Ein-
richtungen und nicht zuletzt der betroffenen 
Zielgruppen entwickelt werden. Prävention soll 
nicht einfach nur Defizite ausgleichen, sondern 
die Handlungsbefähigung in der Zielgruppe 
fördern. Dies kann nur durch passgenaue  
Angebote gelingen, die den Menschen auch 
bekannt sind, von ihnen angenommen werden  
und sich in ihre alltägliche Lebensführung 
einfügen. Und dies gelingt am besten, indem 
die Adressatinnen und Adressaten schon in die 
Angebotsplanung einbezogen werden, ihnen 
also Vorschlags- und Mitgestaltungsrechte ein- 
geräumt werden. Dabei sind Kinder und Jugend- 
liche als Träger eigener, unveräußerlicher Kinder- 
rechte zu sehen und müssen in altersange-
messener Weise beteiligt werden. Beteiligung 
entschärft dabei auch viele der immer wieder 
beklagten Datenschutzprobleme, da mit aktiver 
Einwilligung der Betroffenen in die Datennut-
zung vieles möglich ist – beispielweise beim 
Übergangsmanagement Kita-Grundschule und 
Grundschule-weiterführende Schule. Vor allem 
aber trägt Beteiligung dazu bei, verlässliche 
Zahlen zu erhalten. Ohne Beteiligungskultur 
werden bei Trägern und Einrichtungen abge-
fragte Daten vornehmlich unter Legitimations-
zwecken generiert und sind dann für Weiter-
entwicklungsprozesse häufig ungeeignet. Die 
Landeskoordinierungsstelle empfiehlt daher, 
wirkungsorientierte Steuerung in diesem um-
fassenden Sinne von beteiligungsorientierter 
Planung und Qualitätsentwicklung zu verstehen.
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Sozial- und Finanzplanung  
als Einheit

Ein Leitziel stecken, planen, wie es erreicht 
werden kann, und dann Maßnahmen umsetzen, 
die nach ihrem Zielerreichungsgrad überprüft 
werden. So stellt die Kommune Bielefeld sicher, 
dass Investitionen in Prävention auch Wirkung 
zeigen, denn diese Wirkung muss belegt werden 
– bei jeder Maßnahme. In der Wissenschaft wird 
dieses Vorgehen evidenzbasierte Maßnahmen-
planung genannt. 

Seit dem Jahr 2009 unterliegen alle Vorhaben 
der Verwaltung in den Bereichen Jugendhilfe, 
Sozialhilfe, Sozialplanung und Prävention einer 
Zielmatrix. Die oberste Hierarchieebene bilden 
sechs feststehende Leitziele des Dezernats So-
ziales – ähnlich wie Zukunftsvisionen. Hierunter 
befinden sich dann jeweils Produktgruppen-
ziele, darunter Produkte, zu denen es wiede-
rum Teilziele mit konkreten Maßnahmen gibt 
– immer in einer Art Argumentationskette, die 
eine Wirkungshypothese von der Maßnahme 
bis hin zum Leitziel formuliert. Alle Maßnahmen 
sind mit Indikatoren hinterlegt, die zeigen, ob 
das Vorhaben wie geplant Wirkung zeigt oder 
ob Umsteuerungen nötig sind. Die konkrete 
Umsetzung wird im Rahmen eines internen 
Controllings nachgehalten.

Ein Beispiel für die Zielhierarchie: 

Leitziel: „Die Sicherung der Lebensqualität für 
Menschen mit vorübergehendem oder dauer-
haftem Unterstützungsbedarf ist gewährleistet“. 

Produktgruppenziel: „Die Förderung der Erzie-
hungskompetenz der Erziehungsberechtigten 
ist gewährleistet.“ 

Zuordnung zu dem korrespondierenden Pro-
dukt „Allgemeine Beratung und Unterstützung 
von Familien“ und dem Teilziel „Steigerung der 
Erziehungskompetenz“.

	� Planung, Umsetzung und Controlling  

gehen Hand in Hand

	� Ausrichtung an einem klaren und  

verbindlichen Zielsystem

	� Politik, Träger und Verwaltung tragen den  

Prozesss gemeinsam

	 Wirkungen sind nachweisbar

Bielefeld 

DAS IST BESONDERS GUT!

Wirkungshypothese: Über das Elternkurskon-
zept „Starke Eltern – Starke Kinder®“ des 
Kinderschutzbundes werden in der Stadt Eltern 
mit Unterstützungsbedarf im Bereich der Erzie-
hungskompetenz gestärkt, was – belegt durch 
die wissenschaftliche Begleitforschung dieses 
Elternkurskonzepts - maßgeblich positiven Ein-
fluss auf die Lebensqualität der teilnehmenden 
Familien hat.

Dieses Vorgehen ist auf die Anforderungen des 
Neuen Kommunalen Finanzmanagements 
in NRW abgestimmt. Jährlich werden dafür 
die fachlichen Schwerpunkte vereinbart und 
geprüft und interne Planungsworkshops seitens 
des Dezernats durchgeführt. Daraufhin werden 
deren Ergebnisse operationalisiert und die 
Zielmatrix erstellt. Die zuständigen politischen 
Gremien sind regelhaft in das Verfahren einge-
bunden.

Mit dem Ineinandergreifen von Planung, Umset-
zung und Controlling sowie einer umfassenden 
integrierten Sozialberichterstattung und -planung  
kann Bielefeld schon seit längerer Zeit die Prinzi- 
pien der „evidenzbasierten Maßnahmenpla-
nung“, Zugangssteuerung und Wirkungsmes-
sung – auch ihrer präventiven Maßnahmen – 
erfolgreich umsetzen. 
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5.	QUALITÄT  
DER PRÄVENTIONSKETTE 
STANDARDS FÜR PRÄVENTION 

Für die Qualität einer kommunalen Präventi-
onskette kommt es im Wesentlichen auf zwei 
Dinge an. Zum einen sollte sie in einem Prozess 
entstehen, der bestimmten Standards genügt. 
Dabei können sich Kommunen an dem Ent-
wicklungsmodell orientieren, das in Kapitel 4 
beschrieben wird. Zum anderen muss die so 
entwickelte Präventionskette selbst bestimm-
ten Standards entsprechen. Auch hierfür sind 
im Modellvorhaben „Kein Kind zurücklassen! 
Kommunen in NRW beugen vor“ Präventionss-
tandards erarbeitet worden.

Eine kommunale Präventionskette ist gut,  
wenn sie in allen ihren Gliedern sieben Qua-
litätsstandards erfüllt. Sie sollte erstens auf 
dem Prinzip umfassender Beteiligung aufge-
baut sein. Zweitens sollte sie darauf zielen, 
Kinder zu stärken, indem ihre Eltern gestärkt 
werden, da Eltern den größten Einfluss auf das 
gelingende Aufwachsen ihrer Kinder ausüben. 
Drittens sollten Präventionsangebote nach 
Möglichkeit aufsuchender Natur sein, also die 
Menschen an ihnen vertrauten Orten erreichen: 
im eigenen Zuhause, im Wohnquartier, in der 
Kita oder Schule oder auch in der Praxis von 
Kinder- und Jugendärzten. Viertens müssen 
ungleiche Zielgruppen auch ungleich behandelt 
werden. Hilfs- und Förderangebote sollten in 
erster Linie dorthin gelangen, wo der größte 
Bedarf besteht, und nicht nach dem „Gießkan-
nenprinzip“ verteilt werden. Fünftens muss die 
Arbeitsweise in Regeleinrichtungen wie der Kita 
oder der Schule die Ungleichheit der Lebensla-

gen von Kindern berücksichtigen und in diesem 
Sinne sozial inklusiv sein. Sechstens bemisst 
sich die Qualität einer Präventionskette daran, 
dass (Bildungs-) Übergänge fließend gestaltet 
sind, damit sie von Kindern positiv erfahren 
werden und sie auf ihrem weiteren Bildungsweg 
stärken. Und siebtens lassen sich die genann-
ten Anforderungen nur realisieren, wenn die 
verschiedenen beteiligten Professionen – zum 
Beispiel aus den pädagogischen Handlungs-
feldern, dem Gesundheitswesen, der Berufs-
beratung und dem Fachplanungsbereich – gut 
zusammenarbeiten und dabei dem Anspruch, 
„vom Kind her zu denken“, Rechnung tragen.

Im Modellvorhaben „Kein Kind zurücklassen! Kommunen in NRW beugen vor“

sind allgemeine Kriterien entwickelt worden, an denen sich ablesen lässt, wie

gut eine Präventionskette aufgestellt ist.
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Stationsübergreifende  
Präventionsstandards

	 Beteiligungsorientierung

	 Eltern stärken – Kinder stärken

	 Aufsuchender Ansatz

	 Ungleiches ungleich behandeln

	 Soziale Inklusion

	� (Bildungs-) Übergänge fließend  
gestalten!

	� Multiprofessionelle  
Zusammenarbeit

• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
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Präventionsketten lassen sich nicht administra-
tiv verordnen. Sie entstehen und funktionieren 
in einer staatlich-kommunalen Verantwortungs-
gemeinschaft mit ausgeprägt zivilgesellschaft-
licher Komponente. Wer lebensweltnahe Hilfs- 
und Förderangebote bereitstellen will, muss 
diejenigen beteiligen, um die es geht:

	�� Verwaltung und Organisation:  
Alle an der Präventionskette beteiligten 
Verwaltungseinheiten und Organisationen, 

etwa die Kinder- und Jugendhilfe, die Schule, 
das Gesundheitssystem oder das Jobcen-
ter, müssen „auf Augenhöhe“ zusammen-
arbeiten. Dies lässt sich erreichen, wenn 
alle bereit sind, „vom Kind her zu denken“. 
Schritt für Schritt muss sich das Denken 
weg von getrennten Zuständigkeiten und hin 
zu gemeinsamen Lösungen entwickeln. Das 
bewirkt einen kollektiven Lernprozess bis hin 
zum Wandel in der Organisationskultur der 
beteiligten Institutionen.

	� Entsäulung der Verwaltung 

	� Effektivierung der Prozesse durch  

sogenannte „Schnittstellengespräche“

	� Ganzheitliche Betrachtungsweise 

	� Verschiedene Professionen und Verant-

wortungsebenen sind sensibilisiert und 

tragen Verantwortung

Kreis Düren 

Verwaltung und Organisation:  
Integriertes Handeln im Sinne der Familien

DAS IST BESONDERS GUT!

Die verschiedenen Arbeitsbereiche einer Ver-
waltung bearbeiten Anliegen von Hilfesuchen-
den oder Antragstellern in der Regel nur gemäß 
ihrer Zuständigkeit. Hinter vielen Anliegen, die 
von Familien in den verschiedenen Stellen einer 
Kommune vorgetragen werden, stecken aber 
oft weitere Probleme oder Ansatzpunkte für 
präventives Handeln.

Ein Beispiel: Eine Mutter erscheint zu Ge-
sprächsterminen im kommunalen Jobcenter 
mehrfach vormittags mit ihrem fünfjährigen 
Kind. Der Mitarbeiterin des Jobcenters fällt dies 
auf und sie spricht die Mutter darauf an. Die 
Mutter erzählt, das Kind habe keinen Kita-Platz 
und spreche auch kein Deutsch, da in der  
Familie nur türkisch gesprochen werde. Hätte 
die Mitarbeiterin dies nicht angesprochen, wäre 
das Problem möglicherweise bis zur Schul- 
eingangsuntersuchung nicht aufgefallen.

Der Kreis Düren hat sich deshalb überlegt, in 
jedem relevanten Fachbereich mindestens eine 
Präventionskraft auszubilden, die dafür sensi-
bilisiert ist, die Lebenssituationen einer Familie 
ganzheitlich zu betrachten und deshalb mehr 
als nur die üblichen Pflichtfragen ihres Arbeits-
feldes stellt. Außerdem kennt sie die Angebote 
der anderen Ämter und Freien Träger vor Ort.
Die verschiedenen Ämter der Kreisverwaltung 

Erster Präventionsstandard: 

Beteiligungsorientierung – Die Menschen 
mitnehmen

entsenden eine Präventionskraft in monatliche  
sogenannte „Schnittstellengespräche“, um ge- 
meinsam Fälle zu besprechen, in denen Familien  
mehr Unterstützung benötigen, als ein Amt 
allein hergeben kann – natürlich nur, wenn die 
Eltern der damit verbundenen Datenweitergabe 
zustimmen. In Form einer kollegialen Beratung 
kann dieses Präventionsteam dann passende 
Hilfeangebote für die Familien zusammentragen.  
Ein „Lotse“ aus dem Team bündelt die gesam-
melten Ideen, trägt sie an die Familie heran und 
behält die Entwicklung im Auge. In unserem 
Beispiel sah sich nach der Besprechung des 
Falls im Präventionsteam das Gesundheitsamt 

Beteiligung 
findet auf drei 
Ebenen statt.
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	�� Einrichtungen (Kita, Schule etc.): Die an 
der Präventionskette mitwirkenden Ein-
richtungen und Fachkräfte sollten in zwei 
Schritten beteiligt werden. Im ersten Schritt 
sollten sie von der Netzwerkkoordination In-
formationen zu Angeboten und Leistungen 
der Partner erhalten, die sie an ihre Klientel 
weitervermitteln können. Im zweiten Schritt 
sollten dann aufsuchende Zugänge geschaf-
fen werden – in der Familie, im Sozialraum 
und in den Regeleinrichtungen selbst, nach 
dem Motto: Die Angebote kommen zu den 
Menschen und nicht umgekehrt.

	�� �Kinder und Familien: Es hat sich gezeigt, 
dass nicht alle Menschen in gleicher Weise 
Zugang zu den angebotenen Hilfen finden. 

Dies liegt meist an einer Ausgestaltung des 
Angebots, die eher die Mittelschicht an-
spricht. Misstrauen entsteht insbesondere 
dann, wenn Angebote über die Köpfe der 
ins Auge gefassten Adressaten und Adres-
satinnen hinweg geplant werden. Es kommt 
häufig vor, dass ein Angebot ohne Beteili-
gung der Zielgruppe konzipiert und dann ein 
Einladungsflyer erstellt wird. Anschließend 
herrscht Verwunderung, dass sich niemand 
oder zumindest nicht die anvisierte Ziel-
gruppe einfindet. Zielführender ist es, dass 
Fachkräfte zuerst den Zugang zur Zielgrup-
pe suchen und nachfragen, was überhaupt 
gebraucht wird – und erst danach entspre-
chend „passgenaue“ Maßnahmen konzipie-
ren und anbieten.

als geeigneter Lotse und trat in Kontakt mit der 
Familie, um Angebote der Sprachförderung zu 
besprechen.

Um den Blick der Mitarbeitenden für die Bedürf- 
nisse der Familien und die Angebote anderer 
Ämter und Träger zu weiten, wurden eigens 
konzipierte Schulungen veranstaltet und Infor- 
mationsmaterial verteilt. Die Amtsleitungen  
haben gegenseitig hospitiert, um sich kennen-
zulernen und die jeweiligen Zuständigkeiten 
und Inhalte der Arbeit transparenter zu machen.  
Die Schulung wurde als fester Bestandteil ins 
Fortbildungsprogramm der Kreisverwaltung 
aufgenommen.

Im Sommer 2014 wurde ein Präventions-
büro eingerichtet, in dem Mitarbeitende des 
Jugendamts, des Bildungsbüros und eines 
Trägers der freien Jugendhilfe arbeiten. Die 
Mitarbeiter des Präventionsbüros koordinieren 
und unterstützen den gesamten Prozess der 
Gestaltung der kreisweiten Präventionsstrategie.  
Das Präventionsbüro leitet die monatlichen 
Sitzungen des Präventionsteams, in dem die 
„Schnittstellengespräche“ stattfinden.
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Dromagen

Kinder und Familien: Elternbeteiligung auf 
verschiedenen Ebenen

In Dormagen gelingt die Beteiligung von Ziel-
gruppen in unterschiedlichen Bereichen und 
auf verschiedenen Ebenen. Am Beispiel der 
Elternbeteiligung wird dies besonders deutlich. 
In der Gremienstruktur des Netzwerks für 
Familien (NeFF Dormagen) sind Eltern ein 
wesentlicher Bestandteil.Sie sind in allen drei 
Lenkungsgruppen des Netzwerks für Frühe 
Hilfen, Schule sowie Beruf und Ausbildung ver-
treten und bringen sich so in die Planungen des 
Netzwerks aktiv mit ein. Die Elternvertretungen 
sind oft Mitglieder des Jugendamtsbeirats oder 
der Stadtelternschaft; manchmal ergibt sich 
aber auch eine andere Variante.

In der Kommune werden Eltern auch in richtungs- 
weisende Fachdebatten eingebunden. So haben 
sie jüngst die Entwicklung von Standards zur 
Bindungsförderung für Fachkräfte in Kindertages- 
einrichtungen entscheidend mitgestaltet. Und 
auch in Angeboten bestimmen Eltern ganz  
konkret mit: Die Dormagener Babyclubs, die es  
flächendeckend für Eltern mit Kindern im ersten 
Lebensjahr gibt, sind explizit so angelegt, dass 

die Teilnehmenden das jeweilige Programm be-
stimmen. Ob es Singspiele gibt, ein Kinderarzt 
eingeladen wird oder über Einschlafprobleme 
der Kinder gesprochen wird: Darüber entschei-
den wöchentlich die Eltern. Die eingesetzte 
Fachkraft sorgt für die Umsetzung der Wünsche.

	 Beteiligung ist fest verankert

	� Vielfältige Beteiligungsformen mit  

unterschiedlichen Zugangsschwellen

	� Beteiligung erfolgt wertschätzend und wird  

ernstgenommen

	� Eltern gestalten Infrastrukturplanungen,  

fachliche Standards und Angebote mit

DAS IST BESONDERS GUT!

Dormagen
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Präventionsketten sollen das gelingende 
Aufwachsen von Kindern in ihren Familien 
unterstützen. Ihr Aufbau setzt eine Kultur 
des Vertrauens in die Bereitschaft von Eltern 
voraus, das Bestmögliche für ihre Kinder zu 
tun. Prävention knüpft an die Ressourcen und 
Fähigkeiten von Eltern an, ihrer Erziehungsauf-
gabe nachzukommen – nicht durch Leugnung 
entsprechender Defizite, sondern durch geziel-
te Unterstützung bei deren Behebung.

In der Präventionskette sind nicht nur institu-
tionelle Maßnahmen und Angebote sinnvoll 
miteinander zu verknüpfen. Vielmehr ist auch 
der für Kinder alltägliche Wechsel zwischen 
Familie und pädagogisch gestalteten Umgebun-
gen in der Kita oder Schule zu beachten. Ohne 
eine aktive Zusammenarbeit mit Eltern kann 
es für Kinder zunehmend schwierig werden, in 
der Einrichtung vermittelte Orientierungen mit 
den familiären Werten und denen ihres privaten 
Umfelds in Einklang zu bringen.

Umgekehrt kann die Wirksamkeit des pädago-
gischen Handelns in den Einrichtungen enorm 
steigen, wenn das Elternhaus diese Orientie-
rung teilt und unterstützt. Eltern sind für das 
gelingende Aufwachsen ihrer Kinder die weitaus 
wichtigste Instanz, wie auch der Bericht der 
wissenschaftlichen Begleitforschung zum 
Modellvorhaben hervorhebt. Ihre nachhaltige 
Stärkung und Unterstützung ist der Königsweg 
allen präventiven Handelns. Und es geht dabei 
primär darum, was Institutionen wie Kita und 
Schule für die Eltern tun können, nicht umge-
kehrt. Von der Schwangerenberatung über die 
Unterstützung in der Geburtsklinik oder von 
(Familien-) Hebammen, Babyclubs und Eltern-
cafés bis hin zu Erziehungsberatungsstellen, 
den „Hilfen zur Erziehung“ und Bildungs- und 
Erziehungspartnerschaften muss ein lücken-
loses Netz elternstärkender Maßnahmen 
geschaffen werden. Und es ist darauf zu achten, 
dass diese Angebote die besonders ins Auge 
gefassten Zielgruppen auch erreichen. Dies 
führt unmittelbar zum nächsten Präventions- 
standard.

Zweiter Präventionsstandard:  

Eltern stärken – Kinder stärken

Findet Beteiligung auf diesen drei Ebenen  
statt, dann steigt die Wahrscheinlichkeit, dass 
passgenaue Angebote zustande kommen –  

Angebote, die tatsächlich die Menschen errei-
chen, die sie erreichen sollen.
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„Von der Komm- zur Gehstruktur“ ist eine in 
der sozialen Arbeit viel gebrauchte Leitformel. 
Gemeint ist damit, dass Hilfs- und Förderan-
gebote eher in Anspruch genommen werden, 
wenn sie in einem Rahmen angeboten werden, 
der Kindern und Eltern vertraut ist: die eigene 
Wohnung, das Wohnquartier, die Kita oder das 
Familienzentrum, die Schule oder auch die kinder- 
ärztliche Praxis. Die Vertrautheit des Ortes wie 
auch die persönliche Bekanntschaft mit den 
Fachkräften lässt vor allem jene Eltern, die 
Institutionen eher reserviert oder angstbesetzt 
gegenüberstehen, für präventive Beratung 
aufgeschlossener werden. Das Konzept der Fa-
milienzentren in Nordrhein-Westfalen, die neben 
dem herkömmlichen Kita-Betrieb als Anlauf- 
und Beratungsstelle für Eltern dienen, speist 
sich wesentlich aus dieser Einsicht.

Der Bericht der wissenschaftlichen Begleitfor-
schung zum Modellvorhaben betont insbeson-
dere die präventive Bedeutung der Regel- 
einrichtungen wie Kita/Familienzentrum und 
Schule und verbindet dies mit dem Ansatz einer 
Stärkung der Elternkompetenz im Sinne der 
Alltags- und Erziehungsbewältigung. Prozess-
begleitung und Begleitforschung betonen somit 
im Einklang miteinander die enge Verbindung 
eines elternstärkenden Ansatzes (zweiter 
Präventionsstandard) mit einem aufsuchenden 
Ansatz (dritter Präventionsstandard). 

In zweierlei Hinsicht muss eine funktionierende 
Präventionskette aufsuchende Ansätze berück-
sichtigen:

	�� Clearing- und Lotsenfunktion:  
Die vertrauten Bezugspersonen und Fach-
kräfte in den Regeleinrichtungen vermitteln 
Förder- und Unterstützungsangebote, die 
dann anderswo durchgeführt werden. So 
kann die Schule etwa an Einrichtungen der 
Volkshochschule oder an Erziehungsbera-
tungsstellen weitervermitteln. Die Vermitt-
lungsleistung dient dem Bekanntmachen 
des jeweiligen Angebots ebenso, wie dem 
Abbau von Hemmschwellen bei der Inan-
spruchnahme – ganz einfach, weil Eltern die 
vermittelnden Fachkräfte kennen und ihrem 
Rat vertrauen.

	�� Platzierung des Angebots in der Regel- 
einrichtung: In dieser Variante findet das 
„Fremdangebot“ in der vertrauten Einrich-
tung selbst statt, zum Beispiel eine Sprech-
stunde der Erziehungsberatungsstelle im 
Familienzentrum. Hier gibt es noch viele 
Möglichkeiten, etwa im Kontext des offenen 
Ganztags an Grundschulen.

Beide Ansätze müssen in der Präventionsket-
tengestaltung berücksichtigt werden. Dies klingt 
leichter, als es ist, da die dazu erforderlichen 
Zeit- und Personalressourcen häufig knapp be-
messen sind. Auch lassen sich nicht alle Ange-
bote und Maßnahmen „aufsuchend“ gestalten. 
Es geht hier mehr um eine Akzentverschiebung.

Aufsuchende Ansätze steigern ihre Wirksamkeit,  
wenn sie zugleich als Chance zur multiprofessio- 
nellen Zusammenarbeit gesehen werden. Ein 
Beispiel dafür wäre die Kinderärztin oder die 
Psychologin aus der Erziehungsberatungsstelle, 
die nicht einfach nur als externe Dienstleisterin 
die Sprechstunde in der Kita anbietet, sondern 
als integrierter Bestandteil der Einrichtung 
wahrgenommen wird. Dies beinhaltet dann 
natürlich auch den fachlichen Austausch zwi-
schen den Externen und den in der Einrichtung 
arbeitenden Fachkräften – in diesem Beispiel 
also zwischen medizinischen Fachkräften und 
den Erzieherinnen und Erziehern.

Kommunen, die aufsuchende Ansätze intel-
ligent planen und einsetzen, kommen damit 
auch an „institutionsferne“ Zielgruppen heran. 
Wie auch der Bericht zur wissenschaftlichen 
Begleitforschung zum Modellvorhaben be-
tont, erreicht das Gesundheitssystem über die 
Geburtskliniken, die Vorsorge- und Schulein-
gangsuntersuchungen sowie die kinder- und 
jugendärztliche Praxis solche Menschen oft 
deutlich besser als das Jugendamt. Gelingt es 
daher, im Gesundheitssystem auch Angebote 
aus der Kinder- und Jugendhilfe zu vermitteln, 
kann dadurch die Zugangssteuerung zu deren 
Hilfs- und Förderangeboten erheblich verbes-
sert werden. 

Dritter Präventionsstandard:  

Aufsuchender Ansatz – Die Angebote zu  
den Menschen bringen
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Wer Prävention im Rahmen öffentlicher 
Daseinsvorsorge stärken will, muss als erstes 
lernen, dass es „die“ Kinder gar nicht gibt. In 
modernen Gesellschaften sorgen die soziale 
Herkunft, das Wohnquartier, der Bildungs-
stand der Eltern, deren (Nicht-) Integration 
in den Arbeitsmarkt, die spezifische Zuwan-
derungsgeschichte sowie eine Reihe weiterer 
Einflussfaktoren für „ungleiche Kindheiten“, 
wie die Kindheitsforscherin Tanja Betz in ihrer 
gleichnamigen Studie aus dem Jahre 2008 
herausarbeitete. Diese ungleichen Lebenslagen 
lassen die „Normalbiografie“ als eine für alle 
Bevölkerungsgruppen bindende gesellschaft-
liche Norm zerfallen. Erforderlich wird eine 
sozialmilieu- und armutssensible Ausgestaltung 
von Präventionsketten, ebenso wie eine hohe 
interkulturelle Kompetenz der Fachkräfte.

Müssen in ungleichen Lebenslagen aufwach-
sende Kinder daher auch institutionell eine un-
gleiche Förderung und Unterstützung erhalten? 
Provokant ist diese Frage, weil sie scheinbar den 

für moderne westliche Gesellschaften prägen-
den Gleichheitsgrundsatz verletzt. Tatsächlich 
wird dieser Grundsatz aber durch die unglei-
chen Startchancen ins Leben verletzt, die etwa 
in Armut aufwachsende Kinder massiv benach-
teiligen, wie insbesondere auch der Bericht 
der wissenschaftlichen Begleitforschung zum 
Modellvorhaben herausstellt. Es ist im Sinne ei-
nes Nachteilsausgleichs nur konsequent, diese 
Kinder intensiver und anders zu fördern als ihre 
vergleichsweise unbelasteten Altersgenossen. 
Das kann etwa über bessere Personalschlüs-
sel für Schulen oder Kitas mit vermehrt sozial 
benachteiligter Klientel erfolgen.

„Ungleiches ungleich behandeln“ orientiert als 
Präventionsstandard also dahin, Menschen 
und Einrichtungen je nach biografischer Aus-
gangs- und Lebenslage passgenau zu fördern, 
anstatt per Gießkannenprinzip allen die gleichen 
Förderressourcen zukommen zu lassen. Dies ist 
armutssensibles Handeln auf Ebene der sozial-
räumlichen Planung und Gestaltung.

Vierter Präventionsstandard: 

Ungleiches ungleich behandeln
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Heute noch Kindergartenkind, morgen schon 
Schulkind – das Denken in Stichtagen prägt das 
Bildungssystem insbesondere bei den institutio-
nellen Übergängen noch immer in hohem Maße. 
Gerade „benachteiligte“ und „verletzliche“ 
Kinder drohen an diesen (bildungs-) biografisch 
Schnittstellen den Anschluss zu verlieren. 

Übergänge sollten daher fließend gestaltet wer-
den. Was im Kita-Bereich als „Eingewöhnungs-
modell“ bewährte Praxis ist, muss auch im 
Übergang in die Grundschule, in die weiterfüh-
rende Schule und von der Schule in die Ausbil-
dung gestaltet werden. Kinder und Jugendliche 
müssen in die neue Welt hinein begleitet wer-
den, was auf verschiedene Weise erfolgen kann: 
zum Beispiel in Form von „Schnuppertagen“ 
von Kita-Kindern in der Grundschule, durch 
Patenmodelle zwischen den Neuen und jenen 

Schulkindern, die bereits mit der Einrichtung 
vertraut sind, oder auch mithilfe einer intensi-
ven Zusammenarbeit der Lehr- und Fachkräfte 
mit Eltern, vor allem für jüngere Kinder. Jugend-
liche werden bereits heute durch Betriebs- 
praktika und andere Maßnahmen im Rahmen 
des neuen Übergangssystems „Kein Abschluss 
ohne Anschluss“ an Ausbildung und Beruf 
herangeführt. Auch freiwilliges Engagement, wie 
im Rahmen des Bundesfreiwilligendienstes oder 
des Freiwilligen Sozialen Jahres, kann Jugend-
liche auf ihrem Weg ins Erwachsenwerden un-
terstützen und ihren Horizont erweitern, ebenso 
wie der Internationale Schüleraustausch oder 
der Europäische Freiwilligendienst. Gerade das 
Beispiel des freiwilligen Engagements zeigt 
aber, wie wichtig es ist, dass auch Jugendliche 
mit Übergangsschwierigkeiten solche Angebote 
verstärkt annehmen. 

Sechster Präventionsstandard:  

(Bildungs-) Übergänge fließend gestalten

Eine „ungleiche“ Förderung auf Basis pauschaler  
Zuschreibungen wie „Brennpunktquartier“ oder 
„bildungsfernes Sozialmilieu“ führt aber für sich 
genommen noch nicht zu passgenauen Präven-
tionsangeboten. Da benachteiligte Stadtteile in 
sich selbst ungleich strukturiert sind, ist armuts- 
sensibles bzw. sozialinklusives Handeln auch 
auf Einrichtungsebene von zentraler Bedeutung. 

	�� So mag es in unmittelbarer Nachbarschaft 
zueinander eine städtische Kita geben, 
welche quasi die Last des Sozialraums trägt, 
und daneben die Einrichtung eines Freien 
Trägers, die selbst in diesem Sozialraum 
noch eher eine Mittelschichtklientel bedient.

	�� Das Schlagwort „Bildungsferne“ brandmarkt 
ganze Bevölkerungsgruppen als defizitär, 
ohne zugleich die mangelnde interkulturelle 
Kompetenz von Bildungseinrichtungen zu 
thematisieren, durch die entsprechende 
Bevölkerungsgruppen ferngehalten werden.

Mit dem Ansatz der „institutionellen Diskri-
minierung“ untersuchten Frank-Olaf Radtke 

und Mechthild Gomolla in ihrer gleichnamigen 
Studie aus dem Jahr 2002, wie Institutionen 
selbst so etwas wie „Bildungsferne“ herstellen 
– und wie dem entgegengewirkt werden kann. 
Auch die Begleitforschung zum Modellvorhaben 
analysiert solche Prozesse.

Aus Sicht der Gestaltung kommunal koordi- 
nierter Präventionsketten folgt aus diesem 
Ansatz, nicht einseitig die Menschen „fit“ für 
die Institutionen machen zu wollen – etwa ein 
„schulfähiges Kind“ zu erschaffen. Vielmehr 
bedarf es eines Perspektivwechsels, so dass 
die Institutionen kindgerecht gestaltet und für 
Ungleichheit sensibilisiert werden. In unserem 
Beispiel wäre also die Schule „kindfähig“ zu ma-
chen. Diese Orientierung wird im Fachdiskurs 
als „soziale Inklusion“ bezeichnet. Eng verbun-
den ist damit das Gestaltungsziel, Kinder un-
terschiedlicher Herkunft und mit unterschied-
lichen (Lern-) Ausgangslagen möglichst lange 
gemeinsam zu fördern, anstatt sie aufgrund von 
Beeinträchtigungen oder eines diagnostizierten 
Kompetenzdefizits in darauf spezialisierten 
Sondereinrichtungen zu platzieren.

Fünfter Präventionsstandard:

Soziale Inklusion
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Die Umsetzung der bislang genannten sechs 
Präventionsstandards macht in ihrer Kombina-
tion die Qualität einer Präventionskette aus. Sie 
alle aber teilen als grundlegende Voraussetzung 
die inhaltlich-konzeptionelle Zusammenarbeit 
der Fachkräfte aus den unterschiedlichen, an 
der Präventionskette beteiligten Einrichtungen 
und Institutionen. Diese gelingt in der Praxis 
oftmals nur schwer, da man verschiedene 
Fachsprachen benutzt und unterschiedlichen 
institutionellen Aufträgen nachkommen muss. 
Es geht dabei immer um dieselben Kinder, die-
selben Jugendlichen und dieselben Eltern.

Weithin ist die Zusammenarbeit der Fachkräfte 
derzeit noch „additiver“ Natur. Man optimiert 
die unbedingt nötigen „Schnittstellen“ und ver-
lässt sich nach Möglichkeit auf Aktenführung 
als Dokumentation der eigenen Arbeit mit Kin-
dern oder Eltern. Die direkte Kommunikation 
zwischen den Professionen, Einrichtungen und 
Fachdiensten wird oft als mühsam beschrieben, 
Probleme der wechselseitigen Erreichbarkeit 
und das Beharren auf der je eigenen Zuständig-
keit prägen das Bild.

Präventionsstandard ist aber nicht diese 
additive, auf Schnittstellenoptimierung und 
Falldenken bezogene Arbeitsteilung, sondern 
das „integrative“, am Kind orientierte Zusam-
menwirken der Fachkräfte. Nicht nur auf der 
Steuerungs- und Planungsebene, auch und 
gerade in und zwischen den direkt mit der 

„Klientel“ arbeitenden Einrichtungen, kann 
erst durch diesen gemeinsamen Blick auf die 
gesamte Lebenswirklichkeit – des Kindes, der 
Familie, der Zielgruppe, im Quartier - eine echte 
multiprofessionelle Zusammenarbeit entste-
hen. Räumliche Nähe ist dafür günstig, aber 
nicht ausschlaggebend – man kann auch in 
der Ganztagsschule oder im Familienzentrum 
trefflich nebeneinander her arbeiten und sich 
lediglich „additiv“ austauschen. In der Präventi-
onskette muss dieser Zustand beendet werden. 
Gemeinsame Fortbildungen, breit getragene 
Fallkonferenzen, gemeinsame pädagogische 
Tage und vieles mehr können dazu beitragen, 
dass das Nebeneinander zum Miteinander  
wird. Der Sinn multiprofessioneller Zusam- 
menarbeit liegt dabei aber keineswegs in ihr 
selbst, vielmehr ist sie Mittel zum Zweck einer 
Bildungs- und Erziehungspartnerschaft mit  
Eltern und Familien sowie einer konzeptionell 
gut abgestimmten, passgenauen Unterstüt-
zung der Kinder und Jugendlichen.

In einer weitgefassten Perspektive kann diese 
multiprofessionelle Zusammenarbeit dann zu 
sogenannten Produktionsnetzwerken füh-
ren, also zur Gestaltung von Leistungen aus 
einer Hand – ungeachtet der Vielzahl daran 
beteiligter Leistungsträger, Einrichtungen und 
Fachkräfte unterschiedlichster Profession. Und 
in genau diese Richtung müssen sich Präventi-
onsketten auch entwickeln.

Siebter Präventionsstandard: 

Multiprofessionelle Zusammenarbeit
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TEIL C:  
PRÄVENTION 
UMSETZEN
Gelungene Beispiele vorbeugender Unterstützung von der

Schwangerschaft bis zum Übergang Schule-Beruf
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Wie könnte eine kommunale Präventionskette 
konkret aussehen? Die Landeskoordinierungs-
stelle hat innovative, vorbildliche Praxisbeispiele 
aus den Modellkommunen gesammelt, die 
Kinder und Jugendliche aller Altersgruppen in 
ihrem gelingenden Aufwachsen unterstützen. 
Die einzelnen Angebote bilden die erfolgreichen 
Glieder einer Präventionskette, wie sie in allen 
Kommunen etabliert werden sollen, um kein 
Kind zurückzulassen. 

Damit alle Kinder und Jugendlichen ein gesun-
des, glückliches und erfolgreiches Leben führen 
können, benötigen auch alle dieselben Chancen 
auf gute

	� Bindung und soziale Einbindung, 
	� Bildung und Lebensbildung, 
	�� Gesellschaftliche Teilhabe und  

Lebensqualität.

Um dies zu gewährleisten, arbeiten die Modell-
kommunen am Auf- und Ausbau von Präven-
tionsketten. Verschiedene Angebote für alle 
Altersgruppen bilden die Glieder dieser Kette 
und sollen gewährleisten, dass Kinder frühzeiti-
ge Unterstützung und Förderung erhalten – und 
das lückenlos von der Schwangerschaft bis zum 
Eintritt in das Berufsleben.

Eine Präventionskette ist aber nicht vollständig, 
weil sie alle Altersgruppen erreicht. Sie muss 

auch verschiedene Handlungsfelder wie Ge-
sundheit, Kinder- und Jugendhilfe, Bildung und  
Soziales miteinander verknüpfen. 

Sinnvoll sind Angebote, wenn sie die benannten 
und ausgeführten allgemeinen Präventionsstan-
dards erfüllen.

Die Landeskoordinierungsstelle orientiert sich 
bei der Typologisierung präventiver Angebote 
an folgenden Altersphasen, die zugleich die  
zentralen Bausteine einer Präventionskette 
bilden:

	� Rund um die Schwangerschaft und Geburt
	� Rund um die Kita
	� Von der Grundschule bis in die  

weiterführende Schule
	� Rund um die Jugendphase

Die im Folgenden ausgewählten Praxisbeispiele 
bilden nur einen Ausschnitt der zahlreichen Pra-
xisansätze, die mitunter im Rahmen des Modell-
vorhabens von den Kommunen entwickelt und 
erprobt worden sind. Weitere Beispiele guter 
Praxis bieten die Publikationen der Landeskoor-
dinierungsstelle und die Praxisdatenbank auf 
der Homepage des Landesmodellvorhabens.

https://www.kein-kind-zuruecklassen.de/ 
publikationen.html

Rund um die 
Jugendphase

Von der Grundschule
bis in die  
weiterführende
Schule

Rund um die Kita

Rund um die  
Schwangerschaft
und Geburt
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	� Hamm: Bildungsbegleitung

	� Gelsenkirchen: Gelsenkirchener  

Elterncafés 

	� Dormagen: Übergangsordner GS-WS  

	� Kommunen im Kreis Unna: Ü2-Protokoll

	� Witten: Meine Schatzkiste – Portfolio- 

verfahren

VON DER GRUNDSCHULE
BIS IN DIE WEITERFÜHRENDE 
SCHULE

	�� Wuppertal: Beteiligungsprojekte  

	��� Gladbeck: Jugendrat

	�� Hamm: Bildungsbegleitung

	�� Arnsberg: Leitfaden Berufsorientierung 

als Ergebnis des Prozesses Generation 

Zukunft Arnsberg

RUND UM DIE JUGENDPHASE

	� Moers: Screeningverfahren  

in Geburtskliniken

	� Kommunen im Kreis Unna: FamoS –  

Familienorientierter Start

	� Gelsenkirchen: Willkommensbesuch

	� Gelsenkirchen: Familienbüro

	� Kreis Warendorf: Café Kinderwagen

	� Oberhausen: achtung – Entwicklungsför-

derung und Bindungsaufbau  

RUND UM DIE  
SCHWANGERSCHAFT  
UND GEBURT

	� Düsseldorf: Kita-Eingangsuntersuchung 

	� Dortmund: Kinderstuben  

	� Mönchengladbach: HOME – Hilfe und Ori-

entierung für Mönchengladbacher Eltern

	� Münster: Einsatz von Sprach- und  

Kulturmittlerinnen  

	 �Kreis Warendorf: Übergangsmanagement II 

	� Kommunen im Kreis Unna: Übergangs- 

protokoll 1

RUND UM DIE KITA
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6.	� RUND UM DIE 
SCHWANGERSCHAFT  
UND GEBURT

	� Unkomplizierte Kontaktaufnahme zu jungen 

Eltern in der Geburtsklinik

	� Unterstützung durch ein großes lokales Netzwerk

	� Frühzeitiges Erkennen von psychosozialen und 

gesundheitlichen Belastungs- und Risikofaktoren

	� Prävention vor Gefährdungen durch schnelle 

Vermittlung von Hilfe

In der Stadt Moers können Familien von Anfang an Hilfe erhalten. Im Rahmen

des Verbundvorhabens „KinderZUKUNFT NRW“ ermitteln Fachkräfte in den 

beiden städtischen Geburtskliniken anhand eines Fragenkatalogs, ob bei 

Neugeborenen und deren Familien gesundheitlicher oder psychosozialer

Unterstützungsbedarf besteht. Dieses Screening umfasst verschiedene 

Themen, so zum Beispiel den Gesundheitszustand von Vater, Mutter und 

Kind oder auch potentielle Überforderungen der Eltern. 

SCREENINGVERFAHREN  
FÜR NEUGEBORENE

Auch das Erleben der Schwangerschaft spielt 
eine Rolle. Benötigen die Eltern Unterstützung, 
kann auf ein großes Netzwerk an Einrichtungen 
zurückgegriffen werden. So wird für jede Familie 
ein passgenaues Angebot ermittelt. Der Daten- 
schutz spielt beim Screening eine wichtige Rolle.  
Jeder Fall wird mit einem Vier-Augen-Prinzip 
überprüft. Aufgrund der kurzen Verweildauer 
der Mütter im Krankenhaus ist das System 
computergestützt. Nach der Einwilligung der  
Familie zur Teilnahme wird der Name automa-
tisch in eine Fallnummer umgewandelt – eine 
Rückverfolgung ist dabei nicht möglich. Der 
große Vorzug des Angebots ist die Freiwilligkeit. 
Niemand muss am Screening teilnehmen. Die 
persönliche Ansprache der Eltern schafft ein 
Vertrauensverhältnis zwischen ihnen und den 
Krankenschwestern und -pflegern, den Hebam-
men und den Ärztinnen und Ärzten. Der Ansatz 
hat Erfolg: Mehr als 95% der Eltern sind bereit, 
sich mit den Fachkräften in der Klinik auszutau-
schen.

DAS IST BESONDERS GUT!

Moers 
Aufsuchender Ansatz – Die Angebote zu  
den Menschen bringen.

Eltern stärken – Kinder stärken

104.009
EINWOHNER,
15.940 UNTER 
18 JAHREN

MOERS

6. Rund um die Schwangerschaft und Geburt
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Moers 
Aufsuchender Ansatz – Die Angebote zu  
den Menschen bringen.

Eltern stärken – Kinder stärken

Familien eine frühzeitige und kostenlose Beratung durch eine Familien-

hebamme ermöglichen – daran arbeitet das Netzwerk Frühe Hilfen/Kinder-

schutz zusammen mit dem Katharinen-Hospital Unna, dem Lebenszentrum

Königsborn und den Jugendämtern der Städte Bergkamen und Kamen, 

der Kreisstadt Unna und des Kreises Unna. 

FAMILIENORIENTIERTER  
START (FamoS)

Die Familienhebamme informiert junge Fami-
lien noch in der Geburtsklinik über Unterstüt-
zungsangebote aus den Bereichen Gesundheit, 
Kinder- und Jugendhilfe sowie Soziales. Im 
Bedarfsfall vermittelt sie die Familien direkt 
in passende Hilfen. Außerdem erfasst sie die 
Fallzahlen, den Wohnort der Familien sowie die 
Vermittlung von Hilfen in einem halbjährlichen 
Sachbericht an die Kooperationspartner. Um 
zu prüfen, ob diese Vermittlungen auch nach-
haltig wirken, werden mindestens einmal im 
Jahr Auswertungsgespräche zwischen den 
Initiatoren des Angebots geführt. Das sind: die 
Geburtsklinik, die Hebamme, die die Besuche 
macht, die Elternschule des Katharinen-Hos-
pitals, das sozialpädiatrische Zentrum, die 
Schwangerschaftskonfliktberatungsstelle und 
die Fachkräfte der beteiligten Jugendämter. Im 
Jahr 2015 haben von 977 Geburten insgesamt 
774 Wöchnerinnen eine Beratung in Anspruch 
genommen, was einer Erreichungsquote von 

etwa 80% entspricht. Darüber hinaus wurden 
249 Schwangere bereits vor der Entbindung 
beraten.

	� Niederschwellige Kontaktaufnahme zu jungen Familien 

vor und nach der Geburt in der Geburtsklinik

	�� Unterstützung durch ein großes lokales Netzwerk

	�� Frühzeitiges Erkennen von Belastungsfaktoren und  

Beratungsbedarf

	�� Gleichbehandlung aller Eltern

DAS IST BESONDERS GUT!

Kommunen im Kreis Unna 
Aufsuchender Ansatz – Die Angebote  
zu den Menschen bringen.

Eltern stärken – Kinder stärken

6. Rund um die Schwangerschaft und Geburt
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Das Team Familienförderung/Familienbildung besucht seit 2005 alle Eltern

zur Geburt ihres ersten Kindes. In der Regel findet der Besuch zwischen einer

und acht Wochen nach der Geburt statt. 

BEGRÜSSUNGSHAUS- 
BESUCHE BEI FAMILIEN MIT  
NEUGEBORENEN

Familien werden so in einer sehr frühen Phase 
der Elternschaft erreicht. In den Hausbesuchen 
steht das persönliche Gespräch im Vorder-
grund: Eltern bekommen die Gelegenheit, alle 
Themen anzusprechen, die sie beschäftigen 
– seien es Fragen nach einem Betreuungs-
platz, nach Krabbelgruppen oder der richtigen 
Ernährung eines Säuglings. Darüber hinaus 
erhalten die Eltern eine Begrüßungstasche, die 
neben wichtigen Informationen wie etwa dem 
„Gelsenkirchener Informationsbuch“ oder dem 
Terminkalender „Knirps, Fratz & Co.“ noch ein 
kleines Geschenk für das Baby enthält. 

Mit dem Angebot werden jährlich über 80% 
aller Eltern zur Geburt ihres ersten Kindes  
erreicht. Ziel dieses Gespräches ist es, die 

jungen Familien dazu zu motivieren, an Familien-
bildungsangeboten im nahen Umfeld teilzuneh-
men und die Familienförderung auch zukünftig 
bei Fragen als Ansprechpartner zu kontaktieren. 
Das gelingt zunehmend gut – zum Vergleich: 
2008 wurden 69 Elternangebote in den Stadt-
teilen installiert. Ein Drittel aller besuchten 
Eltern nahm im Anschluss an den Begrüßungs-
besuch ein solches Angebot wahr. Im Jahr 2015 
wurden aufgrund steigender Nachfrage bereits 
269 Kurse angeboten, mit denen mehr als 
2000 Teilnehmerinnen und Teilnehmer erreicht 
wurden. 

	� Breiter, stigmatisierungsfreier Zugang zu 

allen Familien 

	� Einbettung der Hausbesuche in das  

Präventionsnetzwerk Familienförderung/

Familienbildung 

	� Frühzeitige Information für Eltern zur Geburt 

des ersten Kindes im Rahmen eines  

persönlichen Gesprächs 

	� Frühzeitige Vermittlung in weitere präventive  

Hilfen und Angebote der Familienbildung,  

um Entwicklungsrisiken bei Kindern zu 

vermeiden

6. Rund um die Schwangerschaft und Geburt

258.766
EINWOHNER,
42.660 UNTER 
18 JAHREN

GELSEN- 
KIRCHEN

DAS IST BESONDERS GUT!

Gelsenkirchen 
Aufsuchender Ansatz – Die Angebote  
zu den Menschen bringen

Eltern stärken – Kinder stärken
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Angebot wahr, um deutsche Eltern kennen zu 
lernen. Hier können ihre Kinder miteinander 
spielen und krabbeln, sie können erste Angebo-
te nutzen und Einrichtungsregeln lernen, bevor 
das Kind einen Kita-Platz hat.

Das Team Familienförderung/Familienbildung betreibt seit August 2014 eine 

zentrale Anlaufstelle für Familien mit Kindern von null bis sechs Jahren als 

Ergänzung der kommunalen Präventionskette. Ziel ist es, einen weiteren be-

darfsgerechten Zugangsweg zu Eltern in der frühen Familienphase zu schaffen. 

ZENTRALE ANLAUFSTELLE  
FÜR FAMILIEN MIT BABYS  
UND KLEINKINDERN

Unter dem Titel: Familienbüro (Info, Treff und 
Angebote) können Eltern täglich von 9 bis 17 
Uhr und donnerstags bis 18 Uhr die Einrichtung 
mit ihren Kindern kostenfrei aufsuchen. 

Serviceleistungen sind: Infocounter zu allen 
Fragen in der ersten Familienphase, Baby- und 
Kleinkinderspielfläche zur freien Nutzung, die 
das gegenseitige Kennenlernen stärken sollen, 
eine Kaffeebar, ein Still- und Wickelraum, eine 
Babyfütterecke, ein Kursraum mit attraktiven 
Krabbelgruppen, Elternkurse, Ernährungs- und 
Bewegungsangebote sowie saisonale Veran-
staltungen zu Karneval, Weihnachten und vieles 
mehr. Am Samstag gibt es die Möglichkeit, 
von 10 bis 14 Uhr Kinder ab drei Jahren in dem 
gegenüber dem Rathaus zentral in der Gelsen-
kirchener Innenstadt gelegenen Familienbüro 
stundenweise betreuen zu lassen, während 
Eltern etwas erledigen oder sich eine kleine 
Auszeit nehmen. Die Aufnahmekapazität liegt 
bei bis zu zwölf Kindern mit Voranmeldung oder 
auch spontan, solange die Kapazitäten nicht 
ausgeschöpft sind. Zum Start 2014 kontaktier-
ten monatlich 540 Eltern die Einrichtung. 2015 
waren es 635 Eltern und seit Anfang 2016 sind 
es 1000 Elternkontakte pro Monat. Seit Sep-
tember 2015 nehmen durchschnittlich vierzig 
bis fünfzig Flüchtlingsfamilien monatlich das 

DAS IST BESONDERS GUT!

	� Zeitgemäßer Zugang (ansprechendes Ambiente  

contra Behördenambiente)

	� Einbettung der Anlaufstelle in das Präventionsnetzwerk 

Familienförderung/Familienbildung sowie Netzwerk  

Frühe Hilfen und Kinderschutz

	� Frühzeitige Informationen für Eltern rund um die Familien-

phase mit Kindern im Alter von null bis sechs Jahren

	� Frühzeitige Vermittlung in weitere präventive Hilfen und 

Angebote der Familienbildung, um Entwicklungsrisiken  

bei Kindern zu vermeiden und Entwicklungschancen  

gezielt zu fördern

	� Motivierende Ansprache der Eltern

Gelsenkirchen 
Soziale Inklusion

Eltern stärken – Kinder stärken

Rund um die 
Jugendphase

Von der Grundschule
bis in die  
weiterführende
Schule
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CAFÉ KINDERWAGEN

Leitziel ist die frühe Förderung der Kinder und 
der elterlichen Kompetenzen in einem ent-
spannten Umfeld. 

Das Konzept des Café Kinderwagen wird von 
einem trägerübergreifenden, kreisweiten 
Netzwerk unterstützt und ermöglicht schnel-
len und unkomplizierten Zugang zu Hilfen und 
Unterstützungsangeboten. Als Initiator der 
Maßnahme kooperiert das Amt für Kinder, 
Jugendliche und Familie des Kreises Warendorf 
mit folgenden Partnern: Hebammen, Schwan-
gerschaftsberatung, Kindertageseinrichtungen, 
Familienzentren, Gesundheitsamt und Frühför-
derstelle, Familienbildungsstätte, Allgemeiner 
Sozialer Dienst, Migrationsdienst, Erziehungs-
beratung, Kurberatung und dem Qualitätszirkel 
der Kinderärzte im Kreis Warendorf. Die Cafés 
erreichen auch schwer erreichbare Zielgruppen 
wie Flüchtlingsfamilien, die die intensivere Bera-
tung und Begleitung im Café Kinderwagen gern 
in Anspruch nehmen.

Das Café „Kinderwagen“ richtet sich an alle werdenden Eltern und Familien

mit Kleinkindern. Zu den insgesamt 15 Standorten kommen wöchentlich rund

400 Eltern, um sich auszutauschen oder vom anwesenden Fachpersonal

Tipps zu den Themen Gesundheit oder Ernährung zu erhalten. Dafür stehen in

jedem Café eine Hebamme und eine pädagogische Fachkraft mit Rat und Tat

zur Seite. 

DAS IST BESONDERS GUT!

	� Trägerübergreifendes Netzwerkprodukt 

	� Vertrauensvoller Zugang zu schwer erreichbaren Familien

	� Vermittlung zu weitergehenden Beratungsangeboten/ 

Frühe Hilfen

	� Vermittlung von Handlungssicherheit und Wissen  

für Eltern (Empowerment)

Kreis Warendorf 
Soziale Inklusion

Aufsuchender Ansatz – Die Angebote zu  
den Menschen bringen 

Eltern stärken – Kinder stärken

Beteiligungsorientierung – Die Menschen mitnehmen
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Kreis Warendorf 
Soziale Inklusion

Aufsuchender Ansatz – Die Angebote zu  
den Menschen bringen 

Eltern stärken – Kinder stärken

Beteiligungsorientierung – Die Menschen mitnehmen

Das von der Stadt Oberhausen angebotene Programm „achtung“ dient der

Entwicklungsförderung von Kindern im Alter von null bis drei Jahren und

dem Bindungsaufbau zwischen Eltern und ihren Kindern. Das Programm

stärkt Mütter und Väter in ihrer Elternrolle und macht sie sensibel für die

Entwicklungsschritte ihrer Kinder. 

„achtung“ – KINDER VON  
ANFANG AN BEGLEITEN

Die Säuglinge und kleinen Kinder werden in 
ihrer sozialen und emotionalen Entwicklung 
gefördert. Das Programm erreicht unter-
schiedliche Elterngruppen. Unter anderem 
auch solche, die die Bedürfnisse ihrer Kinder 
nicht sehen und verstehen, weil sie selbst keine 
positiven Bindungserfahrungen gemacht haben 
und ihnen die Vorbilder fehlen. Das Angebot ist 
niederschwellig, weil vertraute Bezugspersonen 
wie Hebammen sowie Familienbegleiter und 
Familienbegleiterinnen den Eltern „achtung“ 
vorstellen und eine Teilnahme vorschlagen. 

Material und Programm von „achtung“ ver-
mitteln kein starres Regelwerk. Mithilfe von 
Aktivitätenkarten erhalten die Eltern vielmehr 
Anregungen, die über Bilder und konkrete 
Beispiele zeigen, wie sie ihr Kind im Alltag 
fördern können. Die ansprechend gestalteten 
Materialien bieten eine Übersicht über wichtige 
Entwicklungsschritte, die Kinder im Alter zwi-
schen null und drei Jahren durchlaufen. Anhand 
der sieben Kategorien „Vor der Geburt“, „Sich 
näher kommen“, „Miteinander spielen“, Selbst-
bewusstsein stärken“, „Miteinander reden“, 
„Gefühle entwickeln sich“ und „Gemeinsam 
erleben“ werden Eltern auf die emotionalen, 
sozialen und kommunikativen Fähigkeiten 
und Bedürfnisse ihrer Kinder aufmerksam 
gemacht. Die Nutzung der Karten wird unter 
pädagogischer Begleitung in Gruppen- oder 
Einzelgesprächen mit den Familien erprobt. 
Eltern machen praktische Erfahrungen, die sie 
dazu befähigen, eine positive Haltung gegen-
über ihrem Kind zu entwickeln. Sie merken, 
was sie als Eltern gut können. „achtung“ wurde 

auf Initiative der Stadt Oberhausen entwickelt, 
ist jedoch ein Kooperationsangebot, an dem 
inzwischen viele Institutionen und Träger der 
Stadt mitwirken. 

DAS IST BESONDERS GUT!

Oberhausen
Eltern stärken – Kinder stärken

	� Niederschwelliges und ressourcenorientiertes  

Angebot für Familien 

	� Eltern und Kinder machen Erfahrungen über  

das direkte gemeinsame Erleben

	� Individuelle Einsatzmöglichkeiten für Familien  

und Institutionen 

	� Stadtweit sozialräumlich angelegt

6. Rund um die Schwangerschaft und Geburt

210.216
EINWOHNER,
32.990 UNTER 
18 JAHREN

OBERHAUSEN
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Mit der Kita-Eingangsuntersuchung kann sehr frühzeitig der Entwicklungs-

stand von Kindern sichtbar gemacht und durch gezielte Förderung verbessert

werden. 

KITA- 
EINGANGSUNTERSUCHUNG

Alle Kinder, die neu in die Kita kommen, werden 
ärztlich untersucht und nehmen an einem Ent-
wicklungsscreening teil. Durchgeführt wird das
Screening von einer Kinderärztin des Gesund-
heitsamtes. Bei dem Check sind die Eltern, die 
Präventionsmanagerin des Stadtteils und mög-
lichst auch die zuständige Kita-Fachkraft dabei. 
Eine Kinderkrankenschwester des Gesundheits-
amtes testet Seh- und Hörvermögen und berät 
die Eltern zum Impfstatus. Neben der Ermitt-
lung von Größe und Gewicht werden Sprache, 
Grobmotorik, visuelle Wahrnehmung und Au-
ge-Hand-Koordination getestet. Die zu lösenden 
Aufgaben sind altersgerecht und orientieren 
sich an standardisierten Entwicklungstests. 
Neben dem körperlichen Befund wird auch 
die Konzentration, Aufmerksamkeitsfähigkeit 
und emotionale Stabilität untersucht. In einem 
Gespräch geben die Eltern darüber hinaus Aus-
kunft zur Sprachfähigkeit in der Muttersprache, 
zum Befinden des Kindes und den Befunden 
der letzten ärztlichen Untersuchungen.

Von der Kita-Eingangsuntersuchung profitieren 
alle Beteiligten. Die Kinder werden individuell 
gefördert. Je nach Bedarf können die Erzie-
herinnen und Erzieher dann Unterstützung 
anbieten und die Präventionsmanagerin kann 
für die Familien weitere passende Angebote im 
Sozialraum suchen.

Eltern und Fachkräfte tauschen sich nicht nur 
über den Gesundheits- und Entwicklungsstand 
des Kindes aus, sondern können auf diese 
Weise auch weitergehende, vielleicht „heikle“ 
Themen ansprechen. So bietet die Eingangs- 
untersuchung viele Ansatzpunkte, um  
gelingendes Aufwachsen zu befördern.

Die Stadt Düsseldorf führte die Kita-Eingangs-
untersuchung erstmals 2012 als Modellprojekt 
im Stadtteil Hassels durch. Da sich das Konzept 
bewährt hat, wird es nun schrittweise auf wei-
tere Sozialräume mit erhöhtem Präventionsbe-
darf ausgeweitet.

	� Kostenloses Angebot vor Ort in der Kita

	� Basis für gezielte, individuelle Unterstützung des Kindes

	� Verzahnung mit Angeboten im Stadtteil

	� Vertrauensvolle Zusammenarbeit von Öffentlichem  

Gesundheitsdienst, (sozial-) pädagogischem Bereich und Eltern

DAS IST BESONDERS GUT!

Düsseldorf 
Beteiligungsorientierung – Die Menschen mitnehmen

Aufsuchender Ansatz – Die Angebote zu den Menschen bringen

Ungleiches ungleich behandeln

7. RUND UM DIE KITA

7. Rund um die Kita

597.102
EINWOHNER,
92.050 UNTER 
18 JAHREN

DÜSSELDORF
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KINDERSTUBEN

In jeder Kinderstube sind jeweils drei Tages-
mütter tätig, mindestens eine von ihnen ist eine 
pädagogisch vorgebildete Kraft. Gemeinsam 
kümmern sie sich um maximal neun Kinder. Die 
Kinderstuben sind formal Großtagespflegestel-
len und in öffentlicher oder freier Trägerschaft. 
Die Tagesmütter sind selbständig tätig, werden 
aber finanziell vom Jugendamt der Stadt unter-
stützt. 

Als Komplementärangebot zu den Kindertages-
einrichtungen ermöglichen es die Kinderstuben, 
über die Betreuung in kleinen Gruppen und die 
regelmäßige Einbindung der Eltern auch bislang 
eher schlecht erreichte Familien in andere inte-
grierte Unterstützungsleistungen des lokalen 
Präventionsnetzwerks zu vermitteln. Die För-
derung der Sprach- und Sozialkompetenz hilft, 
vor dem Übergang in Kindertageseinrichtungen 
ungleiche Startchancen abzubauen. Außerdem 
wird großer Wert auf eine gesunde Ernährung, 
viel Bewegung sowie einen interessanten und 
strukturierten Tagesablauf gelegt. Nachmittags 
werden die Eltern regelmäßig eingeladen. Es 
werden Gesundheits- und Erziehungsfragen 
besprochen und gemeinsame Ausflüge orga-
nisiert. Dies stärkt das Vertrauensverhältnis zu 
den Tagesmüttern, was besonders wichtig ist, 

denn oft bestehen Vorbehalte gegenüber staat-
lichen Unterstützungssystemen. 

Die Kinderstuben wurden wissenschaftlich 
durch die Fachhochschule Dortmund evalu-
iert. Durch die enge Einbindung der Familien 
bestehen aus wissenschaftlicher Sicht optimale 
Rahmenbedingungen, um Kinder nachhaltig zu 
unterstützen. Die Kitas melden zurück, dass der 
Sprachstand und das Sozialverhalten der Kin-
der, die zuvor eine Kinderstube besucht haben, 
sehr positiv zu bewerten ist.

Die Dortmunder Kinderstuben sind ein Betreuungsangebot für Kinder im

Quartier, die noch auf einen Kita-Platz warten. Das Angebot ist niederschwellig, 

weil die Kinderstuben wohnortnah in extra eingerichteten Wohnungen, Büros

oder Ladenlokalen des Quartiers untergebracht sind. 

DAS IST BESONDERS GUT!

	 Sozialräumliches und niederschwelliges Angebot

	 Betreuung in Kleingruppen

	 Regelmäßige Einbindung der Eltern

	 Einbindung in lokales Präventionsnetzwerk

Dortmund
Soziale Inklusion

571.143
EINWOHNER,
89.680 UNTER 
18 JAHREN
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Die Angebote zu den Menschen bringen und die Eltern und Kinder stärken.

Das sind die zwei Hauptsäulen des sogenannten aufsuchenden Ansatzes.

Das HOME-Projekt verknüpft diese beiden Ebenen, denn die Sozialarbeiter-

innen im Projekt – die sogenannten HOME-Partnerinnen – bringen die Hilfe

zu den Familien. 

HOME - HILFE UND  
ORIENTIERUNG FÜR  
MÖNCHENGLADBACHER 
ELTERN

In Stadtteilen mit vielen sozial belasteten 
Familien stehen die HOME-Partnerinnen und 
-Partner zu den Bring- und Abholzeiten in den 
Foyers von ausgewählten Kindertagesstätten, 
Familienzentren oder Grundschulen. Dort 
kommen sie mit Familien ins Gespräch, bie-
ten Beratung an und suchen mit ihnen nach 
passenden Unterstützungsangeboten. Ziel ist 
es, die Erziehungskompetenzen der Eltern zu 
fördern und darüber die Kinder zu stärken. 
Deshalb bieten die HOME-Partnerinnen auch 
an ausgewählten Grundschulen ihre Unter-
stützung an – etwa durch eine Beratung zum 
Zusammenhang von schulischer Bildung und 
Lebenszufriedenheit im Erwachsenenalter. Sie 
soll Eltern motivieren, ihre Kinder spielerisch zu 
fördern und ihre Freude am Lernen zu wecken. 
Dadurch helfen sie mit, die Bildungsteilhabe 
ihrer Kinder zu verbessern.

DAS IST BESONDERS GUT!

Mönchengladbach
Aufsuchender Ansatz – Die Angebote zu  
den Menschen bringen

Eltern stärken – Kinder stärken

	� Anbindung von Familienangeboten an Kitas  

und Grundschulen

	� Kooperation verschiedener Träger und Institutionen

	� Individuelle Erstberatung und Kontaktanbahnung  

zu Einzelfallhilfen

	� Geprüfte Zielerreichung und Wirkung durch  

externe Evaluation

7. Rund um die Kita

255.188
EINWOHNER,
42.060 UNTER 
18 JAHREN

MÖNCHEN-
GLADBACH
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Seit Herbst 2015 unterstützen Sprach- und Kulturmittlerinnen Fachkräfte

in Kindertageseinrichtungen und Eltern mit Migrationsvorgeschichte sowie

Flüchtlingsfamilien. Ziel der Gespräche in der Kita ist es, sprachliche, kulturelle

oder religiöse Unterschiede aufzugreifen, Missverständnissen vorzubeugen

und Vorurteile abzubauen. 

EINSATZ VON SPRACH-  
UND KULTURMITTLERINNEN  
IN KITAS

Dadurch soll eine gute und partnerschaftliche 
Zusammenarbeit von Kita-Fachkräften und 
Eltern entstehen, von der insbesondere die 
Kinder in der Betreuung profitieren können. 
Die Grundlagen der Qualifizierung wurden 
vom Haus der Familie Münster, Katholisches 
Bildungsforum im Stadtdekanat Münster e.V., 
in einem „Transkulturellen und interreligiösen 
Lernhaus für Frauen“ erarbeitet. Kernpunk-
te der umfangreichen Schulung waren etwa 
interkulturelle Konflikte und Konfliktstrategi-

en, kulturelle und religiöse Einstellungen und 
Gebräuche sowie das Erlernen grundlegender 
Beratungs- und Kommunikationskompetenzen. 
Die so geschulten Sprach- und Kulturmittlerin-
nen wurden anschließend gemeinsam vom Amt 
für Kinder, Jugendliche und Familien und dem 
Haus der Familie aus Mitteln des Landesmodell-
projekts „Kein Kind zurücklassen! Kommunen 
in NRW beugen vor“ für ihren Einsatz in Kitas 
weiter qualifiziert. Die Themenschwerpunkte 
in der vertiefenden Qualifizierung beziehen 

7. Rund um die Kita
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DAS IST BESONDERS GUT!

	�� Niederschwelliger Ansatz des Integrationsangebots in der Kita

	�� Beratung aus einer Hand durch die Sprach- und Kulturmittlerinnen 

	�� Schaffung von Zugängen zu Familien mit Migrationsvorgeschichte 

	�� Festigung der Bildungs- und Erziehungspartnerschaft zwischen  

Eltern und Kita

Münster
Eltern stärken – Kinder stärken

Aufsuchender Ansatz – Die Angebote zu den Menschen bringen

Soziale Inklusion

sich speziell auf die Kita: der Vergleich der 
Kinderbetreuung im Herkunftsland mit dem 
deutschen System, Inhalte der Kita-Arbeit in 
Deutschland, rechtliche und organisatorische 
Fragen rund um die Kita, Inklusion, Helfersys-
teme rund um den Kitabereich sowie der Kita- 
und Gesprächsalltag der Erzieherinnen. Die 17 
Frauen sprechen deutsch und mindestens eine 
weitere Sprache, darunter arabisch, persisch, 
afrikanische Sprachen und Dialekte, russisch, 
polnisch sowie französisch und englisch. Weil 

sie mit den jeweiligen kulturspezifischen Unter-
schieden vertraut sind, können sie mithelfen, 
Missverständnisse zu vermeiden. Die ersten 
Einsätze zeigen, dass sowohl die Familien als 
auch die Erzieherinnen von den Vertrauensper-
sonen profitieren. Der Einsatz der Sprach- und 
Kulturmittlerinnen in Kitas ist für die Beteiligten 
kostenlos. Das Amt für Kinder, Jugendliche und 
Familien der Stadt Münster vermittelt die Fach-
kräfte und übernimmt die Kosten im Rahmen 
der Förderung von Präventionsmaßnahmen.

7. Rund um die Kita

300.267
EINWOHNER,
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Die Bildungskonferenz im Kreis Warendorf hat ein Rahmen- und Handlungs-

konzept „Schule-Jugendhilfe“ beschlossen, mit dem Ziel, den Übergang von

der Kita in die Grundschule besser zu gestalten. Kinder mit besonderem

Unterstützungsbedarf sollen Hilfen aus einer Hand erhalten.

ÜBERGANG KITA- 
GRUNDSCHULE FÜR KINDER 
MIT BESONDEREM  
UNTERSTÜTZUNGSBEDARF

Das Amt für Kinder, Jugendliche und Familie 
arbeitet mit dem Schulamt zusammen, um 
bereits vor der Einschulung geeignete Angebote 
und Maßnahmen für das Kind vorzubereiten, 
die dann in der Schuleingangsphase genutzt 
werden können. Dadurch erhalten die Kinder 
frühzeitige Unterstützung. Förderansätze aus 
der Kita können ohne Bruch in der Grundschu-
le fortgeführt werden. Die Expertise aus Ju-
gendamt, Schulamt und Gesundheitsamt wird 
kindbezogen gebündelt. Insgesamt gibt es etwa 

60 Förderplätze für Kinder in der Schul- 
eingangsphase. Als Experten für ihr Kind sind 
die Eltern in den Prozess eingebunden und 
werden bei Bedarf durch spezielle Elterntrai-
nings und -bildungsangebote, wie z.B. „Starke 
Eltern – starke Kinder“ oder das „Rendsburger 
Elterntraining“, in ihrer Erziehungskompetenz 
gestärkt. Die Fachkräfte werden durch Work-
shops und Fachtage zum Thema „gemeinsame 
Förderplanung“ qualifiziert.

Neben der Förderung im schu-
lischen Vormittag gehört auch 
die Bereitstellung und Durch-
führung geeigneter individuel-
ler und kleingruppenbezogener 
Angebote durch den OGS-Trä-
ger unter dem Maßnahmentitel 
„Förderplätze Plus“ zum Wa-
rendorfer Ansatz. Damit erfolgt 
eine gezielte Förderung sowohl 
im schulischen Vormittag als 
auch im Rahmen der Ganz-
tagsbetreuung. Besonders 
wichtig ist diese Unterstützung 
für Flüchtlingskinder. Sozial- 
emotionale und sprachliche 
Förderung ist vor dem Hinter-
grund der Kriegs- und Flucht- 
erlebnisse und der Integration 
ein zentraler Aspekt für einen 
gelingenden Schulbesuch. 

DAS IST BESONDERS GUT!

Kreis Warendorf 
(Bildungs-) Übergänge fließend gestalten

Soziale Inklusion

Beteiligungsorientierung – Die Menschen mitnehmen

Eltern stärken – Kinder stärken

Hauptamtliche Netzwerkkoordination

	� Professionsübergreifende Entwicklung und  

Umsetzung des Förderkonzepts

	� Individuelle und nachhaltige Förderplanung durch  

das zielgerichtete Zusammenwirken der beteiligten 

Institutionen und der Eltern 

	 Frühzeitiger Ansatz

	� Förderung setzt an Stärken und Interessen  

der Kinder an

7. Rund um die Kita
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Das sogenannte Ü1-Protokoll. hilft nicht nur den Eltern und Kindern dabei, 

den Übergang in die Grundschule erfolgreich zu gestalten. Es unterstützt auch

die Fachkräfte, die sich ein gutes Bild über den Entwicklungsstand der Jungen

und Mädchen machen können. Das Dokument gibt Informationen über den

jeweiligen Entwicklungsstand eines Kindes in zehn verschiedenen 

Bildungsbereichen.

ÜBERGANGSPROTOKOLL 1  
ZUM ÜBERGANG IN DIE  
GRUNDSCHULE

Begonnene Fördermaßnahmen und besondere 
Interessen und Vorlieben des Kindes finden sich 
ebenfalls in dem dreiseitigen Dokument. Da das 
Protokoll regelmäßig von den Kita-Fachkräften 
ausgefüllt wird, kann die individuelle Entwick-
lung des Kindes gut nachvollzogen werden. 

Dies kann etwa bei Elterngesprächen Impulse 
geben. Hat das Kind den Übergang von der 
Kita in die Grundschule gemeistert, sucht die 
Kita-Fachkraft nach Beginn des neuen Schul-
jahres ihrerseits die entsprechenden Grund-
schulen auf und erkundigt sich nach der indi-

7. Rund um die Kita
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DAS IST BESONDERS GUT!

	� Unkomplizierte, individuelle Entwicklungsdokumentation

	� Mitwirkung von Eltern, Kita-Fachkräften und Lehrkräften

	� Stärkung der Zusammenarbeit zwischen Kita und Grundschule

	� Nahtlose Fortsetzung begonnener Förderung

Kommunen im Kreis Unna
(Bildungs-) Übergänge fließend gestalten

Eltern stärken – Kinder stärken

Beteiligungsorientierung – Die Menschen mitnehmen

Multiprofessionelle Zusammenarbeit

viduellen Entwicklung der Schulkinder. Davon 
profitieren nicht nur die Kinder – der Kontakt 
stärkt auch die Zusammenarbeit zwischen den 
Fachkräften in Kitas und Grundschulen.

Das Ü1-Protokoll wird seit 2011 an immer mehr 
der insgesamt 172 Kitas im Kreis Unna einge-
setzt und sorgt als einheitlicher, kreisweiter 

Standard für mehr Chancengleichheit. Initiator 
des Übergangsprotokolls ist das Regionale 
Bildungsnetzwerk. Seit Anfang des Jahres 2016 
werden in allen kreisangehörigen Kommunen 
Tandems aus Schulleitungen und Mitarbeiten-
den der Kinder- und Jugendhilfe gebildet. Sie 
sollen die Nachhaltigkeit in der Arbeit mit dem 
Ü1-Protokoll sicherstellen.

7. Rund um die Kita
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8.	VON DER GRUNDSCHULE 
BIS IN DIE WEITERFÜHRENDE 
SCHULE

	� Unterstützung von Familien zur schulischen  

Förderung der Kinder

	� Vermittlung in kommunale (außerschulische) 

Unterstützungsangebote

	 Sozialräumliche Vernetzung

	� Durchgängiges Angebot von der Kita bis 

in die Berufsausbildung

Die Bildungsbegleitung ist integraler Bestandteil der kommunalen Präventions-

kette der Stadt Hamm. Sie beginnt schon in der Kita. Elternbegleiterinnen

und -begleiter kümmern sich um Familien in benachteiligten Lebenslagen und 

beraten sie im Übergang zur Grundschule. 

BILDUNGSBEGLEITUNG  
IM PRIMARBEREICH

Sie vermitteln Familien beispielsweise in die 
Elternschule, die Erziehungsberatung, den sozi-
alpsychologischen Dienst oder die Familienhilfe. 
Sie helfen, Kinder in Sportvereine oder andere 
Kultur- und Freizeitangebote zu bringen. Im 
Primarbereich sind die Bildungsbegleiterinnen 
und -begleiter an insgesamt 22 Grundschulen 
in sieben von neun Sozialräumen der Stadt im 
Einsatz. Einer ihrer Aufgabenschwerpunkte ist 
die Beratung zu den Förderleistungen aus dem 
Bildungs- und Teilhabepaket (BuT). Gemeinsam 
mit Eltern und Lehrkräften ermitteln sie den in-
dividuellen Förderbedarf des Kindes und helfen 
bei der Antragstellung für die entsprechende 
Lernförderung. Das Ziel der Bemühungen ist 
stets, die Bildungschancen aller Kinder so zu 
verbessern, dass ein Übergang in die weiterfüh-
rende Schule erfolgreich glückt. Im Sekundar-
bereich findet die Bildungsbegleitung dann eine 
kontinuierliche Fortsetzung 

Die Bildungsbegleitung in der Kita ist aus dem 
Programm „STARK“ entstanden, das zunächst 
in einem einzelnen Sozialraum mit besonde-

DAS IST BESONDERS GUT!

Hamm 
Soziale Inklusion

rem Präventionsbedarf erprobt wurde. Mit der 
Einführung von „plusKita“ im Zuge der jüngsten 
Reform des Kinderbildungsgesetzes (KiBiz) wei-
tete die Stadt Hamm das Programm „STARK“ 
gesamtstädtisch aus, indem es zum Kriterium 
für die besondere finanzielle Förderung als 
„plusKita“ gemacht wurde.

8. Von der Grundschule bis in die weiterführende Schule

176.037
EINWOHNER,
31.660 UNTER 
18 JAHREN

HAMM
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Hamm 
Soziale Inklusion

Die Elterncafés „Brücke“ sind ein Angebot von Eltern für Eltern. An 24 

Standorten in Schulen und Stadtteilen öffnen die Cafés einmal in der Woche 

ihre Türen und erreichen durchschnittlich 300 Menschen. Hier können sich

Eltern über Alltags- und Erziehungsfragen austauschen.

DIE ELTERNCAFÉS  
„BRÜCKE“

Konkret geht es darum, die Eltern für den Alltag 
mit dem Kind stark zu machen und Unsicher-
heiten abzubauen. Hilfe zur Selbsthilfe leisten 
– das ist das Ziel der Elterncafés. Nach dem 
Ansatz der Elterncafés gibt es keine „Patent-
rezepte“ für Erziehung. Aber die Eltern können 
im Gespräch miteinander viel lernen über ihre 
eigenen Stärken, Gefühle, Lebensthemen, 
Wünsche und über die Erziehung ihrer Kinder. 
Bei Bedarf werden zusätzlich Expertinnen und 
Experten eingeladen. Sie vermitteln Kenntnisse 
z.B. zu Gesundheitsfragen, Verbraucher- und 
Umweltschutz, Interreligiosität, Partizipation 
und Demokratie; Ausflüge und alltagsorientier-
te Sprachkurse ergänzen das Angebot.

Von den Elterncafés profitieren Menschen aus 
ganz unterschiedlichen Herkunftsländern. 
Dadurch, dass alle Anleiterinnen und Anleiter 
der Cafés eine Zuwanderungsgeschichte haben 
und mindestens zweisprachig sind, werden Zu-
gangshürden minimiert. Interkulturalität ist ein 
wichtiges Thema in den Elterncafés. Beispiels-

weise haben die Eltern einen Vorlesetag in der 
Schule organisiert und den Schülerinnen und 
Schülern in ihren Herkunftssprachen vorgele-
sen. Über solche und andere Aktionen werden 
die Eltern motiviert, sich in den Schulalltag ein-
zubringen und sich ihre Kinder zu engagieren. 

DAS IST BESONDERS GUT!

Gelsenkirchen
Soziale Inklusion

Eltern stärken – Kinder stärken

Beteiligungsorientierung – Die Menschen mitnehmen

	� Plattform zur Selbstorganisation: Hilfe zur Selbsthilfe

	� Alltagsorientierte Unterstützungsangebote

	� Steigerung des Engagements und der Partizipation von 

Eltern in der Schule 

	� Erreichung von Familien mit Zuwanderungsgeschichte

8. Von der Grundschule bis in die weiterführende Schule
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DORMAGENER HANDBUCH

Für die vier Handlungsfelder „Kinder stärken“, 
„Mit Eltern den Übergang gestalten“, „Fach-
kräfte der Grundschulen und weiterführenden 
Schulen gestalten den Übergang gemeinsam“ 
sowie „Mit Kooperationspartnern den Übergang 
unterstützen“ gibt es ca. 70 praktische Tipps für 
einen erfolgreichen Schulwechsel. Die weiter-
führenden Schulen entwickeln damit ihr eigenes 
Übergangsmanagement bedarfsorientiert 
weiter, um zu vermeiden, dass die Kinder mit 
Unsicherheiten, Ängsten oder Problemen an 
die neue Schule kommen. Weiteres Ziel ist es, 
sowohl die Schülerinnen und Schüler und ihre 
Eltern zu stärken als auch die Lehrkräfte und 
Kooperationspartner zu sensibilisieren und zu 
unterstützen.

Der Einsatz des Übergangsordners oder be-
stimmter Praxisansätze ist nicht verpflichtend. 
Empfohlen wird jedoch, ausgewählte Methoden 
als Qualitätsstandard in den Schulen einzufüh-
ren. Das können etwa Übergangsgespräche 
mit den Kindern, Eltern und Lehrern sein. Diese 
können den Lehrkräften helfen, neue Klassen 
sinnvoll zusammenzustellen oder besonde-
ren Unterstützungsbedarf bei den Kindern zu 
erkennen.

Meistens gibt es neben der Angst vor Über-
forderung bei den Schülerinnen und Schülern 
auch Unsicherheiten wegen äußerer Verän-
derungen. All das kann den Start in der neu-
en Schule erschweren. Durch die kompakte 
Methodenübersicht können Lehrkräfte im 
Übergangsordner schnell Lösungen finden, die 
an anderen Schulen bereits erprobt wurden. Die 
Entwicklung des Übergangsordners hat deshalb 
auch schon zu einem intensiveren Austausch 
zwischen den Schulen geführt.

Dreizehn Grundschulen, fünf weiterführende 
Schulen und eine Förderschule nutzen bereits 
den Übergangsordner. Entstanden ist er in 
einem zweieinhalbjährigen Qualitätsentwick-
lungsprozess im Rahmen des Dormagener 
Netzwerks für Familien (NeFF). Beteiligt waren 
Grundschulen, weiterführende Schulen sowie 
die Kinder- und Jugendhilfe, Eltern und auch Ko-
operationspartner, wie zum Beispiel Fachkräfte 
der Jugendzentren. 

Mit Beginn des Schuljahres 2015/16 können alle Grundschulen und 

weiterführenden Schulen in Dormagen den sogenannten Übergangsordner

nutzen. Der Handlungsleitfaden stellt in kompakter Form erprobte Inhalte und

Methoden vor, die Lehrkräfte für die Übergangsgestaltung einsetzen können. 

DAS IST BESONDERS GUT!

	� Ordner gemeinsam von Schule, Jugendhilfe  

und Eltern erstellt

	� Ermöglicht flexiblen und bedarfsorientierten Einsatz  

bereits erprobter Methoden

	� Anregung zum Wissenstransfer zwischen den Schulen

	� Kooperativer Qualitätsentwicklungsprozess

Dormagen 
(Bildungs-) Übergänge fließend gestalten

8. Von der Grundschule bis in die weiterführende Schule

62.208
EINWOHNER,
10.500 UNTER 
18 JAHREN
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Dormagen 
(Bildungs-) Übergänge fließend gestalten

Damit alle Kinder im Kreis Unna dieselben Startchancen in die weiterführende

Schule haben, wurde kreisweit die bisherige Grundschulempfehlung durch

das sogenannte „Ü2-Protokoll“ ersetzt. 

ÜBERGANGSPROTOKOLL 2

Das Protokoll wird dem Halbjahreszeugnis im 
vierten Schuljahr beigelegt. Es gibt den Lehr-
kräften, die die Kinder in den fünften Klassen 
der weiterführenden Schulen empfangen, viel 
wichtiges Hintergrundwissen über jedes Kind. 
Etwa zu Arbeits- und Sozialverhalten einer 
Schülerin oder eines Schülers oder auch über 
den Leistungsstand in den Fächern Mathematik 
und Deutsch. Alle Kinder sollen dadurch diesel-
ben Startchancen erhalten, damit Brüche in der 
Bildungslaufbahn von Kindern und Jugendli-
chen verhindert werden. 

Das Ü2-Protokoll wurde vom Arbeitskreis 
„Übergang 2“ im Rahmen des Regionalen  
Bildungsnetzwerks im Kreis Unna entwickelt.  
Es fasst die vom Gesetz vorgeschriebene 
begründete Empfehlung für die weiterführende 
Schule in eine einheitliche Form.

Bereits begonnene Förderprozesse können 
ohne Zeitverlust fortgeführt und die Kinder  
weiter gestärkt werden. Durch den kreisweiten 
Einsatz des Ü2-Protokolls wird die Weitergabe 
von Informationen erleichtert, denn auch bei 
einem Schulwechsel des Kindes wandert das 
Protokoll mit. Das gleiche Vorgehen für alle 

DAS IST BESONDERS GUT!

Kommunen im Kreis Unna
(Bildungs-) Übergänge fließend gestalten

Multiprofessionelle Zusammenarbeit

	� Stärkung der Chancengleichheit für alle Kinder durch  

vereinheitlichtes, vergleichbares Bildungsdokument 

	� Festigung der Kooperation zwischen Grundschulen und 

weiterführenden Schulen

	� Schaffung einer verbindlichen Gesprächsgrundlage für 

Lehrersprechtage und Jahrgangsstufenkonferenzen 

8. Von der Grundschule bis in die weiterführende Schule

schafft gleiche Übergangsvoraussetzungen. 
Eine Handreichung mit dem Titel „Von der 
Grundschule in die weiterführende Schule 
– den Übergang kooperativ gestalten und ge-
meinsam meistern“ erläutert Fachkräften den 
Umgang mit dem Instrument. Das Ü2-Protokoll 
sowie die Handreichung zum erfolgreichen 
Einsatz des Instruments sind auf den Seiten 
des Regionalen Bildungsnetzwerks Kreis Unna 
online verfügbar.

391.622
EINWOHNER,
63.736 UNTER 
18 JAHREN

KREIS UNNA
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Durch die Arbeit mit der „Schatzkiste“ sollen Kinder der vierten Jahrgangsstufe 

dazu ermutigt werden, sich auf den Wechsel in die weiterführende Schule vor-

zubereiten. Unterstützt durch die Lehrkraft und durch ansprechend gestaltete

Arbeitsblätter, setzen sich die Kinder mit ihrer eigenen Person, ihren bevorzugten 

Lernmethoden, dem Umgang mit Gefühlen wie Glück und Wut sowie ihren

Wünschen und Gedanken zur weiterführenden Schule auseinander. 

„MEINE SCHATZKISTE“ –  
DAS PORTFOLIO FÜR DEN  
ÜBERGANG IN DIE WEITER- 
FÜHRENDE SCHULE 

Auf diese Weise erstellen sie ein individuelles 
Portfolio ihrer Interessen und Stärken. Ziel der 
Schatzkiste ist es, die Schülerinnen und Schüler 
in ihren Kompetenzen und ihrer Selbstwirksam-
keit zu stärken und ihnen dadurch Sicherheit für 
den bevorstehenden Schulwechsel zu geben. 

Den Lehrerinnen und Lehrern der weiterfüh-
renden Schulen bieten sich vielfältige Mög-
lichkeiten, um im Unterrichtsgeschehen an die 
Inhalte der „Schatzkiste“ – so etwa an bereits 
bekannte Lernmethoden – anzuknüpfen. Er-
leichtert wird dieser Schritt dadurch, dass die 

8. Von der Grundschule bis in die weiterführende Schule

96.382
EINWOHNER,
14.670 UNTER 
18 JAHREN

WITTEN
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DAS IST BESONDERS GUT!

	� Verbesserung der Zusammenarbeit zwi-

schen Grundschule, weiterführender Schule 

und Kinder- und Jugendhilfe

	� Konsequente Umsetzung der Handlungs-

maxime „Vom Kind her denken“ in einer 

Filmdokumentation

	� Gute Transfermöglichkeit für andere  

Kommunen: Alle wichtigen Materialen  

sowie die Anleitung zum Einsatz der  

„Schatzkiste“ durch ein Handbuch sind  

online verfügbar

Witten
(Bildungs-) Übergänge fließend gestalten

Beteiligungsorientierung – Die Menschen mitnehmen

Grundschullernmethoden durch die Schatzkis-
te“ einheitliche Bezeichnungen erhalten haben. 
Den Erkenntnisgewinn hinsichtlich der Metho-
denvielfalt kann die neue Lehrkraft nutzen, um 
Schülerinnen und Schüler, die eine bestimmte 
Lernmethode bevorzugen, in Lerngruppen 
zusammenzubringen. 

Die Weitergabe der „Schatzkisten“ durch die 
Kinder und Eltern ist freiwillig. Durch die Auf-
nahme der „Schatzkisten“ auf die Materialliste 
der weiterführenden Schulen und durch recht-

zeitige Aufklärung über deren Nutzen sollen die 
Eltern dazu motiviert werden, diese als wich-
tiges Unterstützungselement im Übergang zu 
verstehen. Nach einer erfolgreichen Pilotphase 
wird die Schatzkiste ab dem Schuljahr 2015/16 
flächendeckend in Wittener Schulen eingesetzt. 

Alle wichtigen Materialien zum Portfolioverfah-
ren sowie der Film „Ein großer Schritt – Der 
Übergang zur weiterführenden Schule“ stehen 
auf der Homepage der Stadt Witten zum Down-
load bereit.

8. Von der Grundschule bis in die weiterführende Schule
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9.	RUND UM  
DIE JUGENDPHASE

Was wünschen sich Kinder und Jugendliche, welche Angebote fehlen ihnen

und wann und wo sollen diese stattfinden? 

BETEILIGUNGSPROJEKTE 
MIT KINDERN UND 
JUGENDLICHEN

Die Sichtweise von Erwachsenen – auch von 
Fachkräften – kann nur einen Teil der Wirk-
lichkeit von Mädchen und Jungen abbilden. 
In Wuppertal wurden deshalb knapp 1.900 
Kinder und Jugendliche im Alter von 6 bis 16 
Jahren in insgesamt 14 Beteiligungsprojekten in 
Jugendzentren oder an Schulen befragt. Dabei 
wurden die Lebenswelten und die Probleme von 
Mädchen und Jungen erforscht. Die Beteili-
gungsprojekte reichten von Befragungen, über 
Kreativmethoden, wie einem Theaterstück 
oder der Erstellung einer Wunschbox, bis hin 
zu Gruppenangeboten, die im Klassenkontext 
umgesetzt wurden. Im Beteiligungsprojekt „Wir 
besiedeln den Mars“, das in einem Wuppertaler 
Jugendzentrum stattfand, haben Sieben- bis 
Zwölfjährige aus eigener Initiative eine Gesell-
schaftsordnung entwickelt, die ihnen auf der 
fiktiven Reise zum roten Planeten helfen sollte. 

Aus der spielerischen Auseinandersetzung mit 
demokratischen Grundregeln wurden im An-
schluss die Gruppenregeln im Jugendzentrum 
überprüft und angepasst.

	� Bessere Nutzung der Angebote durch Anpassung  

an die Bedürfnisse der Zielgruppe

	� Träger- und institutionsübergreifende Kooperation

	� Stärkung der Selbstwirksamkeit und des  

Selbstbewusstseins der Kinder und Jugendlichen 

DAS IST BESONDERS GUT!

Wuppertal 
Beteiligungsorientierung – Die Menschen mitnehmen

9. Rund um die Jugendphase

342.661
EINWOHNER,
56.480 UNTER 
18 JAHREN

WUPPERTAL
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DAS IST BESONDERS GUT!

Gladbeck
Beteiligungsorientierung – Die Menschen mitnehmen

	� Rechte, Interessen und Ziele von Kindern und Jugendlichen 

werden durch sie selbst – auch politisch – vertreten und 

gestalten das gesellschaftliche Leben in der Stadt aktiv mit

	� Verwaltung unterstützt mit Ressourcen: eine hauptamtliche 

Kraft (Kinder- und Jugendbeauftragte/r) und den jährlichen 

Etat für den Jugendrat

	� Stärkung junger Menschen

	� Jugendbeteiligung ist „Chefsache“: Jugendrat ist ernstes 

Anliegen des Bürgermeisters

Mit großem Engagement bringt sich die junge 
Generation in Gladbeck in die Lokalpolitik ein.  
Die Jugendlichen schauen nicht bloß zu,son-
dern gestalten aktiv mit. Der Jugendrat hat in 
Gladbeck zentrale Funktionen: Er ist eine  
Mischung aus zivilgesellschaftlichem  
Engagement und politischer Gremienarbeit. 

Dazu zählt die Teilnahme an den Fachausschüs-
sen des Stadtrats: Jeweils zwei Jugendrats-
mitglieder nehmen regelmäßig beratend am 
Sport-, Jugendhilfe-, Innenstadt-, Kultur- und 
Schulausschuss teil. Dabei können sie auch 
selbst Vorschläge für die Tagesordnung ein-
bringen. Viermal im Jahr tagt das Plenum des 
Jugendrats. Im alten Ratssaal und unter Vorsitz 
des Bürgermeisters bringen die Kinder und 
Jugendlichen bei diesen Sitzungen Themen ein, 
die sie bewegen und die sie zuvor in Arbeits-
gruppen entwickelt haben. Neben Podiumsdis-
kussionen mit den Bürgermeisterkandidaten 
für die Kommunalwahlen nehmen sie an Work-
shops und Seminaren zu Themen wie „Flucht“, 
„Moderation“ oder „Klimaschutz“ teil – Frage-
stellungen, die sie selbst ausgesucht haben.

Hinter dem Jugendrat stecken auch handfeste 
Aktionen: Kinderdiskos und Bandcontests von 
jungen lokalen Bands gehören zu den Veran-
staltungen, die der Jugendrat regelmäßig or-
ganisiert. Sie bringen sich in die Innenstadtge-
staltung ein und arbeiten zusammen mit dem 
Seniorenbeirat, um gemeinsame Radtouren zu 
unternehmen, zu kochen oder Feste zu feiern.
Das überparteiliche Gremium besteht seit 2005 
und wurde auf Initiative des Bürgermeisters 

gegründet. Aktiv beteiligen sich je nach Zeit und 
Möglichkeit etwa 40 bis 60 Jugendliche an den 
Aktionen des Jugendrats. Der Jugendrat wählt 
jährlich nach den Sommerferien seine neuen 
Mitglieder. Die Wahlen finden in allen weiterfüh-
renden Schulen der Stadt, in Sportvereinen und 
Freizeiteinrichtungen statt. Die Schulen entsen-
den je zwei Vertreterinnen und Vertreter aus 
der Unter-, Mittel- und Oberstufe, die Sport-
vereine und Freizeiteinrichtungen delegieren 
auch jeweils zwei Jugendliche. Die Schulen und 
Vereine sind selbstständig für die Wahlen ver-
antwortlich. Mitglieder des Jugendrats und die 
Kinder- und Jugendbeauftragte unterstützen 
die Wahlen. Wahlberechtigt sind alle Mädchen 
und Jungen im Alter zwischen 10 und 21 Jahren, 
die ihren Wohnsitz in Gladbeck haben oder eine 
weiterführende Gladbecker Schule besuchen.

JUGENDRAT
Diskussionsrunden mit Bürgermeisterkandidaten, Teilnahme an Ratsaus-

schüssen oder aktive Mitgestaltung vor Ort: Der Gladbecker Jugendrat zeigt,

dass Politik sich nicht immer fernab von Kindern und Jugendlichen bewegt. 

Wuppertal 
Beteiligungsorientierung – Die Menschen mitnehmen
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Die Bildungsbegleitung ist integraler Bestandteil der kommunalen 

Präventionskette der Stadt Hamm von der Kita bis in die Berufsausbildung.

Im Sekundarbereich wird sie an fünf Hauptschulen, einer Sekundarschule,

fünf Realschulen, zwei Gymnasien und an beiden Gesamtschulen in sieben

der neun Sozialräume der Stadt angeboten.

BILDUNGSBEGLEITUNG IM 
SEKUNDARBEREICH

Kinder, Jugendliche und ihre Familien erhalten 
individuelle Unterstützung: beim Ausfüllen von 
Anträgen, bei Gesprächen mit Lehrerinnen und 
Lehrern, beim Schulwechsel, bei der beruflichen 
Orientierung oder bei der Suche nach einem 
geeigneten Anbieter von Lernförderung. Die 
Bildungsbegleiterinnen und -begleiter sind Fall-
manager, die Familien zu passenden Hilfeange-
boten vermitteln. Das kann die Elternschule, die 
Erziehungsberatung, der sozialpsychologische 
Dienst oder die Familienhilfe sein. Sie initiieren 
zusammen mit der Präventionskoordinatorin 
oder dem Präventionskoordinator des Sozial-
raums zusätzliche Angebote im Stadtteil und 
an den Schulen. Das kann auch mal ein „Knig-

ge-Kurs“ für den Erwerb sozialer Kompetenzen 
sein. Das Ziel ist stets, die Kinder und Jugendli-
chen ihren individuellen Fähigkeiten und Talen-
ten gemäß zu einem höheren Lernniveau und 
zu einem Schulabschluss zu führen, der ihnen 
bessere Chancen auf dem Ausbildungsmarkt 
und im Beruf eröffnet.

Bis Ende 2013 wurden die schulische Bildungs-
begleitung aus dem Bildungs- und Teilhabepa-
ket finanziert. Nach dem Auslaufen der Bun-
desförderung beschloss der Rat der Stadt, das 
Angebot in eigener Regie zu übernehmen und 
mithilfe von kommunalen Mitteln und Mitteln 
des Landes NRW weiter zu finanzieren.

DAS IST BESONDERS GUT!

Hamm
Soziale Inklusion

	� Unterstützung von Familien zur schulischen  

Förderung der Kinder

	� Vermittlung in kommunale (außerschulische)  

Unterstützungsangebote

	� Sozialräumliche Vernetzung

	� Durchgängiges Angebot von der Kita bis  

in die Berufsausbildung

9. Rund um die Jugendphase
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DAS IST BESONDERS GUT!

	� Frühzeitige und breite Einbindung von Schülerinnen und 

Schülern sowie relevanten Institutionen 

	� Erschienen in zwei Versionen: für Schulen und für  

Arbeitgeber 

	� Umfassender Überblick über alle rund 250 Maßnahmen 

zur Berufsvorbereitung sowie über relevante Ansprech-

partner/-innen 

	� Regelmäßige Aktualisierung

Arnsberg
Beteiligungsorientierung – Die Menschen mitnehmen 
(Bildungs-) Übergänge fließend gestalten

Im Beteiligungsprojekt „Generation Zukunft“ der Stadt Arnsberg haben 

Jugendliche mit Stadt und Wirtschaft gemeinsam Ideen für sinnvolle 

Angebote in der Kommune entwickelt. 

LEITFADEN  
BERUFSORIENTIERUNG ALS  
ERGEBNIS DES PROJEKTS  
„GENERATION ZUKUNFT“

Ein Ergebnis des Workshops „Karrieremarke-
ting“ ist der „Leitfaden zur Berufsorientierung“, 
der zusammen mit Schulen, Unternehmen, den 
Kammern, dem Unternehmensverband und 
der Agentur für Arbeit entwickelt wurde. Der 
Leitfaden liefert einen systematischen und um-
fassenden Überblick über alle Maßnahmen und 
Ansprechpersonen in puncto Berufsvorberei-
tung. Auf diese Weise hilft er den Jugendlichen 
und Arbeitgebern in Arnsberg, sich besser auf 
dem kommunalen Ausbildungsmarkt zu orien-
tieren. Ziel des Leitfadens ist es, den jungen  
Menschen das lokale Ausbildungsangebot vor-
zustellen und sie in der Stadt zu halten. Um auf 
dem neuesten Stand zu sein, werden die Maß-
nahmen im Leitfaden regelmäßig aktualisiert. 

74.383
EINWOHNER,
12.800 UNTER 
18 JAHREN

ARNSBERG
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DIE LANDESKOORDINIERUNGS-
STELLE: 
VIELFÄLTIGE AUFGABEN IM MODELLVORHABEN

Im Rahmen der operativen Umsetzung des 
Modellvorhabens „Kein Kind zurücklassen! 
Kommunen in NRW beugen vor“ kümmert sich 
die Landeskoordinierungsstelle um folgende 
Aufgaben: 

	��� Begleitung und Beratung der beteiligten 
Kommunen beim Aufbau eines strategi-
schen Zielfindungs- und Umsetzungspro-
zesses im Bereich Prävention

	��� Organisation und Moderation des Aus-
tauschs der beteiligten Kommunen

	��� Initiierung und Gestaltung des Dialogs zwi-
schen Kommunen und Landesregierung

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der  
Landeskoordinierungsstelle bringen die  
kommunalen Akteure in einem Lernnetzwerk 
zusammen. Sie bieten Raum für interkommu-

nalen Austausch in vertrauensvoller Atmosphäre  
und die Möglichkeit, voneinander zu lernen.

Das kommunale Erfahrungswissen wird in 
Workshops und Tagungen gebündelt. Ein  
„Instrumentenkoffer“ erleichtert den Weg in 
passgenaue Prävention. Es entstehen neue  
Impulse für die kommunale und landespoliti-
sche Praxis. 

Weiterer Schwerpunkt der Landeskoordinie-
rungsstelle ist die Kooperation mit anderen 
landesweit agierenden Netzwerken im Bereich 
Prävention.

Dr. Heinz-Jürgen Stolz
Leitung Koordinierungsstelle

Telefon: +49 211 8372-736
Fax: +49 211 8373-261
heinz-juergen.stolz@isa-muenster.de

Die Landeskoordinierungsstelle

Maren Hilke
Wissenschaftliche Mitarbeit

Telefon: +49 211 8372-382
Fax: +49 211 8373-261
maren.hilke@isa-muenster.de

Dr. Johannes D. Schütte
Wissenschaftliche Mitarbeit
Kommunale Begleitung  
(Duisburg, Gelsenkirchen)

Telefon: +49 211 8372-648
Fax: +49 211 8373-261
johannes.schuette@isa-muenster.de

Lena Gilhaus
Website /  
Kommunale Berichterstattung

Telefon: +49 211 8372-663
Fax: +49 211 8373-261
lena.gilhaus@isa-muenster.de

Träger der Landeskoordinie-
rungsstelle ist das Institut für 
soziale Arbeit ISA e.V.  
in Münster.

Das Team arbeitet an zwei  
Standorten.

Standort Düsseldorf:
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Dr. Ursula Kansy
Kommunikationsreferentin

Telefon: +49 211 8372-668
Fax: +49 211 8373-261
ursula.kansy@isa-muenster.de

Karl-Heinz Kaup
Schulfachliche Beratung  
und Koordination

Telefon: +49 211 8372-336
Fax: +49 211 8373-261
karl-heinz.kaup@isa-muenster.de

Martin Debener
Fachreferent der Freien  
Wohlfahrtspflege

Telefon: +49 2151 9619-028
Fax: +49 2151 9619-022
martin.debener@isa-muenster.de

Claudia Pautsch
Verwaltungsassistenz

Telefon: +49 211 8372-346
Fax: +49 211 8373-261
claudia.pautsch@isa-muenster.de

Die Landeskoordinierungsstelle

Dr. Christina Günther
Kommunale Begleitung
(Arnsberg, Kreis Unna, Kreis  
Warendorf, Moers, Mönchenglad-
bach, Münster, Witten, Wuppertal)

Telefon: +49 251 200799-44
Fax: +49 251 92536-80
christina.guenther@isa-muenster.de

Christin M. Jasper
Kommunale Begleitung
(Bielefeld, Dormagen, Dortmund,  
Düsseldorf, Gladbeck, Hamm,  
Kreis Düren, Oberhausen)

Telefon: +49 251 200799-41
Fax: +49 251 92536-80
christin.jasper@isa-muenster.de

Sabine Köhler
Kommunale Begleitung

Telefon: +49 251 200799-21
Fax: +49 251 200799-10
sabine.koehler@isa-muenster.de

Haroldstr. 4 | 40213 Düsseldorf
Telefon: +49 211 8372-663
Fax: +49 211 8373-261

Friesenring 40 | 48147 Münster
Telefon: +49 251 200799-0
Fax: +49 251 200799-10

info@isa-muenster.de
www.isa-muenster.de

Geschäftsführender Vorstand:  
Ilona Heuchel

koordinierungsstelle@kein-kind-zuruecklassen.de
www.kein-kind-zuruecklassen.de

Standort Münster:

Postanschrift:
Ministerium für Familie, Kinder,  
Jugend, Kultur und Sport des  
Landes Nordrhein-Westfalen
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Vorwort 

Dr. Brigitte Mohn und Dr. Kirsten Witte

Zeigen, was wirkt 
Das war das Ziel der wissenschaftlichen Begleit-
forschung im Modellvorhaben „Kein Kind zurück-
lassen! Kommunen in NRW beugen vor“ (KeKiz). 
Insgesamt sechs Forschungsorganisationen 
haben dazu im Auftrag und in Kooperation mit 
der Bertelsmann Stiftung die Bedingungen für ein 
Gelingen kommunaler Prävention untersucht. Nun 
liegen die Ergebnisse vor.  

Die gesellschaftliche Situation in Deutschland 
hat sich in den letzten Jahrzehnten stark verän-
dert. Es ist eine von kultureller Vielfalt geprägte 
Gesellschaft entstanden, in der sehr viel krea-
tives Potenzial zur Entfaltung kommt und breiten 
Wohlstand sichert. Gleichzeitig brauchen in dieser 
heterogenen Gesellschaft aber auch immer mehr 
Kinder und deren Familien Unterstützung, um an 
positiven gesellschaftlichen Entwicklungen teil-
haben zu können. Deutlich zeigt sich das an der 
Armutsquote, die seit 2006 um 1,5 Prozentpunkte 
auf 15,5 Prozent gestiegen ist (gemessen an der 
SGB-II-Quote). In Nordrhein-Westfalen sehen wir, 
dass jedes fünfte Kind unter drei Jahren als arm 
gilt (2014: 20,7 Prozent), also noch ein Kind mehr 
als im bundesdeutschen Durchschnitt (2014: 17,1 
Prozent). Die (Modell-)Kommunen sind mit der 
Lebenswirklichkeit konfrontiert, die hinter diesen 
Zahlen steckt. Kinder armer Familien brauchen 
besondere Förderung!
 
	 Zu welchen Erkenntnissen kommt die Begleitfor-
schung von „Kein Kind zurücklassen!“? Wie können 
kommunale Akteure Präventionsketten wirkungs-
voll gestalten und auf diese Weise Kindern ein 
gelingendes Aufwachsen ermöglichen? 

Transparenz durch Sozialraumdaten schaffen
Die Analyse kommunaler Daten zeigt, wie sich 
Benachteiligung potenziert. In vielen Städten gibt 
es Sozialräume mit einer hohen Konzentration 
von Menschen in belasteten Lebenssituationen. 
Benachteiligte Kinder bleiben häufig unter sich.  
Die soziale Trennung beginnt dabei schon 
im Kita-Alter. Präventionsangebote werden 
seltener von armen und bildungsfernen Familien 
wahrgenommen als von Familien aus mittleren 
und oberen sozialen Schichten. Kommunale 
Daten liefern eine valide Begründung, verstärkt 
in denjenigen Quartieren Mittel einzusetzen und 
Angebote zu verankern, in denen der größte 
Bedarf vorliegt. Ein sozialräumliches Monitoring 
schafft Transparenz, liefert Steuerungsinformati-
onen und kann genutzt werden, um Ressourcen 
bedarfsgerecht in die Kitas und Schulen besonders 
belasteter Sozialräume zu lenken. 

Angebote zielgruppenorientiert gestalten
Doch nicht nur die Verfügbarkeit von Angeboten 
ist für die Veränderung von Lebenslagen entschei-
dend, sondern auch deren Qualität. Die Begleit-
forschung hat festgestellt: Gute Angebote, die 
insbesondere Familien in Problemlagen und akuten 
Belastungssituationen erreichen sollen, müssen 
kostenfrei, niedrigschwellig, in die Lebenswelt 
und den Sozialraum der Familien eingebunden 
und mit Blick auf das Kind problemlösungs- und 
ausgleichsorientiert sein. 

	 Von entscheidender Bedeutung sind dabei 
insbesondere auch Haltung und Qualifikation 
des Personals: Offenheit und eine akzeptie-
rende, wertschätzende Haltung auf Augenhöhe 
ebenso wie Fachkompetenz sind entscheidende 
Erfolgskriterien. 

	 Die Forschungsergebnisse weisen insbesondere 
darauf hin, dass Angebote des Gesundheitssektors 
einen guten, meist noch unterschätzten Einstieg 
für die Arbeit mit belasteten und schwer erreich-
baren Familien ermöglichen. So werden Dienste 
und Angebote von Kinderärzten und Familienheb-
ammen weitaus selbstverständlicher in Anspruch 
genommen als Angebote der Jugendhilfe. Eine 
stärkere Integration des Gesundheitsbereichs in 
die lokalen Präventionsketten schafft viele Möglich-
keiten, den Zugang vor allem zu Kindern und 
Familien in Risikolagen zu verbessern.  

Dr. Brigitte Mohn 
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Verbindlichkeit lokaler Netzwerke stärken
Grundlegende Voraussetzung für die Ausgestaltung 
und Verankerung wirksamer Angebote sind integ-
riertes Handeln und eine übergreifende Kooperation 
aller daran beteiligten Akteure. Hier liegt neben der 
Ressourcenfrage und der Verfügbarkeit kommu-
naler Daten wohl die größte Herausforderung für 
präventives Handeln. Die zentralen Erfolgsfaktoren 
bei der Implementierung einer präventiven Politik 

sind messbare Ziele und eine hohe Verbindlichkeit 
sowohl seitens der kommunalen Akteure (Politik 
und Verwaltung) als auch seitens anderer relevanter 
Akteure, wie z. B. Kitas und Schulen oder der freien 
Träger der Wohlfahrtspflege. 
 
Die Idee der Prävention ist in den  
Kommunen angekommen
Die Arbeiten der wissenschaftlichen Partner  
zeigen, in welche Richtung sich kommunale 
Interaktion entwickeln muss, damit kein Kind 
zurückgelassen wird. 

	 Kommunen, in denen ein höherer Anteil gefähr-
deter Familien lebt, investieren schon heute mehr 
in Prävention als anderen Kommunen. Dies ist 
ein hoffnungsvoll stimmender Beleg dafür, dass 
insbesondere Kommunen mit besonderen Prob-
lemlagen die Relevanz von Prävention nicht nur 
erkannt haben, sondern bereits aktiv handeln. 

	 Doch die Wissenschaftler weisen darauf 
hin, dass die Verankerung von Investitionen in 
Prävention im kommunalen Haushalt in Form von 
freiwilligen Leistungen eine besondere Heraus-
forderung bedeutet. Vieles spricht deshalb dafür, 
Prävention im Kinder- und Jugendbereich verbind-
lich zu verankern und inhaltlich auszugestalten. 

Prävention ist eine Gemeinschaftsaufgabe
Vor diesem Hintergrund sind wir der Überzeugung, 
dass über die Präventionsinitiativen der Kommunen 
hinaus Veränderungen auf Bundes- und Länder
ebene notwendig sind, damit Prävention für Kinder 
und ihre Familien wirksam umgesetzt werden kann. 
Die Mittel des Bundes für die frühen Hilfen sind hier 
ein ebenso richtiger Ansatzpunkt wie das Landes-
programm plusKITA in Nordrhein-Westfalen. 
 
	 Prävention kann nur gelingen, wenn wir das Kind 
in den Mittelpunkt aller Anstrengungen stellen. 
Weder die Eigeninteressen der beteiligten Akteure 
noch Zuständigkeitsgerangel dürfen diesen Blick-
winkel aufweichen.

Unser Dank gilt allen Akteuren –  
nur gemeinsam sind wir stark
Wir danken den Wissenschaftlern für Ihre Arbeit. 
Insgesamt sind über 30 Publikationen entstanden, 
in denen diese und weitere Erkenntnisse detailliert 
vorgestellt werden, um Hilfen vor Ort und politi-
sche Handlungsanstöße aufzuzeigen.

	 Unser Dank gilt insbesondere den 18 
Modellkommunen. Bei unseren Besuchen vor 
Ort durften wir einen Eindruck von ihrer Arbeit 
gewinnen und waren sehr beeindruckt. Die 
Beispiele in den Kommunen zeigen, dass es 
möglich ist, auch unter schwierigen Vorausset-
zungen wirksame Präventionsarbeit zu leisten. 
Unser Dank gilt last but not least unserem Koope-
rationspartner, dem Land Nordrhein-Westfalen, 
das ein wichtiger Initiator des Gesamtprozesses 
war und das Projekt in den 18 Modellkommunen 
operativ wesentlich unterstützt hat. 
 
	 Der Bertelsmann Stiftung ist es ein Anliegen, 
Prävention auf allen Ebenen voranzutreiben, denn 
trotz der vielen guten Beispiele ist vorbeugendes 
Handeln (noch) keine Selbstverständlichkeit. Wir 
werden daher auch in den nächsten fünf Jahren 
einen Beitrag leisten, um diesen Ansatz  
in Kommunen voranzubringen. 
 
	 Unsere Gesellschaft hat die Zukunft unserer  
Kinder in der Hand. Die Zukunft unserer Gesell-
schaft wird in ihren Händen liegen. 

Dr. Brigitte Mohn 
Mitglied des Vorstands 

der Bertelsmann Stiftung

Dr. Kirsten Witte 
Programmdirektorin  

der Bertelsmann Stiftung

Dr. Kirsten Witte 
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a 	Einleitung

1.	 „Kein Kind zurücklassen! 	  
		K  ommunen in NRW beugen vor“ (KeKiz) 
		  – Projektansatz und Leitfragen  
		de  r Begleitforschung

Gelingendes Aufwachsen von Kindern  
und Jugendlichen ermöglichen!

Alle Kinder und Jugendlichen in Nordrhein-
Westfalen, so die Landesregierung, sollen möglichst 
gute Entwicklungschancen haben, unabhängig 
davon, wer ihre Eltern sind, wie die soziale Lage 
ihrer Familien ist, und unabhängig davon, wo 
sie wohnen (Ministerin Christina Kampmann in: 
Landeskoordinierungsstelle 2016: 6). Der Leit-
satz des Modellprojektes ist: Vom Kind her denken! 
Damit wird die Entwicklung von Kindern und 
Jugendlichen zum Gegenstand der Politik, von der 
Geburt bis zum Eintritt ins Berufsleben, mit den 
charakteristischen Übergängen und Übergangs
problemen im Bildungssystem. Wirkungsfeld einer 
Politik für Kinder sind die Kommunen. 

Die Umgebung verändern, in der Kinder  
und Jugendliche aufwachsen – Familien  
und ihr soziales Umfeld fördern!

Seit dem ersten PISA-Schock setzt die 
Bildungspolitik in Deutschland in erster Linie auf 
Verbesserungen im formalen Bildungssystem, in 
den Schulen vor Ort, um benachteiligte Kinder 
und Jugendliche besser zu fördern. Dabei bleiben 
immer noch zu viele Kinder zurück, denn bereits 
der Eintritt in die Schule (und auch schon in die 
Kita) unterliegt sozialen Selektionen. Es sind vor 
allem die dauerhaften Lebensbedingungen und 
die „kleinen Lebenskreise“ in der Familie, der 
Nachbarschaft und der Gemeinde, die als „infor-
melle Lernumgebungen“ Einfluss darauf nehmen, 
ob und wann ein Kind in die Kita geht, in welche 
Kita oder Schule es geht und was aus einem jungen 
Menschen wird (Strohmeier 2016). 

Zusammenarbeiten!

Politik für Kinder und Jugendliche in den Kom
munen ist heute vielfach „zersplittert“. Für ein 
Kind sind in einer durchschnittlichen Kommune 
immer mehrere Ämter zuständig (Schule, Soziales, 
Jugend, Sport, Grünflächen, Gesundheit, Kultur 
usw.). Politik für Kinder, die „vom Kind her“ gedacht 
wird, überwindet die segmentierten Sichtweisen der 
Fachverwaltungen auf einzelne Abschnitte und auf 
fachliche Ausschnitte des Alltags und der Lebens-
läufe von Kindern und Jugendlichen. Ressort
übergreifende Kooperation der Fachverwaltungen 
und die Zusammenarbeit der Kommunen mit der 
Wirtschaft, der Zivilgesellschaft und nicht zuletzt 
(s. o.) mit den Eltern der Kinder sind notwendig, um 
ein gelingendes Aufwachsen zu ermöglichen.  
Kurz: Alle Akteure,1 die (oft ungeplant und nicht 
koordiniert) faktisch die Bedingungen beeinflussen, 
unter denen Kinder und Jugendliche aufwachsen, 
sollen (besser) zusammenarbeiten.

Umdenken: Nachhaltige Politik für  
Kinder ist Präventionspolitik!

Vorbeugen bedeutet Handeln in der Gegenwart zur 
Vermeidung eines nicht gewünschten Zustands 
in der Zukunft. Reparieren ist schwieriger als 
Vorbeugen und es gelingt zu oft nicht. Vorbeu-
gung zielt dabei sowohl auf eine direkte Beeinflus-
sung im Verhalten der jeweiligen Zielgruppen ab 
(Verhaltensprävention) als auch auf eine positive 
Veränderung der Lebenswelten der Zielgruppen 
(Verhältnisprävention).  
 
Auf kommunaler Ebene ist der Präventionsbegriff 
darüber hinaus mit der Idee verbunden, durch 
eine sinnvolle Vernetzung von Akteuren und eine 

1	 Aus Gründen der Einfachheit und besseren Lesbarkeit verwendet 
diese Publikation vorwiegend die männliche Sprachform. 
Es sind jedoch jeweils beide Geschlechter gemeint.
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Aktivierung vorhandener Ressourcen effektivere 
und effizientere Angebots- und Hilfestrukturen für 
junge Menschen und deren Familien zu gestalten. 
Prävention in den Kommunen in Nordrhein-West-
falen hat nicht erst mit dem Start des Modellvorha-
bens begonnen. Dementsprechend hat Prävention 
viele Gesichter und musste im Kontext der wissen-
schaftlichen Begleitforschung immer wieder neu 
definiert und gefasst werden. Insbesondere für die 
Erfassung kommunaler Ausgaben für Prävention 
war eine enge und präzise Definition vonnöten, 
die Maßnahmen der kommunalen Prävention 
von anderen Aktivitäten abgrenzt. In diesem 
Bezugsrahmen umfasst Prävention daher nur 
universal-präventive Angebote und Maßnahmen, 
die greifen, bevor ein Defizit eingetreten ist, die 
sich an alle jungen Menschen und ihre Familien 
richten und die freiwillig in Anspruch genommen 
werden. Angebote aus dem Bereich der kommu-
nalen Daseinsvorsorge (Kindergärten, Schulen, 
U3-Ausbau etc.), die unter Umständen eine 
präventive Wirkung entfalten können, zählen nach 
dieser Definition nicht zur Prävention (vgl. Mate-
rialien zur Prävention Bd. 1). Dennoch gehen u. U. 
gerade von diesen Einrichtungen und Diensten die 
größten präventiven Wirkungen aus. 

Vom Kind her denken! 

Für Kinder „zuständig“ sind Bildungspolitik, 
Sozialpolitik, Familienpolitik, Stadtentwicklungs
politik, Sportpolitik, Jugendhilfe usw. Diese 
Arbeitsteilung entspricht organisationsprakti-
schen Effizienzüberlegungen. Eine andere Frage ist 
jedoch, wie effektiv die unterschiedlichen Angebote 
dieser verschiedenen Akteure die Entwicklung 
der Kinder in unseren Städten und Kommunen 
tatsächlich verbessern und wie sie wirksamer 
werden können.

Der Bielefelder Soziologe Franz-Xaver Kaufmann 
hat 1980 Kinder als „Außenseiter der Gesell-
schaft“ charakterisiert (Kaufmann 1980). Kinder, 
so Kaufmann, verbringen den größten Teil ihrer 
Alltagszeit und ihrer Lebenszeit in (spezialisierten) 
„pädagogischen Sonderumwelten“ mit profes-
sionellem Personal: Schule, Kindertagesstätte, 
Hort, Nachmittagsbetreuung, Musikschule, Kunst-
schule, therapeutisches Reiten, Förderunter-
richt, Sprachkurse, Ergotherapie, Sport im Verein 
usw. Im öffentlichen gesellschaftlichen Leben, in 
der Arbeitswelt oder in der Politik, die anderen 

allgemeinen Funktionsprinzipien folgen, kommen 
Kinder nicht vor, weil sie stören, denn sie „funk-
tionieren“ hier nicht. Die von Kaufmann 1980 
beschriebenen Verhältnisse haben sich seitdem 
eher zugespitzt. Für die Gesellschaft ist aber der 
Versuch, den Nachwuchs durch funktionsspe-
zifische Bildungs- und Beteiligungsangebote zu 
integrieren, nur wenig effektiv, denn Kinder werden 
nicht durch das Erlernen funktionsspezifischer 
Rollen (Systemintegration), sondern durch ganz-
heitliche, emotional intensive und unterstützende 
soziale Beziehungen (Sozialintegration) zu kompe-
tenten Mitgliedern einer Gesellschaft. Das eine 
geht nicht ohne das andere.

Regelangebote verbessern und vernetzen!

Die besten Präventionswirkungen gehen von 
sozialen Diensten und Einrichtungen aus, die 
Regelangebote sind. Die Präventionswirkung durch 
Regelangebote tritt aber nicht automatisch ein. 
Jedes Kind (bzw. jede Familie), die einer sozialen 
Dienstleistung bedürfen, können sie in Anspruch 
nehmen. Sie müssen aber nicht! Solche Angebote 
sind zum Beispiel Kindertagesstätten, medizini-
sche Einrichtungen, der Kinderarzt, die Familien-
hebamme, Beratungseinrichtungen, aber auch die 
Angebote von Sportvereinen, Jugendverbänden 
oder Kirchengemeinden. 

Barrieren der Inanspruchnahme überwinden!

Prävention stellt sich nicht schon ein, weil 
Kommunen oder freie Träger entsprechende 
Angebote vorhalten. Es bedarf in jedem Fall der 
Inanspruchnahme durch diejenigen Kinder (bzw. 
deren Eltern!), für die sie gemacht sind, und diese 
Inanspruchnahme muss über Zeit aufrechterhalten 
werden. Je jünger die Kinder sind, umso mehr ist 
die Familie, sind die Eltern zentrale Akteure im 
Präventionsgeschehen, ohne (bzw. gegen die) 
nichts geht. Damit es zu Wirkungen von Prävention 
und Intervention kommt, braucht es im Regelfall 
immer die freiwillige Entscheidung der Kinder und 
Eltern für die Inanspruchnahme eines Angebots. 
Prävention kann nicht verordnet werden. Präventiv 
wirkende Angebote und Dienste werden freiwillig 
in Anspruch genommen oder nicht. Dauer und 
Intensität dieser Inanspruchnahme sind unter-
schiedlich. Hier gibt es in den Gemeinden große 
Gestaltungsspielräume.
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Die Welt, in der unsere Kinder aufwachsen und in 
der ihre Familien leben, ist mit Mitteln der Sozial
politik, der Familienpolitik und der Bildungspolitik 
quasi unumkehrbar gestaltet worden. Sie ist geprägt 
von einer „entfalteten Sozialpolitik“, so argumen-
tierte schon der Nationalökonom und Sozialwissen-
schaftler Hans Achinger (1958). Präventiv wirkende 
Angebote sind selbstverständlicher Bestandteil 
dieser Welt, die jeweiligen Akteure und Einrichtungen 
(der Kinderarzt, der Kindergarten, die Grundschule, 
die weiterführende Schule, die Musikschule, der 
Sportverein) haben ihren selbstverständlichen Platz 
im Lebenslauf der Kinder und im Alltag der Familien. 
Präventives Handeln ist überall etablierte Praxis in 
den Kommunen und in allen untersuchten Modell-
kommunen gibt es nicht erst seit Programmstart 
eine Vielzahl hilfreicher Angebote für Kinder und 
Familien (eben: „entfaltete“ Sozialpolitik). Dabei gibt 
es große Ähnlichkeiten, aber es gibt auch Unter-
schiede zwischen den Kommunen. Ein zentrales 
Problem ist überall, dass die Angebote nicht alle 
erreichen, die ihrer bedürfen. 

 
Leitfragen der fachlichen Begleitforschung:

Wenn die Inanspruchnahme von Prävention durch 
die Eltern der Schlüssel zur Wirkung bei den Kindern 
ist, dann stellen sich folgende Fragen:

•	 Wie organisieren und koordinieren die Kommunen 
ihre präventiven Angebote?

•	 Welche Familien werden durch welche Angebote 
wo, wann und wie gut erreicht?

•	 Welche Faktoren sind insgesamt dafür verant-
wortlich, dass präventive Angebote in Anspruch 
genommen werden oder eben nicht? 

•	 Welche Wirkungen kommunaler Prävention gibt 
es auf die Entwicklung von Kindern und Jugend-
lichen in unterschiedlichen Lebensaltern und in 
unterschiedlichen Lebenslagen bzw. Risikolagen?

•	 Mit welchen Instrumenten kann man solche 
Wirkungen messen und die kommunale 
Steuerung optimieren?

•	 Welche Bedeutung hat kommunale Prävention 
für die Entwicklung von Kindern in Nordrhein-
Westfalen und wie (und unter welchen Bedin-
gungen) wirkt sie wann und wo am besten?

Das sind die Leitfragen der fachlichen Begleitfor-
schung. Das Ziel war nicht, einzelne Maßnahmen 
zu evaluieren, sondern die Wirkungsweise kommu-
naler Prävention aufzuklären. 

Im Programm „Kein Kind zurücklassen! 
Kommunen in NRW beugen vor“ (KeKiz) wurden 
Möglichkeiten der Prävention entlang der gesamten 
Bildungsbiographie von Kindern und Jugendlichen 
in den Kommunen praktisch erprobt und von uns 
untersucht. Ein Schwerpunkt in den Kommunen 
in Nordrhein-Westfalen liegt dabei auf der frühen 
Kindheit. 

Dieser Endbericht der wissenschaftlichen 
Begleitforschung von „Kein Kind zurücklassen! 
Kommunen in NRW beugen vor“ (KeKiz) wird 
etwa drei Jahre nach Projektbeginn fertiggestellt. 
Bezogen auf den Lebenslauf eines Kindes bis zum 
Eintritt ins Erwachsenenalter sind drei Jahre eine 
sehr kurze Zeit. Kinder, die zu Beginn des Projektes 
als Dreijährige in den Kindergarten gekommen 
sind, wechseln nach drei Jahren in die Grund-
schule; Grundschüler, die vor drei Jahren im ersten 
Schuljahr waren, sind immer noch in der Grund-
schule; Fünftklässler einer weiterführenden Schule 
sind nach drei Jahren in der achten Klasse. In drei 
Jahren kann also (bezogen auf eine Kindheit und 
ein Jugendalter) eigentlich nicht viel „passieren“, 
das man „evaluieren“ könnte. 

In 18 Modellkommunen im Land Nordrhein-
Westfalen hat „Kein Kind zurücklassen! Kommunen 
in NRW beugen vor“ (KeKiz) in den letzten drei 
Jahren tatsächlich konkrete Veränderungen auf 
der Angebotsseite in Gang gesetzt. Um deren 
Wirkungen auf die Entwicklung von Kindern und 
Jugendlichen seriös zu messen, reicht aber diese 
kurze Zeit nicht aus. Zudem fehlt es an Vergleichs-
möglichkeiten mit anderen Kommunen ohne 
präventiv wirksame Angebote und ohne Verände-
rungen der Angebote in den letzten drei Jahren. 

Solche Kommunen ohne Präventionsangebote 
gibt es in Nordrhein-Westfalen gar nicht, und das 
ist gut so. In unserem Sozialstaat ist eine (experi-
mentelle!) Politik nicht denkbar, die bestimmten 
Kindern bestimmte Leistungen gewährt und 
anderen vorenthält, die sie ebenso brauchen. An 
die Inanspruchnahme kommunaler präventions
relevanter Angebote sind in der Regel Rechts-
ansprüche geknüpft. Eltern von Kleinkindern unter 
drei Jahren haben z. B. einen Rechtsanspruch auf 
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einen Kita-Platz. Die wissenschaftliche Begleitfor-
schung hat allerdings in den Kommunen erheb-
liche Unterschiede in der Wahrnehmung dieses 
Rechtsanspruchs durch die Eltern und im Angebot 
an Plätzen gefunden (vgl. Arbeitspapiere wissen-
schaftliche Begleitforschung Bd. 2).2

Weil in dem kurzen Zeitfenster von drei Jahren 
nicht die ganze Biographie von Kindern und 
Jugendlichen begleitet werden konnte, wurden 
verschiedene Übergänge im Lebensverlauf von 
Kindern besonders in den Blick genommen, an 
denen wichtige Weichenstellungen erfolgen bzw. 
an denen Kinder mit Förderbedarf zurückbleiben 
können. In den Kommunen (und deshalb auch in 
diesem Bericht) gibt es überwiegend eine Konzent-
ration auf frühkindliche Bildung und Prävention bis 
zum Eintritt in die Grundschule. Das stimmt einer-
seits mit der Forschung überein, die die besondere 
Wirksamkeit früher Förderung herausstellt (vgl. 
Arbeitspapiere wissenschaftliche Begleitforschung 
Bd. 2). Andererseits ist nur hier (also im frühen 
Kindesalter) die kommunale Datenlage so gut, dass 
wir tatsächlich fundierte Aussagen über Wirkungen 
machen können.

2	 Die Erkenntnisse aus Begleitforschung und Wissenstransfer 
sind seit 2014 in über 30 Publikationen mit jeweils spezifischen 
Themenstellungen dokumentiert worden. Der vorliegende 
Abschlussbericht stellt in kompakter Form die aus unserer Sicht 
wichtigsten Befunde und Arbeitsergebnisse dar. Entlang der 
Frage „Wie gelingt kommunale Prävention?“ wird der „rote Faden“ 
aufgerollt, der die einzelnen zuvor veröffentlichten Berichte 
verbindet, auf die im Text jeweils hingewiesen wird. Wir danken allen 
Autorinnen und Autoren für ihre Unterstützung bei der Erstellung 
des Ergebnisberichtes. Er basiert wesentlich auf ihren Arbeiten.
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2.		  Warum „kein Kind zurücklassen“?  
	 	 – Chancengleichheit UND Teilhabe für  
		  alle Kinder UND Jugendlichen fördern 

„Kein Kind zurücklassen! Kommunen in NRW 
beugen vor“ (KeKiz) ist eine langfristig ange-
legte Politik der Landesregierung. Sie stellt sich 
damit einer grundlegenden gesellschaftlichen 
Herausforderung. 

„Kein Kind zurücklassen! Kommunen in NRW 
beugen vor“ (KeKiz) setzt auf präventives Handeln 
in den Städten und Gemeinden, also dort, wo 
tatsächlich nachhaltige Wirkungen zu erwarten 
sind. Die Umwelten, in denen Kinder und Jugend-
liche aufwachsen, sollen möglichst förderlich für 
alle gestaltet werden.

Prävention im frühen Kindesalter vermeidet 
Folgekosten im Jugendalter und in den Erwach­
senenjahren. Der Wirtschafts-Nobelpreisträger 
James Heckmann hat das schon 2007 überzeu-
gend vorgetragen und empirisch untermauert 
(vgl. Arbeitspapiere wissenschaftliche Begleitfor-
schung Bd. 2). Aber fiskalische Effekte sind eher 
langfristig zu erwarten und sie werden nicht in drei 
Jahren eintreten. 

Es geht also um mehr als um kurzfristige Einspa-
rungen für den Kämmerer. Wenn Kommunen 
„kein Kind zurücklassen“, dann erbringen sie eine 
Leistung, die als rationale Investition in die Zukunft 
von Staat, Gesellschaft und Wirtschaft gelten kann. 
Die sozialen und demographischen Entwick-
lungen der letzten vier Jahrzehnte verlangen die 
bestmögliche Förderung aller Kinder durch alle 
daran beteiligten (gesellschaftlichen, wirtschaft-
lichen, politischen) Kräfte. Die Erziehung von 
Kindern in den Familien und die Förderung der 
Entwicklung der Kinder durch die Kommunen 
haben gesamtwirtschaftliche, gesamtstaatliche 
und gesamtgesellschaftliche Wirkungen. Dieser 
Zusammenhang soll hier kurz skizziert werden. 
Unser Bezugsproblem ist Kinderarmut.

Kinderarmut ist mehr als zu wenig Geld: Kinder-
armut ist Armut an materiellen, sozialen und 
kulturellen Ressourcen für ein gelingendes Leben.

In Zeiten konstant niedriger Geburtenraten ist für 
Wirtschaft und Gesellschaft nicht mehr allein die 
Zahl des Nachwuchses entscheidend. Wichtiger 
sind die in der nachwachsenden Generation verkör-
perten sozialen und praktischen Fähigkeiten und 
Motive und die auf diesen Fähigkeiten aufbauenden 
berufsverwertbaren Kenntnisse und Fertigkeiten. 

Die Begründung präventiven Handelns ist – jetzt 
und in Zukunft – „Kinderarmut“.

Prävention zielt dabei aber nicht auf die Umver-
teilung von Gütern zur kurzfristigen Bekämpfung 
von Kinderarmut, sondern auf die Erhöhung von 
Chancen auf gelingendes Aufwachsen und damit 
auf langfristige Armutsbekämpfung. Kinderarmut 
beschreibt eine Ausgangslage für präventives 
Handeln. Am Ausmaß und an den Ausdrucks-
formen von Kinderarmut lässt sich der jeweilige 
Präventionsbedarf einer nachwachsenden 
Generation ablesen.

Kinderarmut bedeutet dreierlei: 

1.	 Zu wenige Kinder:  
Unser Land ist seit den letzten Jahrzehnten des 
vergangenen Jahrhunderts arm an Kindern. 
Jede Erwachsenengeneration (einschließlich 
der relativ kinderreicheren Einwanderer) wird 
seit mehr als dreißig Jahren durch die nach-
wachsende Generation nur zu etwa zwei Dritteln 
ersetzt. Das führt schon jetzt zu Engpässen auf 
dem Arbeitsmarkt, die noch zunehmen werden 
(nachhaltiger Rückgang der Erwerbspersonen, 
absehbarer Fachkräftemangel), es belastet die 
beitragsfinanzierten sozialen Sicherungssys-
teme und es hat Auswirkungen auf die kommu-
nale Infrastruktur, denn hier werden erhebliche 
Umschichtungen zwischen Kindern und alten 



Einleitung16

Menschen notwendig. Die in den jüngsten 
Jahren rapide gewachsene Zuwanderung 
von Geflüchteten im Kindes- und Jugendalter 
und im jungen Erwachsenenalter entschärft 
möglicherweise die numerischen Ungleich
gewichte zwischen den Generationen, stellt 
aber neue Herausforderungen. Kinderarmut der 
Gesellschaft hat auch erhebliche Auswirkungen 
auf die Sorgebeziehungen und die Solidarität 
zwischen den Generationen.  

2.	Zu viele Kinder sind arm:  
Immer größere Anteile der immer weniger 
werdenden Kinder in Nordrhein-Westfalen 
wachsen in materieller Armut auf. In einzelnen 
Städten im Ruhrgebiet (aber auch in der 
Bundeshauptstadt Berlin) beziehen zwischen 
30 und 40 Prozent der Kinder und Jugendlichen 
Sozialgeld nach SGB II (Abbildungen 1  und  2). 
Armut wird in der Regel mit Einkommensarmut 
gleichgesetzt. 

Abbildung 1:  SGB-II-Bezug nach Altersjahren in NRW 2014
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Datenbasis: Bundesagentur für Arbeit und IT.NRW, Datenstand 2014; Berechnung Referat V.1 Stadtforschung und Statistik Mülheim an der Ruhr; eigene Darstellung.

© Bertelsmann Stiftung und ZEFIR, mit finanzieller Unterstützung des Landes NRW und des Europäischen Sozialfonds. 



Einleitung 17

Abbildung 2:  Kinder im Sozialgeldbezug in den Kreisen und kreisfreien Städten in NRW  
(KeKiz-Modellkommunen hervorgehoben) 

* Berichtsmonat Dezember, Hochsauerlandkreis November. 

Datenbasis: BKG; IT.NRW; Statistik der BA, Datenstand März 2014; Darstellung und Berechnung ZEFIR.

© Bertelsmann Stiftung und ZEFIR, mit finanzieller Unterstützung des Landes NRW und des Europäischen Sozialfonds.
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3.	 Armut ist mehr als zu wenig Geld:  
Armut ist Mangel an ökonomischen, sozialen 
und kulturellen Ressourcen in der Familie und 
in der unmittelbaren Umgebung, in der Kinder 
aufwachsen. Das war bereits die Erfahrung aus 
einem großen „Vorgängerprojekt“ in den USA, 
an dem wir uns orientieren, gerade weil es in 
Sozialwissenschaft und Pädagogik in Deutsch-
land nach unserem Eindruck inzwischen 
vergessenes „altes“ Wissen ist. Die Johnson-
Administration in den USA hatte in den 1960er 
Jahren nach dem „Sputnik-Schock“ mit dem 
Vorschulprogramm Head Start (dem nachfol-
gende Generationen die prägende Erfahrung 
der Sesamstraße verdanken) im Rahmen des 

War on Poverty versucht, sozial benachteiligte 
Kinder aus den Armenvierteln der Großstädte zu 
fördern, mit dem Ziel, möglichst alle Bildungs-
reserven zu erschließen, um international 
wettbewerbsfähig zu bleiben. Der Entwicklungs-
psychologe Urie Bronfenbrenner von der Cornell 
University hat in den 1970er Jahren die Nach-
haltigkeit der Effekte von Head Start fachlich 
evaluiert (Abbildung 3; vgl. auch Bronfenbrenner 
1981). Sein Befund war, dass nur jene Förderpro-
gramme dauerhafte Wirkungen auf die Entwick-
lung der Kinder entfalten konnten, in denen es 
gelungen war, das Enduring Environment, d. h. die 
alltägliche Umgebung zu verändern, in der die 
Kinder aufwuchsen.
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Abbildung 3:  Die Ökologie menschlicher Entwicklung nach Urie Bronfenbrenner
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© Bertelsmann Stiftung und ZEFIR, mit finanzieller Unterstützung des Landes NRW und des Europäischen Sozialfonds.  

Besonders wichtig war es, die Eltern der Kinder in 
die Förderung miteinzubeziehen. Denn Enduring 
Environment ist in erster Linie die Familie. Sie hat 
zugleich auch wichtige Steuerungsfunktionen 
für die Entwicklung der Kinder, indem sie weitere 
Umweltwirkungen zulässt, ermöglicht oder verhin-
dert. Wir nennen das Erziehung. Alle Eltern erziehen 

in diesem Sinne ihre Kinder, allerdings tun das 
nicht alle gleich gut. Eltern nehmen Präventi-
onsangebote für ihre Kinder in Anspruch, Eltern 
kaufen Bücher und Eltern lesen Kindern vor (oder 
eben nicht). Enduring Environment ist auch die 
soziale und die räumliche Wohnumgebung, die 
Nachbarschaft, das Quartier, in dem die Familie 
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lebt. Präventionsrelevante Dienste (Schulen, 
Kitas, soziale Dienste) wirken unter den Bedin-
gungen dieser Umgebungen (Abbildung 3), und 
diese Umgebungen haben eigene Wirkungen auf 
die Entwicklung der Kinder und Jugendlichen, wie 
dieser Bericht im dritten Kapitel C anschaulich 
zeigen wird (vgl. Arbeitspapiere wissenschaftliche 
Begleitforschung Bd. 2). 

Einkommensarmut der Familie ist ein besonderes 
Risiko für die Entwicklung der Kinder. 

Faktisch gibt es heute – nicht nur in Nordrhein-
Westfalen – eine eindeutige und wachsende Koppe-
lung von Defiziten in der Entwicklung der Kinder 
an die soziale Lage der Familie. Bildungsarmut 
(gemessen über erreichte oder eben nicht erreichte 
schulische Qualifikationsniveaus), aber auch 
Mängel in der Gesundheit der Kinder oder ihrer 
Sprachkompetenz finden sich besonders häufig bei 
Kindern einkommensarmer Eltern. Mängel in der 
Elternkompetenz finden sich häufiger bei Familien 
in finanziellen Risikolagen. 

Familien in ähnlichen sozialen Lagen leben in 
den Städten und Gemeinden in zunehmendem 
Maße in der Nachbarschaft von ihresgleichen. 
Armutsbedingte Entwicklungsrisiken der Kinder 
treten in bestimmten städtischen Teilräumen und in 
einzelnen Settings (Kitas, Schulen) konzentriert auf. 

Individuelle Risiken der Entwicklung armer Kinder 
werden durch die räumliche Konzentration armer 
Familien (Segregation) in benachteiligenden 
Sozialräumen verstärkt.

Seit Langem beobachten wir in den Städten die 
kleinräumige Konzentration von armen Fami-
lien in benachteiligten und benachteiligenden 
Sozialräumen mit eingeschränkten Bildungs- 
und Entwicklungschancen. Arme Kinder und ihre 
Familien sind in den Städten die Nachbarn anderer 
armer Kinder und ihrer Familien. In einem solchen 
Sozialraum aufzuwachsen, stellt ein zusätzliches 
Risiko für arme Kinder dar. Die infrastrukturelle 
Versorgung, die Erreichbarkeit sozialer Dienste, 
die Bildungsbeteiligung, die medizinische Versor-
gung durch Kinderärzte, die Wohnqualität und die 
Umweltqualität sind in armutssegregierten Sozial
räumen deutlich schlechter als in den bürgerli-
chen Vierteln. Mangel an materiellen, sozialen 

und kulturellen Ressourcen charakterisiert nicht 
nur besonders viele einkommensarme Familien, 
sondern beschreibt auch ihr räumliches und 
soziales Umfeld (vgl. Arbeitspapiere wissenschaft-
liche Begleitforschung Bd. 3). 

Die gesellschaftspolitische Herausforderung besteht 
also darin, Chancengerechtigkeit und Teilhabe von 
Kindern und Jugendlichen zu fördern. Wenn wir „kein 
Kind zurücklassen“ wollen, geht es um zweierlei. 
Einmal um die Fähigkeiten zur normalen Alltags-
bewältigung, die sogenannten Daseinskompe­
tenzen, und um die auf den Daseinskompetenzen 
aufbauenden Voraussetzungen zur Erfüllung 
elementarer sozialer Aufgaben: als Erwerbstätige, 
als Staatsbürger, als Mitglieder der Zivilgesell-
schaft, als Familienmitglieder (vgl. Arbeitspapiere 
wissenschaftliche Begleitforschung Bd. 2). Für 
die Summe dieser verkörperten Fähigkeiten der 
Menschen verwenden wir den Begriff des Human­
vermögens. Humanvermögen macht uns als 
Menschen handlungsfähig und es ist die Voraus-
setzung dafür, dass wir in formaler Bildung wirt-
schaftlich nützliche Fähigkeiten und Fertigkeiten 
erwerben können, für die wir den älteren Begriff 
des Humankapitals verwenden. Humankapital hebt 
nur auf die wirtschaftlich verwertbaren Fähigkeiten 
der Menschen ab. Humankapital wird in formali-
sierten Bildungsveranstaltungen in erster Linie in 
Schulen, Betrieben, Fachschulen und Hochschulen 
erworben. Humanvermögen bezeichnet die ganze 
Breite der für die Daseinsbewältigung nützlichen 
Fähigkeiten und Motive. 

Humanvermögen wird in informellen  
Lernprozessen, in der Familie, in Verwandt- 
schaft, Freundeskreis und Gleichaltrigen- 
gruppen aufgebaut. 

Humanvermögen ist die Voraussetzung dafür, 
dass Kinder auch funktionsspezifisches Rollen-
wissen in formalen Bildungseinrichtungen lernen 
können (und wollen!). Die meisten Versuche, 
sozial benachteiligte Kinder aus sie benachteili-
genden räumlichen und sozialen Umgebungen zu 
fördern, konzentrieren sich traditionell auf Verbes-
serungen der institutionellen Angebote in formalen 
Bildungsprozessen, in erster Linie in den Schulen, 
also auf den Aufbau von Humankapital und nicht 
auf das Humanvermögen. Dahinter steht einer-
seits politische Programmatik, andererseits ist 
diese Fokussierung der Förderung von Kindern auf 
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die Schule effizient. Kinder in der Schule zu fördern, 
stellt sicher, dass alle die gleichen Bildungsange-
bote bekommen (was, wie die Begleitforschung 
gezeigt hat, aber durchaus ungerecht sein kann; vgl. 
Arbeitspapiere wissenschaftliche Begleitforschung 
Bd. 5, 6 und 12), stellt vor allen Dingen aber sicher, 
dass man alle Kinder so gut wie jeden Tag prob-
lemlos erreicht, denn es besteht ja Schulpflicht.

Kinder brauchen Zuwendung von Menschen,  
denen sie wichtig sind.

Alle Bildungsprozesse im Vorschul- und Schul-
system bauen auf den Leistungen der Familie auf. 
Eine wichtige Bedingung dafür, dass Kinder sich in 
der Familie gut entwickeln, und dafür, dass sie auch 
tatsächlich in den Genuss von für sie gedachten 
präventiven Angeboten in den Kommunen kommen, 
ist die Kompetenz der Eltern (ausführlich Materialien 
zur Prävention Bd. 5). Kinder brauchen Eltern bzw. 
Erziehungsberechtigte, denen sie wichtig sind, 
die über ihre Probleme und Bedürfnisse Bescheid 
wissen, die wissen, wo man im Bedarfsfall Hilfe und 
Unterstützung findet, und die diese Ressourcen 
vor Ort tatsächlich nachfragen, wenn sie sie benö-
tigen (vgl. Arbeitspapiere wissenschaftliche Begleit-
forschung Bd. 1). Weitere wichtige Bedingungen 
sind eine gesunde Ernährung, genügend Schlaf, 
möglichst nicht zu viel Medienkonsum und ein 
Lebensraum, der Bewegung und Aktivität mit alters-
gleichen Spielkameraden zulässt (vgl. Arbeitspa-
piere wissenschaftliche Begleitforschung Bd. 1). 
Kinder brauchen selbstverständlich auch gute 
Schulen, aber sie stehen erst an späterer Stelle 
unter den Bedingungen, von denen ihr Wohlbefinden 
und ihr Wohlergehen abhängt. Die Qualität persön-
licher Beziehungen (auch in der Schule) und die 
unmittelbaren Lebensbedingungen sind wichtiger 
(Strohmeier 2016: 69). Besonders in den ersten 
Lebensjahren bis ins Schulalter kommt es auf die 
Lebensbedingungen in der Familie und in ihrem 
unmittelbaren Lebensumfeld an (vgl. Arbeitspapiere 
wissenschaftliche Begleitforschung Bd. 1). 

„Kein Kind zurücklassen“ bedeutet, Familien  
vor Ort zu fördern und zu unterstützen.

Die Ergebnisse der fachlichen Begleitforschung 
unterstreichen die Bedeutung der Familie für 
die effektive Förderung der Kinder. Was aus den 
Kindern wird, entscheidet sich vorrangig in der 
Familie und in informellen Lebenszusammen-
hängen. Erfolgreiche Prävention gelingt nicht gegen 
den Einfluss der Familien (im Fokus stehen hier seit 
den 1960er Jahren besonders die armen, bildungs-
fernen, sogenannten Unterschichtfamilien, seit 
PISA mit Migrationshintergrund), sondern nur mit 
ihnen. Sie gelingt in benachteiligenden Quartiers- 
umgebungen besonders dann, wenn man diese 
neu gestaltet und aufwertet. Das präventive Poten-
zial von Regeleinrichtungen der non-formalen und 
formalen Bildung (z. B. Kitas und Schulen) könnte 
gesteigert werden, wenn die Bedürfnisse und 
Bedarfe von Kindern und Eltern aus sozial benach-
teiligten Gruppen und Umgebungen systematischer 
einbezogen würden. 
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3.	 Die KeKiz-Modellkommunen 

Das Modellvorhaben „Kein Kind zurücklassen! 
Kommunen in NRW beugen vor“ (KeKiz) hat 
Kommunen angesprochen, die bereit waren, 
sich vor dem Hintergrund ihrer Erfahrungen und 
unter Berücksichtigung ihrer konkreten Heraus-
forderungen zu beteiligen. Alle Kommunen in 
Nordrhein-Westfalen konnten sich bewerben. Die 
Hürden waren dabei relativ hoch. Es musste ein 
Präventionskonzept geben, das durch einen Rats-
beschluss zur Teilnahme am Modellvorhaben 
verbindlich gemacht war. Aus 52 Bewerbungen 
wurden 2012 schließlich 18 Modellkommunen 
aus verschiedenen Regionen des Landes ausge-
wählt, die sowohl die verschiedenen Verwaltungs-
typen abdecken (Kreise, kreisfreie Städte und 
kreisangehörige Städte und Gemeinden) als auch 
regional über das Land streuen (vom Kreis Düren 
im Südwesten bis Bielefeld im Nordosten). Es 
handelt sich um die Städte und Gemeinden Arns-
berg, Bielefeld, Dormagen, Dortmund, Duisburg, 
Düsseldorf, Gelsenkirchen, Gladbeck, Hamm, 
Moers, Mönchengladbach, Münster, Oberhausen, 
Witten, Wuppertal sowie die Kreise Düren, Unna 
und Warendorf. 

„Vorbeugung, die vom Kind aus gedacht wird, muss 
dort ansetzen, wo Kinder leben und aufwachsen“ 
(Landeskoordinierungsstelle 2014: 10). Das Modell-
vorhaben „Kein Kind zurücklassen! Kommunen in 
NRW beugen vor“ (KeKiz) fokussiert verschiedene 
räumliche Ebenen. Der Anspruch der Umsetzung 
einer Präventionspolitik in Nordrhein-Westfalen 
betrifft grundsätzlich alle Kommunen. Alle sollen 
ihre Politik an dem Grundgedanken der Vorbeugung 
und der Verbesserung der Chancen von Kindern 
und Jugendlichen ausrichten. Die Modellkommunen 
sind Experimentierfelder und Laboratorien für 
innovative Politik.

Die Kommunen sollten die bestehenden Koopera-
tions-, Förder- und Interventionsstrukturen in der 
Kommune zu Präventionsketten vernetzen, die sich 
über die gesamte Altersspanne von Kindern und 
Jugendlichen (0 bis 21 Jahre) erstrecken und die 
die für das Kindeswohl relevanten Fachbereiche 
Bildungs-, Gesundheits-, Familien- sowie Kinder- 
und Jugendpolitik umfassen. In den Kommunen 
sollte eine systematische und kontinuierliche 
Kooperation zwischen Akteuren aus Verwaltung, 
Trägerschaften, Verbänden und Zivilgesellschaft 

aufgebaut werden. Die geförderten Kommunen 
haben Landeszuschüsse zur Verbesserung der 
Koordination der bestehenden Angebote erhalten 
und haben an einem Lernnetzwerk teilgenommen.

Von Anfang an war klar, dass nicht nur die Einheiten 
der Verwaltung, sondern alle relevanten Akteure in 
den Sozialräumen, in den Bildungseinrichtungen, 
Beratungsstellen usw. im Rahmen von Netzwerken 
zusammenwirken sollten. 

In den Modellkommunen gibt es unterschiedliche 
Rahmenbedingungen der Prävention z. B. hinsicht-
lich der Zusammensetzung der Bevölkerung oder 
der fiskalischen Möglichkeiten der Kommunen. 
Die Modellkommunen sollen eine ihren jeweiligen 
Rahmenbedingungen angepasste Präventions
politik umsetzen. Im Rahmen des Lernnetzwerkes 
tauschen sie ihre Erfahrungen untereinander aus 
und lernen voneinander. Die Ergebnisse dieses 
Lernprozesses werden sukzessive auch anderen 
Kommunen im Land zugänglich gemacht, die sich 
auf den Weg einer kommunalen Präventionspolitik 
machen (Rollout).

Dazu ist es wichtig zu wissen, auf welche 
Kommunen welche Erfahrungen in den Modell
kommunen übertragen werden können. Was in 
Gelsenkirchen funktioniert, muss nicht auch in 
Münster gelingen. 

Die Gemeinden als Orte des Aufwachsens nehmen 
in vielfältiger Weise planvoll und ungeplant Einfluss 
auf die Entwicklung der Kinder. Sie sind Handlungs- 
und Erfahrungsräume, in denen Kinder Verhalten 
von Erwachsenen und voneinander lernen, in denen 
soziale Normen gelebt und geprägt werden, und sie 
bieten unterschiedliche infrastrukturelle Ausstat-
tungen, die sich ebenfalls prägend auswirken. 
Sie sind die dauerhaften Umgebungen, die den 
Alltag der Familien und die Entwicklung der Kinder 
beeinflussen.
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Die 18 Modellkommunen wurden nach den 
folgenden vier Kriterien ausgewählt: 

1.	 Regionale Verteilung: Jeder Landesteil sollte im 
Modellvorhaben vertreten sein; 

2.	 Verwaltungsstruktur: Das Modellvorhaben 
sollte Kommunen verschiedener kommunaler 
Gebietskörperschaften (Kreise, kreisfreie Städte 
und kreisangehörige Gemeinden) umfassen; 

3.	 Präventionserfahrung: Am Modellvorhaben 
sollten sowohl präventionserfahrene als auch 
weniger präventionserfahrene Kommunen 
teilnehmen; 

4.	Qualität des Konzeptes: Die Beurteilung der in 
der Interessenbekundung dargestellten präven-
tiven Vorhaben hatte das relativ größte Gewicht 
im Auswahlverfahren. 

Jede einzelne Kommune steht vor spezifischen 
Herausforderungen. Aber welche Herausfor-
derungen betreffen alle gleichermaßen und wo 
gibt es Unterschiede? Bildet die Auswahl der 
Modellkommunen die interkommunale Vielfalt in 
Nordrhein-Westfalen ab? Ist jede Stadt anders oder 
lässt diese Vielfalt sich in Typen ordnen?

Mit Daten des Wegweisers Kommune der 
Bertelsmann Stiftung, die wir in unserem 
Monitoring-Modul ausgewertet haben, haben 
wir diese Fragen beantwortet (ausführlich 
dazu Materialien zur Prävention Bd. 2 und 
Arbeitspapiere wissenschaftliche Begleitforschung 
Bd. 11). Wir haben zehn Typen von Kommunen in 
Nordrhein-Westfalen ermittelt, die sich hinsicht-
lich ihrer Probleme, aber auch in ihren Potenzialen 
unterscheiden. Die Typisierung hilft Kommunen, 
sich einzuordnen und sinnvoll vergleichbare 
Kommunen zu finden, die voneinander lernen 
können, weil sie unter ähnlichen Rahmenbedin-
gungen agieren und vor ähnlichen Herausforde-
rungen stehen. Anders als ein blindes Ranking 
liefert diese Typenbildung auch eine Grundlage 
für faire Vergleiche (Münster und Gelsenkirchen 
gehören zu unterschiedlichen Typen und sind 
deshalb nicht direkt vergleichbar).

Dazu wurden zunächst vier zentrale Entwicklungstrends 
identifiziert, die die Sozial-, Bildungs- und Familien-
politik der Kommunen in Nordrhein-Westfalen im 
letzten Jahrzehnt geprägt haben. Die Städte und 
Gemeinden in Nordrhein-Westfalen unterscheiden 
sich hinsichtlich:

1.	 der demographischen Schrumpfung  
und Alterung, 

2.	 der Entwicklung der Frauenerwerbstätigkeit  
und des Anteils der Hochqualifizierten  
(mit Hochschulabschluss), 

3.	 der Urbanität (gemessen durch die Einwohner
dichte) und der Verbreitung von sozialen 
Problemlagen und 

4.	des Beschäftigungsgrads. 

Entlang diesen Trends lassen sich 393 Kommunen 
Nordrhein-Westfalens mit mehr als 5.000 Einwoh-
nern zu zehn verschiedenen Gruppen/Typen 
(Clustern) zusammenfassen, in denen wir jeweils 
ähnliche Ausgangsbedingungen finden, die für das 
Aufwachsen der dort lebenden Kinder prägend 
sind und die unterschiedliche Herausforderungen 
darstellen bzw. verschiedene Leitthemen für die 
örtliche Präventionspolitik setzen. Die Cluster sind 
in Abbildung 4 dargestellt, die ausgewählten Modell-
kommunen sind eingezeichnet.
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Abbildung 4:  Kommunen in NRW nach Clusterzugehörigkeit (KeKiz-Modellkommunen hervorgehoben)

Datenbasis: Bertelsmann Stiftung, Wegweiser Kommune, Datenstand Februar 2014; Berechnung Faktor Familie GmbH.

© Bertelsmann Stiftung und Faktor Familie, mit finanzieller Unterstützung des Landes NRW und des Europäischen 
Sozialfonds.

Kommunen in NRW nach Clusterzugehörigkeit 2011 (Modellkommunen hervorgehoben)
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Datenbasis: Bertelsmann Stiftung, Wegweiser Kommune, Datenstand Februar 2014; Berechnung Faktor Familie GmbH.

© Bertelsmann Stiftung und Faktor Familie, mit finanzieller Unterstützung des Landes NRW und des Europäischen Sozialfonds.  

Folgende Cluster sind in der Auswahl der 
Modellkommunen vertreten.  
 
Die folgenden Kurzbeschreibungen sind 
aus den Materialien zur Prävention Bd.  2 
entnommen, dort sind ausführliche 
Beschreibungen der Cluster zu finden: 

Cluster 1
Familien quartiersbezogen fördern:  
„Ungleiches ungleich behandeln!“

Düsseldorf, Münster, Kreis Düren ( Jülich)

Wachsende Städte mit heterogenen Quartieren.  
Im Fokus: Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf, 
Förderung sozial benachteiligter Gruppen, Abfedern der 
Folgen sozialer Segregation, Integration. 
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Cluster 2
Vielfalt fördern, Chancen ausgleichen:  
Teilhabe aller Familien stärken 

Dortmund, Duisburg, Gelsenkirchen, Gladbeck, 
Hamm, Moers, Mönchengladbach, Oberhausen, 
Wuppertal, Kreis Unna (Bergkamen, Kamen, Lünen, 
Unna), Kreis Düren (Düren)

Schrumpfende Städte mit vielen Familien mit multiplen 
Belastungslagen. Im Fokus: Bewältigung von Kinder-
armut, Integration von Zuwanderern, Unterstützung 
von Familien mit Migrationshintergrund. 

Cluster 3
Hand in Hand:  
Perspektiven für Familien eröffnen 

Arnsberg

Alternde Gemeinden, durch traditionelle Einverdiener- bzw. 
Ernährerfamilien geprägt, ausgeprägte Schrumpfungs- 
und Alterungsprozesse, überdurchschnittliche Bildungs
abwanderung, geringe, aber stetige Familienabwanderung. 
Im Fokus: Unterstützung und Bindung von Familien, 
Entwicklung ganzheitlicher Handlungsstrategien mit der 
lokalen Wirtschaft, Einbindung von Unternehmen, um 
Familien zu halten und Abwanderung zu stoppen. 

Cluster 4
Heterogenität handhaben:  
Familienpolitik zielgruppenorientiert gestalten

Bielefeld

Gemeinden mit heterogenem Bevölkerungs- und 
Familienmix. Im Fokus: Entwicklung unterschiedlicher 
Angebote für unterschiedliche Familienformen, wie 
Ausbau der Kinderbetreuungsangebote, weiterer Ange-
bote zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf sowie von Unterstützungsangeboten für von Armut 
bedrohte Familien, integrationspolitische Aufgaben.

Cluster 5 
Familienfreundlichkeit erhalten:  
Vielfältige Familienformen in den Blick nehmen

Dormagen, Kreis Unna (Selm),  
Kreis Warendorf (Warendorf )

Starke Familienprägung, überdurchschnittlich viele 
Kinder, zunehmende Frauenerwerbsquote und 
Hochqualifizierte, geringer Anteil von Schulabgän-
gern ohne Abschluss. Im Fokus: Wohnungs- und 

Infrastrukturangebote für zuziehende Familien, wie 
etwa familienbezogene Dienstleistungen oder Familien
bildungsangebote, auch verbesserte Rahmenbedin-
gungen für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, etwa 
durch Unterstützung der Zeitflexibilität und Ausbau der 
Kinderbetreuung.

Cluster 6
Generationen verbinden:  
Das Miteinander fördern

Witten, Kreis Unna (Werne)

Hohe Bedeutung als Wohn- und Arbeitsort, geringe 
Familienprägung, deutliche Alterung.  
Im Fokus: Miteinander der Generationen.

Cluster 7
Attraktivität erhalten:  
Lebenswerter Lebensort für Familien bleiben

Kreis Warendorf (Drensteinfurt), Kreis Düren 
(Hürtgenwald, Kreuzau, Langerwehe, Linnich, 
Merzenich, Nideggen, Nörvenich, Titz, Vettweiß)

Kleine Gemeinden, Familienzuwanderung bei gleich
zeitiger Bildungsabwanderung, wenige soziale Problem-
lagen. Im Fokus: Vereinbarkeit von Familie und Beruf, 
Jugendliche am Ort halten.

Cluster 9
Familien im Mittelpunkt:  
Gemeindeentwicklung mit und für Familien

Kreis Warendorf (Sassenberg, Sendenhorst, Beelen, 
Ostbevern), Kreis Düren (Aldenhoven, Niederzier)

Kleine Gemeinden mit sehr starker Familienprägung, 
vorrangig traditionelle Ernährerfamilien. Im Fokus: Berück-
sichtigung der Familien als prägende Bevölkerungsgruppe  
in allen Belangen der Gemeindeentwicklung und -planung.

Cluster 10
Mobilität ermöglichen:  
Zeitressourcen für Familien gewinnen

Kreis Warendorf (Ennigerloh, Telgte, Everswinkel, 
Wadersloh), Kreis Düren (Inden)

Kleine schrumpfende Gemeinden mit geringem Niveau 
sozialer Problemlagen, viele Berufspendler. Im Fokus: 
Familienzeitpolitik, Vereinbarkeit von Familie und Beruf, 
Gestaltung von Lebensräumen für Familien.
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Die Modellkommunen decken fast alle Cluster 
der Typisierung ab, wenn man bei den Kreisen die 
kreisangehörigen Städte und Gemeinden einbe-
zieht. Nur Cluster 8 kommt nicht vor, der allerdings 
nur fünf Gemeinden im Grenzgebiet zu den Nieder-
landen enthält. Daher kann davon ausgegangen 
werden, dass die Auswahl der Modellkommunen 
repräsentativ für die Gemeindestruktur in Nord-
rhein-Westfalen ist. 

Diese Typisierung hat eine hohe Erklärungskraft 
für die Zukunfts- und Teilhabechancen der dort 
lebenden Kinder und Jugendlichen. Kinderarmut 
und Jugendarbeitslosigkeit hängen maßgeblich 
mit den sozialen und demographischen Rahmen-
bedingungen der Kommunen zusammen, die 
die Kommunen nur schwer oder gar nicht beein-
flussen können. Den negativen Folgen von Armut 
und von Arbeitslosigkeit auf die Bildungschancen 
der Kinder kann auf kommunaler Ebene mithilfe 
einer kommunalen Präventionspolitik wirksam 
entgegengewirkt werden.
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B.	Die Methodik der  
	wi ssenschaftlichen  
	 Begleitforschung

Die fachliche Begleitforschung wurde sowohl vom 
Zentrum für interdisziplinäre Regionalforschung 
der Ruhr-Universität Bochum (ZEFIR) als auch von 
den folgenden Instituten in Zusammenarbeit mit 
der Bertelsmann Stiftung vorgenommen: Faktor 
Familie GmbH, Deutsches Institut für Jugendhilfe 
und Familienrecht e. V. (DIJuF), Gesellschaft für 
Beratung sozialer Innovation und Informations
technologie mbH & Co. KG (GEBIT Münster). 

Die fiskalische Begleitforschung wurde im 
Schwerpunkt von der Forschungsgesellschaft für 
Raumfinanzpolitik mbH (FORA) durchgeführt, 
unterstützt durch eine Analyse von con_sens 
Consulting für Steuerung und soziale Entwicklung 
GmbH. Sie ist der Frage nachgegangen, welche sozi-
alen Kosten durch die Fehlentwicklung bei Kindern 
und Jugendlichen entstehen, welche Aufwände 
durch den Auf- bzw. Ausbau von kommunalen 
Präventionsketten anfallen, an welcher Stelle 
finanzielle Entlastungen für die öffentlichen Haus-
halte dadurch zu erwarten sind und wo sich diese 
abbilden. Die Ergebnisse der finanzwirtschaftlichen 
Evaluation sind in Abschnitt  C.5 zusammengefasst 
und in den Materialien zur Prävention Bd. 1, 9, 11 
und 12 veröffentlicht. 

Die einzelnen Module der fachlichen Begleit-
forschung sind im Folgenden beschrieben 
(vgl. Abbildung 5): Eine Verwaltungsstudie 
hat die Präventionskonzepte und die Imple-
mentierung der Bausteine der Präventions-
kette in den 18 Kommunen (und mit einer 
vertieften Auswertung in den Vertiefungskom-
munen) analysiert. Sie hat die Zuständigkeiten 
und Kompetenzen der einzelnen Akteure aus 
den Politikfeldern Familie, Bildung, Kinder und 
Jugend nach wiederkehrenden Angebotstypen 
und Kooperationsformen untersucht und 
Erfolgsbausteine für eine erfolgreiche 
Präventionspolitik herausgearbeitet.  
 
Die Ergebnisse werden ausführlich in den 
Arbeitspapieren der wissenschaftlichen Begleit-
forschung Bd. 4 und 10 dokumentiert. Ergän-
zend dazu wurde eine Dezernentenbefragung 
in allen NRW-Kommunen zum Stellenwert von 
Prävention durchgeführt (Materialen zur Präven-
tion Bd. 10). In einem Rechtsgutachten wurde 
ermittelt, wie eine gemeinsame Finanzierung 
sowie eine zentrale Planung und Koordination der 
Präventionskette gelingen kann (Materialien zur 
Prävention Bd. 8). 

Abbildung 5:  Struktur der Begleitforschung
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Quelle: Eigene Darstellung.  

© Bertelsmann Stiftung, mit finanzieller Unterstützung des Landes NRW und des Europäischen Sozialfonds. 
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Damit die unterschiedlichen lokalen Angebote 
auf die Entwicklung der Kinder und Jugendlichen 
Einfluss nehmen können, müssen sie von den 
Familien in Anspruch genommen werden. Eine 
schriftliche Familienbefragung in sieben Vertiefungs-
kommunen wurde im Herbst 2014 durchgeführt. 
Ziel der Befragung war, sowohl Informationen 
über die Wahrnehmung, Nutzung und Bewertung 
der Angebotsstrukturen vor Ort als auch über die 
Lebenssituation und Lebensereignisse der Familien 
und den Einfluss dieser Indikatoren auf die Inan-
spruchnahme präventiver Maßnahmen zu erlangen 
(zum Konzept vgl. Materialien zur Prävention Bd. 4). 
Im Fokus stand die Inanspruchnahme von lokalen 
Präventionsangeboten durch Familien mit Kindern 
verschiedener Alterskohorten. Für jede Kohorte 
wurden vertiefend die besondere Rolle der elter-
lichen Kompetenzen (Materialien zur Prävention 
Bd. 5), der Angebote und Institutionen (Materialien 
zur Prävention Bd. 6) sowie der sozialräumlichen 
Kontexte der Familien (Materialien zur Prävention 
Bd. 7) untersucht.

In drei Vertiefungskommunen (Dormagen, 
Gelsenkirchen, Kreis Warendorf), in denen die 
Familienbefragung durchgeführt wurde, wurden 
in 45 intensiven Elterninterviews außerdem die 
subjektiven Sichtweisen der Eltern, die Bedingungen 
und die Formen der Nutzung externer Hilfen im 
Alltag, ihre Probleme und die Bewertung der lokalen 
Angebote genauer erfragt. Die Ergebnisse sind 
veröffentlicht in den Arbeitspapieren der wissen-
schaftlichen Begleitforschung Bd. 7, 8 und 9. 

Ein praktisches Ziel der fachlichen Begleitforschung 
war es, Instrumente zu entwickeln und den 
Kommunen an die Hand zu geben, mit denen sie 
Räume und Einrichtungen (Settings) identifizieren 
können, in denen sie mit Priorität tätig werden 
müssen, mit denen sie Wirkungszusammen
hänge selbst untersuchen und mit denen sie ihr 
eigenes Handeln evaluieren können. Das ist in 
der Mikrodatenanalyse geschehen. Das Mikro-
datenmodul liefert auch die Grundlage für eine 
Verbesserung von Indikatoren der amtlichen 
Statistik (Monitoring), die bislang zwar gute 
Daten auf Gemeindeebene vorhält, die aber für 
kleinräumige und einrichtungsscharfe Analysen 
denkbar schlecht geeignet ist. Die Ergebnisse 
finden sich in den Arbeitspapieren wissenschaft-
liche Begleitforschung Bd. 3, 5, 6, 12 und 13.

Das Ziel der fachlichen Begleitforschung war es, 
aufzuklären, wie kommunale Prävention wo und 
unter welchen Bedingungen wirkt. Wirkungen 
präventiver Angebote in den Kommunen entfalten 
sich im Zusammenspiel mit Merkmalen der 
Familiensituation und der Umwelt der Familien, in 
denen die Kinder aufwachsen. Von ihnen hängen 
Inanspruchnahme und Wirkungen der lokalen 
Angebote ab.

Die fachliche Begleitforschung hat zwei 
Akteursgruppen ins Zentrum gestellt: Im Rahmen 
der Verwaltungsstudie wurden die unmittelbar 
am KeKiz-Projekt und an der Präventionskette 
beteiligten verwaltungsinternen und -externen 
Akteure einbezogen (siehe Abbildung 6, erste 
Ebene). Im Rahmen der Familienbefragung und 
der Elterninterviews wurden mit verschiedenen 
methodischen Zugängen Eltern befragt (vierte 
Ebene). Die Inanspruchnahme von präventiven 
Angeboten und Maßnahmen durch Familien an den 
Übergängen der Bildungsbiographie von Kindern ist 
ein Schlüssel zu einer gelingenden Prävention. 

Darüber hinaus und in der Umsetzung sehr wichtig 
sind die institutionelle Ebene (zweite Ebene) und 
die intermediär-personelle Ebene der Fachkräfte, 
die direkt mit den Familien zu tun haben (dritte 
Ebene). Allerdings wurden in der fachlichen 
Begleitforschung konkrete Maßnahmen und 
Institutionen (z. B. verschiedene Sprachförder
programme in Kitas) nicht evaluiert, genauso wie 
keine vertiefenden Untersuchungen der Bildungs-
prozesse in Bildungsinstitutionen (z. B. Kitas oder 
Grundschulen) entlang der Kette durchgeführt 
werden konnten. Daher konnte vor allem die 
Perspektive der Fachkräfte (dritte Ebene) bislang 
noch nicht unmittelbar berücksichtigt werden.
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Abbildung 6:  Schematische Darstellung des Akteursfeldes entlang der Präventionskette
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Quelle: Eigene Darstellung. 

© Bertelsmann Stiftung und ZEFIR, mit finanzieller Unterstützung des Landes NRW und des Europäischen Sozialfonds. 
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C	 Die wichtigsten 
	 Forschungsergebnisse

Im Folgenden werden die wichtigsten Befunde 
vorgestellt. Die Begleitforschung richtet den 
Fokus auf Kommunen und Familien als die wich-
tigsten Akteure im Präventionsgeschehen, auf 
Sozialräume und Bildungseinrichtungen als 

Settings, in denen Kinder gefördert werden, und 
auf die innovativen methodischen Lösungen, mit 
denen Kommunen künftig mehr Transparenz 
herstellen und die Wirkungen ihres Handelns 
überprüfen können.  

1.	 	 Prävention ist kommunale Praxis

a.	 Ausgangslage in den Modellkommunen

Armutslagen in der Bevölkerung gehören zu den 
schwer beeinflussbaren und vor Ort kaum zu 
verändernden Risikofaktoren der Entwicklung 
von Kindern. Der Einfluss von Armut auf die 
Entwicklungschancen von Kindern ist erheb-
lich (Arbeitspapiere wissenschaftliche Begleit
forschung Bd. 3). Armut tritt in den Kommunen 
im Land in unterschiedlicher Konzentration auf. 
Die Gemeindetypisierung (vgl. Abschnitt A.3) hat 
gezeigt, dass die Cluster 1, 2, 3 und 4 im Vergleich 
zum NRW-Durchschnitt stärker von Kinderarmut 
betroffen sind (Abbildung 7). 3 Armut prägt vor 
allem die Ballungsräume.

Die soziale Lage der Familien und der Kommunen 
erklärt viel, aber nicht alles: Kita-Beteiligung der 
Dreijährigen und Jugendarbeitslosigkeit im Vergleich.

Arme Familien schicken ihre kleinen Kinder später 
in die Kita als wohlhabende. Arme Kommunen 
könnten erwartungsgemäß größere Probleme 
haben, ein bedarfsgerechtes Angebot für unter 
Dreijährige zu erbringen. 

3	 Die Darstellung erfolgt dabei mittels sogenannter Boxplots. Sie 
informieren über wesentliche Eigenschaften der Cluster beim jeweiligen 
Indikator. Dabei stellt die farbige Box die Spannweite vom ersten 
bis zum dritten Quartil dar. Das heißt, in der Box liegen die mittleren 
50 Prozent der Kommunen im Cluster. Die horizontale Markierung 
innerhalb der Box ist der Median der Verteilung, also der Wert, der 
genau in der Mitte der aufsteigend sortierten Wertereihe steht. Die 
sogenannten Whiskers, die oberen und unteren Querstriche, markieren 
den maximalen beziehungsweise minimalen Wert des Indikators, 
wobei Ausreißer nicht berücksichtigt werden. Ausreißer sind Werte, 
die anderthalb bis drei Boxenlängen nach oben oder unten abweichen.
Sie werden durch einen Kreis gekennzeichnet. Extreme Ausreißer, die 
mehr als drei Boxenlängen abweichen, erhalten einen Stern. Die Länge 
der Boxen und die Anzahl der Ausreißer liefern also Hinweise auf die 
Homogenität innerhalb der Cluster bezüglich des jeweiligen Merkmals 
(Erläuterung übernommen aus Materialien zur Prävention Bd. 2: 74).

Die Familienpolitik in Bund, Ländern und Kommunen 
hat in den letzten Jahren erhebliche Anstren-
gungen unternommen, um die Betreuung für unter 
dreijährige Kinder auszubauen. Dahinter steht die 
Absicht, die Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und 
Familie zu verbessern, aber auch das Bemühen 
um möglichst frühe Förderung sozial benachtei-
ligter Kinder. Seit Langem ist bekannt, dass ein 
möglichst früher Kindergartenbesuch förderlich für 
die Entwicklung von Kindern bis zum Schulalter ist. 
Monitoringergebnisse aus der fachlichen Begleit-
forschung des Projektes „Kein Kind zurücklassen! 
Kommunen in NRW beugen vor“ (KeKiz) unterstrei-
chen dies erneut und heben damit gleichzeitig die 
unterschiedlichen Lebens- und Teilhabechancen 
von Familien und Kindern hervor. In der Kindertages
betreuung für Kinder im Alter von drei bis sechs 
Jahren sollte es aufgrund des geltenden Rechts
anspruchs eine weitgehende Vollversorgung geben.  
Die Analyse wendet sich daher den Kindern zu, die 
im Alter von drei Jahren noch keine Kita besucht 
haben. Abbildung 8 zeigt, dass sich die Anteile 
dieser Kinder in den Kommunen im Vergleich der 
Cluster und innerhalb der einzelnen Cluster erheb-
lich unterscheiden. In einer mittelgroßen Stadt im 
Cluster 5 (Ausreißer!) gehen 47 Prozent der Kinder 
im Alter von drei Jahren noch nicht in eine Kita. 
Die Streuung innerhalb der Cluster ist in den Clus-
tern 7, 9 und 10 besonders hoch. Für diese Unter-
schiede kann eine präventive Politik der Kommune 
mit konsequenter Förderung eines möglichst 
frühen Eintritts in die Kita verantwortlich sein. Es 
kann aber auch an Unterschieden in der Nach-
frage der Eltern liegen. Festzuhalten bleibt aber, 
dass Kommunen einen wichtigen Beitrag für die 
Bereitstellung von U3-Plätzen leisten und auch für 
die Akzeptanz der Kindertagesbetreuung bei den 
Eltern werben können. 
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Abbildung 7:  Spannweite der Kinderarmut (Kinder im Sozialgeldbezug) im Vergleich der zehn Cluster
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Ein Vergleich der Anteile der jugendlichen 
Arbeitslosen an den 18- bis unter 25-Jährigen 
über alle Cluster bestätigt die starke Streuung 
sozialer Problemlagen über die Kommunen in 
Nordrhein-Westfalen (Abbildung 9). Er verdeut-
licht erneut den besonders hohen sozialen 
Problemdruck in Cluster 2, in dem sich beson-
ders viele Modellkommunen befinden. Aber 
auch andere Cluster, wie Nummer 1 und 4, 
weisen überdurchschnittliche Werte für diesen 
Indikator auf. Der niedrigste Wert im Vergleich 
der Cluster findet sich in Cluster 9. Der Über-
gang jugendlicher Schulabgänger in den Beruf 
wird also in erster Linie durch die soziale Lage 
in den Kommunen beeinflusst. Die Kommunen 
können in diesem Alter nur noch mit erhebli-
chem Aufwand etwas bewirken (vgl. Arbeitspa-
piere wissenschaftliche Begleitforschung Bd. 2). 

Das bedeutet jedoch nicht, dass es am Übergang 
von der Schule in den Beruf nichts mehr zu tun 
gäbe. Einzelne Kommunen haben gezeigt, dass 
auch hier mit entsprechendem Aufwand Verbes-
serungen möglich sind. Die Ergebnisse unter-
streichen, dass es wichtig ist, früh das Richtige 
zu tun und früh die Weichen einer erfolgreichen 
Bildungsbiographie zu stellen. Entscheidend für 
das Engagement einer Kommune ist der Wille 
zentraler Akteure, etwas zu verändern.
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Abbildung 8:  Anteil dreijähriger Kinder ohne Kita-Platz im Vergleich der zehn Cluster
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Abbildung 9:  Anteil der arbeitslosen Jugendlichen (18- bis 25-Jährige) im Vergleich der zehn Cluster

Varianzanalyse: Eta-Quadrat = 0,49; hoch signifikant.
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b.	 Prävention ist in den Modellkommunen angekommen

Unter den Kommunen, die sich bundesweit in 
Programmen wie Lernen vor Ort oder Familien­
gerechte Kommune (Strohmeier 2015: 6–7) 
engagiert haben, sind die (fiskalisch) ärmsten 
deutlich überrepräsentiert, während die zehn 
reichsten Kommunen in Deutschland bislang 
keine besonderen bildungs-, integrations- oder 
familienpolitischen Initiativen gezeigt haben. Auch 
die Erhebung kommunaler Ausgaben für Präven-
tion im Rahmen des KeKiz-Projektes zeigt, dass 
besonders Kommunen in Nordrhein-Westfalen 
mit schwierigen Ausgangsbedingungen die 

Notwendigkeit für Prävention sehen und dafür 
auch finanzielle Ressourcen mobilisieren (vgl. 
Abschnitt C.5 in diesem Bericht und Materialien 
zur Prävention Bd. 9). Insgesamt hat das Thema 
kommunale Präventionspolitik in den letzten 
Jahren einen festen Platz im Bewusstsein 
der Bürgermeister und der verantwortlichen 
Dezernenten in Nordrhein-Westfalen erlangt und 
wird als zunehmend bedeutsam erachtet (vgl. 
Abbildung 10). Nicht vorrangig Geld macht den 
Unterschied, sondern Engagement und Qualität 
der kommunalen Spitzen.

Abbildung 10:  Stellenwert von Prävention (Dezernentenbefragung)
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Prävention ist ein zentrales Thema der 
Kommunalpolitik und -verwaltung in den 
Kommunen in NRW. 

Unsere 18 Modellkommunen repräsentieren 
Nordrhein-Westfalen. Prävention ist in unserem 
Bundesland keine Symbolpolitik. Der Grundge-
danke von Prävention ist in den Modellkommunen 
angekommen. Präventionserfahrung ist vorhanden 
und es wurden überall Maßnahmen zur Verbesse-
rung von Prävention ergriffen. Es gibt aber immer 
noch größere Unterschiede hinsichtlich des Stands 
der Umsetzung und der nachhaltigen Institutio-
nalisierung (vgl. Arbeitspapiere wissenschaftliche 
Begleitforschung Bd. 10). 

Das Akteursfeld der Präventionspolitik in den 
Kommunen ist unterschiedlich zusammenge-
setzt. Die Kommunen unterscheiden sich auch in 
den Handlungsschwerpunkten der kommunalen 
KeKiz-Konzepte (was angesichts der unterschiedli-
chen Ausgangslagen zu erwarten war). Die lokalen 
Akteure im Feld der präventiven Politik kommen 
aus verschiedenen Professionen, sie haben unter-
schiedliche Positionen in der Hierarchie inne und 
kommen aus verschiedenen Tätigkeitsfeldern. Sie 
handeln vor dem Hintergrund unterschiedlicher 
Handlungslogiken und sind in unterschiedliche 
räumliche und soziale Handlungskontexte einge-
bunden (vgl. Arbeitspapiere wissenschaftliche 
Begleitforschung Bd. 4). 

Es liegt in der historischen Herausbildung der 
lokalen Sozialpolitik begründet, dass viele Aufgaben 
in der Prävention nicht nur von der kommunalen 
Kernverwaltung, sondern insbesondere von verwal-
tungsexternen Akteuren, z. B. den freien Trägern, 
wahrgenommen werden. Präventive Politik ist auf 
der lokalen Ebene ein hoch kooperatives Segment. 
Die Kommunen sind bei der Aufgabenerfüllung auf 
die Ressourcen der verwaltungsexternen Träger 
angewiesen. Es braucht deshalb in der Kommune 
eine Person, idealiter den Bürgermeister, der diese 
unterschiedlichen Akteure motiviert, auf gemein-
same Ziele verpflichtet und ihre Handlungen 
koordiniert (vgl. Arbeitspapiere wissenschaftliche 
Begleitforschung Bd. 4). 

Hier sind wir in der Begleitforschung auf eine 
Diskrepanz in der Wahrnehmung der befragten 
professionellen Akteure in der Verwaltung und der 
Familien in den Kommunen gestoßen. 

Kommunale Akteure brauchen Daten, um 
Prävention vor Ort nicht im Blindflug zu betreiben 
und um Wirkungen evaluieren zu können. Die 
fachliche Begleitforschung hat die Grundlagen für 
eine effiziente Dateninfrastruktur in den Kommunen 
entwickelt. 

Daten sind wichtiges Steuerungswissen,  
bewegen allein aber noch nichts.

Ein Monitoring auf Basis kommunaler Mikrodaten 
beschreibt die Rahmenbedingungen und die 
Ausgangslage und kann die Wirkungen kommunaler 
Prävention messen. 

Die Verwaltungsstudie zeigt, dass verantwortliche 
Personen in den Städten und Gemeinden 
entscheiden, ob und wie Präventionspolitik 
gemacht wird. Transparenz, so wie wir sie mit 
den in der Begleitforschung (Mikrodatenmodul) 
entwickelten Monitoringkonzepten herstellen 
können, nutzt nur denen, die sie nutzen wollen. 
Die Ziele der lokalen Politiker bestimmen, ob eine 
Kommune sich auf den Weg macht und wie sie 
diesen Weg geht. 

Es braucht eine zentrale Stelle, die die Abläufe 
in den kommunalen Netzwerken organisiert 
und koordiniert. In der Regel ist das in den 
Modellkommunen das Jugendamt. 

In den Modellkommunen ist die präventive 
Politik Bestandteil der Kinder- und Jugendhilfe 
und fällt damit in den Zuständigkeitsbereich des 
Jugendamts. Jugendämter haben aber nur die 
kreisfreien Städte, Kreise und die größeren kreis
angehörigen Gemeinden, während die Kinder- 
und Jugendhilfe in kleineren Gemeinden von 
den Kreisjugendämtern wahrgenommen wird. 
Entsprechend ist lokale Präventionspolitik in den 
kleineren kreisangehörigen Gemeinden in einem 
anderen Amt anzusiedeln oder beim Bürgermeister. 
Die untersuchten Kreise sind am weitesten auf 
dem Weg, Präventionspolitik als eigenständiges 
Politikfeld zu etablieren, u. a. weil dort die ressort
übergreifende Kooperation am reibungslosesten 
funktioniert (vgl. Arbeitspapiere wissenschaftliche 
Begleitforschung Bd. 10).
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Hohe Verbindlichkeit durch Ratsbeschluss und 
Unterstützung durch die Verwaltungsspitze sind 
zentrale Erfolgsfaktoren bei der Implementierung 
einer Präventionspolitik.

Bei Implementierung der präventiven Politik in den 
Kommunen wirken Beharrungskräfte sowohl bei der 
kommunalen Verwaltung als auch bei verwaltungsex-
ternen Akteuren, wie den Wohlfahrtsverbänden, den 
Schulen oder den Kindertagesstätten. Innovationen 
werden von den Beschäftigten eher skeptisch aufge-
nommen. Berufliche Tradition und Sozialisation der 
Beschäftigten spielen dabei eine wichtige Rolle. Auch 
die allgemeine Arbeitsbelastung fördert nicht die 
Akzeptanz einer stärkeren präventiven Ausrichtung 
der eigenen Arbeit. Gegen diese Beharrungskräfte 
wirkt am stärksten das Instrument der Hierarchie, 
bei verwaltungsexternen Akteuren das fortwäh-
rende Gespräch und der Austausch von Informati-
onen. Unterstützung der Verwaltungsspitze sowie 
die Schaffung einer hohen Verbindlichkeit, z. B. durch 
einen Ratsbeschluss, sind besonders wichtig dafür, 
dass sich der Präventionsgedanke bei den Mitar-
beitern durchsetzen kann. Schulungen und Fortbil-
dungen helfen bei einer stärkeren Verankerung des 
Präventionsgedankens (vgl. Arbeitspapiere wissen-
schaftliche Begleitforschung Bd. 4 und 10).

Die koordinierenden Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter sind die zentralen Figuren im 
Alltagsgeschäft des Modellprojektes. Eine 
dauerhafte Verankerung der KeKiz-Koordination 
in der Verwaltung von Beginn an fördert die 
nachhaltige Implementierung des Modellprojektes.

Die Koordination der Präventionspolitik in den 
Modellkommunen erfolgt zweigleisig: erstens 
durch Übertragung der Koordinierungsfunktion 
auf die Leitung eines Fachamts (üblicherweise des 
Jugendamts) sowie zweitens durch die Einrichtung 
einer abteilungsübergreifenden Lenkungs- und 
Steuerungsgruppe für die Umsetzung des 
KeKiz-Vorhabens (vgl. Arbeitspapiere wissen-
schaftliche Begleitforschung Bd. 4). In diese sind 
(üblicherweise) alle Leiter der präventionsrelevanten 
Verwaltungseinheiten einbezogen, die regelmäßig 
entscheidende Fragen zur Steuerung des Projektes 
besprechen. Für das Alltagsgeschäft wichtiger 
ist jedoch die Koordination, weil koordinierende 
Mitarbeiter als „Mädchen für alles“ zentrale Kontakt-
person für die verwaltungsinternen und -externen 
Akteure sind. 

Die Modellkommunen verabschieden sich von einer 
kurzfristig orientierten Projektlogik zugunsten einer 
dauerhaften Integration der KeKiz-Koordination in 
die vorhandenen Strukturen, machen sich damit 
unabhängig von Förderzeiträumen und steigern die 
Nachhaltigkeit der Implementierung einer präven-
tiven Politik (vgl. Arbeitspapiere wissenschaftliche 
Begleitforschung Bd. 4). 

Präventionserfahrung ist wichtig für eine 
erfolgreiche Präventionspolitik.

Es gibt größere Unterschiede zwischen präventi-
onserfahrenen und weniger erfahrenen Kommunen, 
was sowohl den Ausbaustand von Präventions-
maßnahmen als auch die Akzeptanz der Beschäf-
tigten für das Präventionsthema betrifft. Akteure 
und Verwaltungseinheiten, die über Präventions-
erfahrung verfügen, haben das Thema in ihrem 
Problembewusstsein stärker verankert. Mit der 
Präventionserfahrung verbessert sich auch die 
Diskussionskultur in der Präventionspolitik. Sie 
wird kooperativer und zielorientierter. Die Akteure 
in den Kommunen haben von Vorgängerprojekten 
profitiert. Die Verwaltung agiert in Netzwerkstruk-
turen und -prozessen flexibel und wirksam auf 
differenzierte Problemlagen. Es gibt Hinweise aus 
der Familienbefragung, dass in Kommunen mit 
Präventionserfahrung das Informationsniveau der 
Familien hinsichtlich präventiver Angebote höher ist 
(vgl. Materialien zur Prävention Bd. 6).

Erstaunlicherweise haben die finanziellen und 
sozialen Rahmenbedingungen einer Kommune 
nach diesen Ergebnissen keinen direkten Einfluss 
darauf, ob und wie stark die Präventionspolitik 
etabliert worden ist (vgl. Arbeitspapiere wissen-
schaftliche Begleitforschung Bd. 10). Die Präven-
tionskostenerhebung zeigt aber, dass gerade die 
finanzschwachen Kommunen mit hohen sozialen 
Belastungen Ressourcen für Prävention mobili-
sieren (Materialien zur Prävention Bd. 9). 

Ressortübergreifende Präventionspolitik ist eine 
Managementaufgabe der gesamten Verwaltung.

Insgesamt sind es neun Verwaltungseinheiten, die 
für die kommunale Präventionsarbeit entscheidend 
sind (vgl. Arbeitspapiere wissenschaftliche Begleit-
forschung Bd. 4). Zu diesen Verwaltungseinheiten 
gehören das Jugend-, Schul-, Sozial-, Gesundheits-, 
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Kultur-, Integrations- und Sportamt, das Quartiers-
management sowie das Jobcenter. Diese Verwal-
tungseinheiten decken die primären Zielgruppen 
präventiver Arbeit (Kinder, Jugendliche, Familien, 
insbesondere die Eltern) und deren sozialräum-
liches Lebensumfeld aus Sicht der Kommunen 
hinreichend ab. Manche dieser Ämter werden aber 
nicht unbedingt zu Partnern, mit denen tief grei-
fende Kooperationen entstehen. Dies trifft beson-
ders auf den Kulturbereich zu. Hier werden von den 
befragten kommunalen Akteuren in erster Linie 
Einzelkooperationen genannt (vgl. Arbeitspapiere 
wissenschaftliche Begleitforschung Bd. 4).

Bedeutung und Handhabung der Prävention sind 
in den Fachämtern unterschiedlich. Es gibt eine 
Rangordnung, welche Zentralität ein Amt innerhalb 
dieses Themas einnimmt, die sich durch unter-
schiedliche Rechtskreise, Verbindlichkeit, Haus-
haltsbudgets und Personalausstattung begründet, 
wodurch die Verhältnisse zwischen den Ämtern in 
der Präventionspolitik hochgradig asymmetrisch 
sind. Unter allen präventionsrelevanten Ämtern 
ist das Jugendamt das Zentralgestirn, das wesent-
liche finanzielle Ressourcen bündelt und häufiger 
die Steuerungskompetenzen besitzt (vgl. Arbeits
papiere wissenschaftliche Begleitforschung Bd. 4).

Das Jugendamt hat aber aus Sicht der Familien 
immer noch ein eher negatives Image. Positive 
Erfahrungen der Familien (mit einer Signalisierung 
von Zuständigkeit und Engagement durch das 
Amt) könnten dieses Image nachhaltig verbessern, 
was auch die Neigung zur Nutzung von Angeboten 
stärkt. 

Die Kooperation zwischen Jugendhilfe  
und Schule ist noch ausbaufähig.

Als das wahrscheinlich wichtigste Kooperationsfeld 
in der präventiven Politik wird in den Kommunen die 
Zusammenarbeit zwischen der Jugendhilfe und den 
Schulen gesehen. Hier stehen sich zwei Systeme 
mit einer sehr divergenten Logik gegenüber, die 
jedoch große Einflusspotenziale auf eine Verbesse-
rung der Präventionspolitik, gleichzeitig ungenutzte 
Entwicklungspotenziale enthalten (vgl. Arbeitspa-
piere wissenschaftliche Begleitforschung Bd. 4).

Von der Kita in die Grundschule: Organisations-
modelle, Eingriffstiefe und Akteure wechseln.

Der Übergang zwischen Kindertagestätte und 
Grundschule stellt einen Schwerpunkt in der Arbeit 
der Modellkommunen dar. Generell wird aber das 
Übergangsmanagement der Phasen Kita-Eintritt 
und Schuleintritt sehr unterschiedlich gestaltet. Die 
Organisationsmodelle unterscheiden sich beispiels-
weise in der Eingriffstiefe. Der Übergang von der 
Kita in die Schule beinhaltet deutlich umfangrei-
chere Maßnahmen, die fest im Kita-Alltag institu-
tionalisiert sind, während der Übergang in die Kita 
eher mit weichen Instrumenten begleitet wird. Über 
die Wirkungen dieser unterschiedlichen Modelle 
auf das Gelingen des Übergangs kann aufgrund 
der frühen Phase der Umsetzung aber noch keine 
Aussage gemacht werden.

Kommunen verbinden Ansätze kommunaler 
Bildungspolitik mit der Präventionspolitik.

Kommunen haben auch schon vor dem Start von 
KeKiz versucht, mithilfe eigener Bildungsbüros und 
-ämter die Schulen stärker in kommunale Bildungs-
projekte zu integrieren. Die Schulen wiederum 
öffnen sich über Programme, wie Schulsozialarbeit 
und Offenen Ganztag, zunehmend für externe 
Akteure oder haben bereits in der Vergangenheit 
als Stadtteilschulen in Fördergebieten der sozialen 
Stadterneuerung (vgl. Arbeitspapiere wissenschaft-
liche Begleitforschung Bd. 4) agiert. In der Alters-
gruppe der Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
spielt besonders die Arbeitsagentur bzw. das 
Jobcenter eine Rolle. Aktuell gibt es in den Kreisen 
und kreisfreien Städten noch andere Projekte des 
Landes, die diesen Übergang gestalten sollen (z. B. 
Kein Abschluss ohne Anschluss NRW). Diese Initia-
tiven müssen mit der kommunalen Präventions
politik besser und sinnvoll koordiniert werden. 
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Der Lückenschluss der Präventionsketten  
erfolgt von früh nach spät. 

Die Ergebnisse der Verwaltungsstudie zeigen, dass 
die Modellkommunen noch auf dem Weg sind, 
umfassende Präventionssysteme zu entwickeln 
(vgl. Arbeitspapiere wissenschaftliche Begleit-
forschung Bd. 10). Die Maßnahmen sind bisher 
noch nicht auf alle Altersgruppen gleichermaßen 
zugeschnitten. Die Kommunen bauen ihre Präven-
tionsarbeit sukzessiv von jung nach alt auf. Der 
Schwerpunkt liegt in allen Modellkommunen auf 
den unter Zehnjährigen, was jedoch nicht heißt, 
dass in den älteren Altersgruppen nichts passiert. 
Alle Kommunen suchen nach Möglichkeiten, 

möglichst früh aktiv zu werden. In allen Kommunen 
sind Babybegrüßungsdienste eingerichtet worden. 
Zum Teil gibt es Familienhebammen, die Fami-
lien in schwierigen Lebenslagen begleiten. Erst 
wenn die frühen Lebensjahre durch ein Bündel 
an präventiv wirkenden Maßnahmen abgedeckt 
worden sind, konzentrieren sich die Kommunen 
auch auf die älteren Altersgruppen. Die Konzentra-
tion auf die beiden frühen Übergänge ist sinnvoll. 
Die Ergebnisse der Familienbefragung und der 
Mikrodatenanalyse zeigen, dass hier am besten 
Wirkung erzielt werden kann, und dass Bedarf 
besteht (vgl. Arbeitspapiere wissenschaftliche 
Begleitforschung 2, 3 und 13 sowie Materialien zur 
Prävention Bd. 4 bis 7).

c.	 Prävention ist etablierte Praxis in den Kommunen

Der Ausbau von Netzwerken von Verwaltung  
und Trägern fördert Präventionspolitik.

Die Notwendigkeit zur verwaltungs- und träger
übergreifenden Kooperation mündet in jeder 
Kommune in die Bildung von Netzwerken. Weil 
die Organisation dieser Netzwerke keinen rechtli-
chen Standards folgt, sind sie nur eingeschränkt 
vergleichbar. Alle Kommunen haben zum Zweck 
der Stärkung der Prävention die Netzwerkarbeit 
intensiviert und besser koordiniert. Die Intensi-
vierung der Netzwerkarbeit ist eine der wichtigsten 
Maßnahmen, die die Modellkommunen ergriffen 
haben (vgl. Arbeitspapiere wissenschaftliche 
Begleitforschung Bd. 10).

Kooperationsgremien schaffen Wirkung, aber 
zu viele Gremien (über-)fordern die Akteure.

Kooperationsgremien ermöglichen Synergien und 
steigern intrakommunale Kontakte. Steuerung 
wird optimiert, Schnittstellenprobleme werden 
vermindert, Doppel- und Parallelarbeiten werden 
vermieden, Anzahl und Länge der Kommunikations
wege werden vermindert. Dies wird aus allen 
Modellkommunen berichtet. Es gibt keinen Mangel 
an Kooperationsgremien, eher ist mittlerweile die 
obere Schwelle der Akzeptanz bei den Akteuren 
erreicht (vgl. Arbeitspapiere wissenschaftliche 
Begleitforschung Bd. 10).

Netzwerke sind wichtig, Einrichtungen und  
ihr Personal vor Ort öffnen für Familien die  
Tür zur Inanspruchnahme.

Nur wenige Familien in den Modellkommunen 
haben etwas von Präventionsketten gehört, nur 
wenigen ist „Kein Kind zurücklassen! Kommunen 
in NRW beugen vor“ (KeKiz) ein Begriff. Aber 
das ist nicht entscheidend für den Erfolg des 
Modellprojektes. Der Netzwerkkoordinator ist nicht 
notwendigerweise selbst Kontaktperson der Fami-
lien, auch wenn er die zentrale Figur im Alltagsge-
schäft des Modellprojektes ist. Die personellen und 
institutionellen Schnittstellen im Modellprojekt sind 
die Personen und Einrichtungen, die im Familien-
alltag auftauchen und diesen mitprägen und damit 
die Tür zur Inanspruchnahme öffnen. 

Das Gesundheitssystem genießt hohe Akzeptanz 
bei Eltern, ist in der Präventionspolitik aber  
bislang eher randständig.

Das Gesundheitssystem ist für die Eltern weitaus 
selbstverständlicher zugänglich als etwa Jugend-
hilfeangebote oder sonstige Beratungs- und 
Unterstützungsangebote. Die Teilnahmequoten 
bei den U-Untersuchungen sind durchgehend 
relativ hoch, auch unabhängig von der Lebens-
lage der Familien. Hier liegen noch ungenutzte 
Möglichkeiten, den Zugang vor allem zu benach-
teiligten Eltern zu finden. Die Einbindung des 
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Gesundheitsbereichs in präventive Arbeit ist aus 
der Sicht der kommunalen Akteure noch verbesse-
rungsfähig (vgl. Materialien zur Prävention Bd. 10), 
die Kontakthäufigkeit mit dem Gesundheitssystem 
im Rahmen der Präventionspolitik ist geringer als 
mit anderen externen Akteuren (Arbeitspapiere 
wissenschaftliche Begleitforschung Bd. 10). 

Offene Anlaufstellen bieten Eltern Informationen 
und Gelegenheiten zur Vernetzung.

Offene Anlaufstellen wie Elterncafés oder Familien-
büros ermöglichen – neben Information und Weiter-
verweisung – aus Sicht der Eltern auch Kontakte 
zu anderen Eltern und gegenseitige Informationen, 
die besonders wertvoll sind, weil sie mit Einschät-
zungen und Erfahrungen verbunden werden und 
auch schneller zur Verfügung stehen. Dies ist vor 
allem bei akuten Problemen und Belastungen 
wichtig. Am günstigsten sind offene Anlaufstellen, 
die in die Alltagsroutinen der Eltern integriert 
sind, wie z. B. Familienzentren, Familienbüros oder 
Elterncafés (vgl. Arbeitspapiere wissenschaftliche 
Begleitforschung Bd. 8).

Qualifikation und Haltung des Personals sind  
für die Eltern entscheidend.

Unabhängig von der Trägerschaft spielen bei den 
Eltern die Qualifikation und Haltung des Personals 
eine entscheidende Rolle für die Beurteilung der 
genutzten Leistungen. Offenheit und eine akzep-
tierende und wertschätzende Haltung (auf Augen-
höhe) sind ebenso wichtig wie professionelle 
Qualifikation und Fachkompetenz (Arbeitspapiere 
wissenschaftliche Begleitforschung Bd. 8).

Prävention ist eine Daueraufgabe der  
Kommunen. Präventionsarbeit ist nie fertig. 

Es wachsen immer wieder neue Eltern bzw. Kinder 
nach, für die Probleme und Belastungen immer 
wieder neu entstehen. Langjährige Präventionser-
fahrungen und etablierte Praxis in den Kommunen 
sind Voraussetzungen für nachhaltige Prävention, 
aber der Weg zu den Eltern und Kindern muss 
immer wieder neu gefunden und gegangen werden. 
Kommunen und kommunale Netzwerke als 
lernende Organisationen können auf Dauer Distanz 
zu den Familien verringern und Zugangsbarrieren 
abbauen. Die Information der Familien über für 
sie hilfreiche Angebote und Dienste ist tatsäch-
lich umso höher, je länger die Kommunen bereits 
Präventionsarbeit betreiben (vgl. Materialien zur 
Prävention Bd. 6). 
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2.	 Familien sind wichtige Akteure  
		im   Präventionsgeschehen

Familie ist die dauerhafte Umwelt, in der 
Kinder sich entwickeln. Sie ist eine wichtige 
informelle Lernumgebung (siehe oben unter 
„Humanvermögen“) und sie steuert Umwelt
wirkungen auf die Entwicklung der Kinder.  

Präventionsangebote wirken nicht schon, weil es 
sie gibt, sondern erst dann, wenn Eltern sich für die 
Inanspruchnahme privater und öffentlicher präven-
tionswirksamer Angebote entscheiden und diese 
aufrechterhalten. 

a.	K inder armer Familien brauchen besondere Förderung

Armut der Familie birgt besondere Risiken  
für die Entwicklung der Kinder.

Arme Kinder wachsen häufiger mit nur einem 
Elternteil, zumeist ohne Vater auf. Besonders viele 
haben einen Migrationshintergrund und Eltern mit 
geringer schulischer und beruflicher Bildung. Arme 
Kinder sind in allen schulrelevanten Entwicklungs-
merkmalen auffälliger als nicht arme Kinder. Arme 
Kinder und ihre Eltern werden durch präventive 
Angebote schlechter erreicht als andere. 

Für über die Hälfte der armen Kinder ist Armut 
keine Episode in ihrem Leben, sondern ein anhal-
tender Normal- und Dauerzustand. Die Mikro-
datenanalyse der Schuleingangsuntersuchung 
und von SGB-II-Daten zeigt, dass Kinderarmut 
ein nachweisbares Risiko für die Entwicklung von 
Kindern ist (Arbeitspapiere wissenschaftliche 
Begleitforschung Bd. 3). Arme Kinder sind bei der 
Einschulung häufiger auffällig in ihrer Visuomo-
torik und der Körperkoordination, sie können sich 
schlechter konzentrieren, sprechen schlechter 
Deutsch und können schlechter zählen als Kinder, 
die keine Leistungen nach dem SGB II beziehen. 
Neben der individuellen Armutslage eines Kindes 
beeinträchtigt auch die Armutskonzentration im 
Quartier und vor allem in der Kita die Entwicklungs-
möglichkeiten von Kindern. 

Die räumliche Konzentration armer Kinder und 
von Einwandererkindern in bestimmten Stadtteilen 
wirkt zusätzlich zur Armut der Familien benach-
teiligend. Diese Benachteiligung wird noch gestei-
gert durch eine in Nordrhein-Westfalen erhebliche 
Segregation in den Kitas und in den Grundschulen 
seit Aufhebung der Schulbezirksgrenzen (vgl. 
Arbeitspapiere wissenschaftliche Begleitforschung 
Bd. 3, 5 und 6).

Familie ist nicht gleich Familie:  
Risikolagen und Belastungssituationen 
hängen zusammen.

Armut ist mehr als zu wenig Geld. Armut ist 
Mangel an ökonomischen, sozialen und kulturellen 
Ressourcen für ein gelingendes Leben, der sich in 
typischen Belastungssituationen auswirkt. Die fach-
liche Begleitforschung hat unterschiedliche Risiko-
lagen identifiziert, die in der Regel längerfristig auf 
die Lebenssituation der Familien und die Entwick-
lung der Kinder wirken (bspw. Einkommensarmut, 
Migrationshintergrund, Alleinerziehende usw.). Mit 
diesen Risikolagen sind besondere Konstellationen 
typischer Belastungssituationen verbunden, die 
zeitweise Einfluss auf die Lebenssituation und die 
Leistungsfähigkeit der Familien nehmen. Das sind 
z. B. Unsicherheiten in der Sprache, subjektives 
Empfinden von materieller Armut, multiple Sorgen, 
Unsicherheit in der Ausführung der Elternrolle, 
fehlende soziale Unterstützung oder dauerhafter 
Stress (vgl. Materialien zur Prävention Bd. 5). 
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Abbildung 11:  Belastungsprofile nach Risikolagen (Alterskohorte der Dreijährigen)
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Anmerkung: Die Abbildung zeigt, inwiefern die einzelnen Risikogruppen mehr oder weniger von 
einer Belastung betroffen sind als die Familien im Durchschnitt (rote Linie = alle Familien).
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Datenbasis: Familienbefragung „KeKiz 2014“, gewichtet, standardisiert, Faktor Familie GmbH.

© Bertelsmann Stiftung und Faktor Familie, mit finanzieller Unterstützung des Landes NRW und des Europäischen Sozialfonds. 
 

In unterschiedlichen Risikolagen gibt es typische 
Kombinationen von Belastungen. 

Abbildung 11 zeigt am Beispiel der Alterskohorte 
der Dreijährigen die Belastungsprofile nach Risiko-
lagen und macht deutlich, dass Familien in unter-
schiedlichen Risikolagen typische Belastungsprofile 
aufweisen. Daraus ergeben sich konkrete Ansatz-
punkte für Beratung und Unterstützung. 
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Abbildung 12:  Kumulierte Belastungen von Familien mit dreijährigen Kindern in Risikolagen  
(Alterskohorte der Dreijährigen)

Anzahl der Belastungen 

Ø 0 1 2 3 4 und mehr

Angaben in Prozent

Risikolagen

Alleinerziehend 1,8 19 24 28 19 11

Einkommensarme Familie 1,7 20 26 28 17 10

Familie mit Migrationshintergrund 1,5 23 34 23 15 5

Mehrkindfamilie 1,2 38 28 18 9 7

Niedrig qualifizierte Familie 1,7 20 25 28 16 10

Familien insgesamt 1 44 29 16 8 3

 

Datenbasis: Familienbefragung „KeKiz 2014“, gewichtet, Faktor Familie GmbH.	 

© Bertelsmann Stiftung und Faktor Familie GmbH, mit finanzieller Unterstützung des Landes NRW und des Europäischen Sozialfonds.

Besonders problematisch ist das Zusammentreffen 
von mehrfachen Risikolagen (z. B. Einkommens-
armut, Migration, Kinderreichtum) und multiplen 
Belastungen, die sich in Familien zu massiven 
multiplen Belastungen auswachsen können (vgl. 
Abbildung 12). Es ist sinnvoll, Familien mit mehr
fachen Risiken bevorzugt zu behandeln und die 

Kinder aus diesen Familien mit Priorität zu 
fördern („Ungleiches ungleich behandeln!“). 
Zielgruppen für Angebote müssen mehrdimen-
sional bestimmt und möglichst kleinräumig 
lokalisiert werden. Risikolagen und ihre typischen 
Belastungssituationen bieten konkrete Ansatz-
punkte für passgenaue Angebote.

b.	 Die Inanspruchnahme von Präventionsangeboten durch die Familien 

Transmitter zwischen öffentlichen Präventions
angeboten und der Familie ist die Elternkompetenz. 
Sie hängt von den ökonomischen, sozialen und 
kulturellen Ressourcen der Familie ab. Hinzu 
kommen Selektionseffekte, die in den Angeboten 
selbst begründet liegen. 

Arme Eltern (und Eltern in armutssegregierten 
Vierteln) werden tendenziell schlechter durch 
kommunale Prävention erreicht. Eine der größten 
Hürden ist fehlendes Wissen bzw. fehlende 
Information über präventive Angebote. Am besten 
werden die Eltern kleiner Kinder erreicht. Die Kita 
und Dienstleistungen im Gesundheitssystem 
spielen hier eine wichtige Rolle. Mit dem Schul
eintritt verändert sich die Situation. 

 

Die Inanspruchnahme von Präventionsangeboten 
setzt voraus, dass Eltern Lösungsbedarfe erkennen 
und wahrnehmen. Sie verlangt weiter, dass 
Angebote bekannt sind und dass Kontakt mit der 
Einrichtung aufgenommen und durchgehalten 
wird. Dabei wirken verschiedene Filter aufseiten 
der Angebote und in den Familien. Die Inanspruch
nahme von Präventionsangeboten ist ein prozess-
haftes Geschehen, in dem auf allen Stufen des 
Prozesses Selektionseffekte eintreten. Diese 
Selektionen gehen auch vom Angebot und den 
Einrichtungen aus:

Die Ergebnisse der Familienbefragung (N=4.409) 
haben gezeigt, dass Eltern für sich oder ihre Kinder 
eine Vielzahl von unterschiedlichen präventiven 
Angeboten in Anspruch nehmen. Auch wenn 
die Inanspruchnahme mit dem Alter der Kinder 
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abnimmt, lassen sich typische Muster sowohl 
aufseiten der Familien als auch auf der Seite der 
Angebote erkennen (vgl. Materialien zur Präven-
tion Bd. 5, 6 und 7). 

Welche Angebotstypen erreichen welche Typen von 
Familien besonders gut bzw. besonders schlecht? 

Allgemein besonders schlecht erreicht werden: 

•	Familien mit einer anderen Familiensprache 

•	niedrig qualifizierte Eltern 

•	Familien mit geringer Netzwerkunterstützung

Hier wirken soziale Risikolagen, wie Einkommens-
armut oder Migrationshintergrund, problem
verstärkend. Die Belastungsfaktoren, die eigentlich 
einen besonderen Bedarf an präventiven Ange-
boten anzeigen, verhindern bei diesen Familien 
häufig, dass Angebote in Anspruch genommen 
bzw. überhaupt wahrgenommen werden. 

Trotz ihrer Risiken und Belastungen werden 
allgemein vergleichsweise gut durch die  
Angebote erreicht: 

•	Familien mit wahrgenommener hoher 
Stressbelastung 

•	Familien mit Unsicherheiten in der Elternrolle 

•	Familien mit drei oder mehr Kindern

 
Wenn Eltern Risikolagen und Belastungen stärker 
reflektieren, wirkt sich dies begünstigend auf die 
Nutzung präventiver Angebote aus.

Neben den familiären Ressourcen und den 
Kompetenzen der Eltern bilden die Angebote selbst 
einen entscheidenden Faktor für die Inanspruch-
nahme; unterschiedliche Angebotsgruppen lassen 
typische soziale Selektionsmuster erkennen. 

Wenig selektive Angebote, die alle erreichen,  
sind insbesondere (sozial-)medizinische  
Angebote, weil sie:  

•	kostenfrei (für die Eltern) sind 

•	einfache Zugänge haben 

•	einen hohen Bekanntheitsgrad aufweisen 

•	in allen Bevölkerungsgruppen normativ  
hoch verankert sind 

•	quasi selbstverständlich sind, ihre  
Sinnhaftigkeit kaum hinterfragt wird 

 
Das vorrangige Präventionsziel dieser Angebote  
ist z. B. gesundes Aufwachsen. Beispiele sind:  
Vorsorgeuntersuchung oder Logopädie/
Sprachtherapie.

Die Angebote, die Familien in Risikolagen und 
akuten Belastungssituationen besser erreichen 
als die Familien insgesamt, sind insbesondere 
beratende und begleitende Angebote.  

Sie haben folgende Merkmale: 

•	die Zugänge sind nicht oder nur wenig 
ressourcenabhängig  

•	die Angebote sind mit Blick auf das Kind 
problemlösungs- bzw. ausgleichsorientiert 

•	sie sind niedrigschwellig 

•	sie sind in konkrete lebensweltliche  
Bezüge eingebunden  

•	sie arbeiten sozialraumorientiert, d. h. dort,  
wo die Familien leben

 
Vorrangige Präventionsziele dieser Angebote sind 
z. B. konkreter Nachteilsausgleich und die Gewährung 
von Teilhabe. Beispiele sind: Beratung in einer 
Schwangerschaftsberatungsstelle bzw. in einem 
Familienzentrum, Erziehungsberatung.

Schließlich gibt es sozial hoch selektive Angebote,  
die Familien in Risikolagen und Belastungs
situationen deutlich schlechter erreichen als 
Familien insgesamt. Das sind insbesondere Kurs- 
und Gruppenangebote, die eine regelmäßige, auf 
Dauer angelegte Teilnahme erfordern. 
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Sie haben folgende Merkmale:  

•	der Zugang ist stark ressourcenabhängig  

•	er ist insbesondere bildungsabhängig 

•	das Angebot ist mit Blick auf das Kind  
potenzialorientiert, d. h. es wird ohne  
akuten Anlass genutzt  

•	es ist meist kostenpflichtig

Vorrangiges Präventionsziel ist hier z. B. erfolgreiches 
Aufwachsen. Beispiele sind: Sportangebote fürs 
Kind, Eltern-Kind-Gruppen oder Kursangebote in 
Familienbildungsstätten.

Das Gesundheitssystem genießt hohe Akzeptanz 
bei den Eltern, in der Präventionspolitik der 
Kommunen ist es eher randständig.

Einrichtungen des Gesundheitswesens und 
die dort tätigen Personen genießen bei Fami-
lien traditionell großes Vertrauen. Die Zugangs
barrieren sind relativ niedrig. 

Eine stärkere Integration des Gesundheitsbereichs 
in die lokalen Präventionsketten bietet noch 
ungenutzte Möglichkeiten, den Zugang vor  
allem zu Kindern und Familien in Risikolagen  
zu verbessern.

Die Dienste von Einrichtungen und Personen 
im Gesundheitssystem, von Kinderärzten oder 
Familienhebammen werden von den Eltern (auch 
von den eher schwer zugänglichen) weitaus selbst-
verständlicher in Anspruch genommen als etwa 
Jugendhilfeangebote oder sonstige Beratungs- und 
Unterstützungsangebote. Die Teilnahmequoten 
bei den U-Untersuchungen sind durchgehend 
relativ hoch, meist vergleichsweise unabhängig 
von den Risikolagen der Familien. Allerdings gibt 
es erkennbare Probleme der Inanspruchnahme in 
armen Vierteln mit hohen Migrantenanteilen (vgl. 
Arbeitspapiere wissenschaftliche Begleitforschung 
Bd. 3). Die ausführlichen Elterninterviews (N=45) 
geben weitere Hinweise auf die Motive der Eltern für 
die Inanspruchnahme von Präventionsangeboten 
(vgl. Arbeitspapiere wissenschaftliche Begleit
forschung Bd. 7 bis 9).

Das Bildungssystem – Nach der Kita nimmt  
die enge Bindung der Eltern an die Bildungs
institution sukzessive ab.

Nach der Kita-Zeit, in der sich die meisten Eltern 
gut informiert fühlen und in der sie ein Vertrauens
verhältnis zu den Erzieherinnen aufbauen können, 
ist der Übergang in die Grundschule mit einem 
Bruch in der Informationsversorgung verbunden. 
Eltern fühlen sich nur bedingt ausreichend infor-
miert (vgl. Arbeitspapiere wissenschaftliche 
Begleitforschung Bd. 8). 

Übergang in die Schule – Der Wechsel der 
Institution ist einschneidend aus der Sicht der Eltern.

Die Einschulung in die Grundschule bringt 
in verschiedener Hinsicht einschneidende 
Veränderungen mit sich. Die Eltern verlassen, was 
den Bildungsverlauf anbelangt, den Bereich der 
Freiwilligkeit, ab jetzt gilt die Schulpflicht. Dennoch 
können Eltern wählen, welche Grundschule ihre 
Kinder besuchen sollen, sofern die Kommune 
keine Schuleinzugsgebiete festgelegt hat. Schul- 
und Betreuungszeiten verändern sich im Vergleich 
zur Kita. Dieser Übergang wurde im Rahmen der 
Begleitforschung aus verschiedenen Perspektiven 
behandelt (vgl. Arbeitspapiere zur wissenschaft-
lichen Begleitforschung Bd. 8, Materialien zur 
Prävention Bd. 7; außerdem Landeskoordinierungs-
stelle 2014 und 2015). 

Durch Ressourcenausstattung der Familien 
bedingte Ungleichheiten verschärfen sich beim 
Schuleintritt: Schulen erwarten (mehr als Kitas) 
aktive und informierte Eltern.

Aus Sicht der Eltern gibt es hinsichtlich der 
Informationsvermittlung einen deutlichen Bruch 
nach dem Wechsel auf die Grundschule. Das 
Schwarze Brett mit aktuellen Flyern, Prospekten 
und Broschüren, das die Eltern im Kindergarten 
mit Informationen versorgt, wird in Schulen 
eher selten angeboten. Schulen erwarten mehr 
als Kitas bereits die aktiven und informierten 
Eltern und sehen sich weniger in der Rolle der 
Vermittler von Informationen als Kitas. Hier 
ist noch Verbesserungsbedarf. Dieser betrifft 
auch eine entsprechende Qualifizierung des 
Lehrpersonals (vgl. Arbeitspapiere wissenschaft-
liche Begleitforschung Bd. 8).
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Abnehmende Beziehungsqualität: Der direkte 
Kontakt der Eltern zur Schule lässt im Vergleich  
zur Kita nach.

Die Informationsvermittlung erfolgt in der Schule 
eher durch den direkten Kontakt der Eltern zur 
Schulleitung oder zu den Lehrern, der aber in 
der zeitlichen Struktur des Schulalltags weniger 
von Bedeutung ist als in der Kita. So gibt es für 
Eltern weniger Gelegenheit für Gespräche mit den 
Lehrern „zwischen Tür und Angel“. Im Normalfall 
beschränkt sich die Möglichkeit des Austauschs 
mit den Lehrern auf regelmäßige, aber seltene 
Treffen in Form von Elternabenden oder Eltern-
sprechtagen. Letztere werden, wie die Familien­
befragung ergab, von fast allen Eltern regelmäßig 
genutzt (vgl. Materialien zur Prävention Bd. 7). Ob 
Eltern dort aber Ratschläge und Informationen von 
den Lehrern ihres Kindes erhalten, hängt in hohem 
Maße von der Beziehungsqualität und von der 
Kooperationsbereitschaft beider Parteien ab. Eine 
funktionierende Bildungs- und Erziehungspartner-
schaft ist in diesem Kontext essenziell für die gelin-
gende Informationsvermittlung zwischen Schule 
und Eltern und erhöht die Wahrscheinlichkeit der 
Inanspruchnahme weiterführender Angebote. 

Wichtig für die Inanspruchnahme ist die subjektive 
Problemwahrnehmung durch die Eltern. 

Risikolagen und Belastungssituationen haben 
eine objektive Komponente, man kann von diesen 
ausgehend Maßnahmen und Angebote empfehlen 
oder „verschreiben“. Entscheidend für die Inan-
spruchnahme durch Familien ist aber weniger die 
objektive Seite, sondern die subjektive Situations-
bewertung durch die Eltern: „Brauchen wir Hilfe?“, 
„Braucht unser Kind Förderung?“ Die Sicht der 
Eltern auf ihre eigene Situation entscheidet darüber, 
ob sie ein Angebot in Anspruch nehmen oder nicht. 
Die Bewertung des Nutzens entscheidet darüber, 
ob sie den Kontakt aufrechterhalten oder nicht. 

Unsere in die Tiefe gehenden qualitativen Eltern
interviews haben sowohl für die Inanspruchnahme 
von Angeboten des Gesundheitssektors als auch für 
pädagogische Beratungs- und Unterstützungsan-
gebote gezeigt, dass vor allem die subjektive Wahr-
nehmung einer Belastung für die Inanspruchnahme 
ausschlaggebend ist. Vier Typen von Eltern lassen 
sich unterscheiden. 

Die in Abbildung 13 dargestellten Typen ergeben 
sich aus der Kombination der objektiven Lebens-
situation der Familie mit der subjektiven Situa-
tionswahrnehmung der Eltern. Beides ist nicht 
unbedingt deckungsgleich. Die Problemlosen 
zeichnen sich dadurch aus, dass weder subjektiv 
noch objektiv eine Belastung vorliegt. Die Problem­
bewussten auf der anderen Seite schätzen ihre 
objektive Belastung subjektiv angemessen ein. 
Die beiden anderen Gruppen von Eltern sind aus 
verschiedenen Gründen problematisch: Die einen 
nehmen Angebote gar nicht in Anspruch, obwohl 
sie bzw. ihre Kinder ihrer bedürften (Problemtole­
rante), die anderen nutzen Angebote „ohne Not“ 
(Problemsensible).

Problemsensible Eltern reagieren oft zu schnell, 
problemtolerante Eltern oft zu langsam oder gar 
nicht auf objektive Belastungssituationen.

Der Typ der Problemtoleranten zeichnet sich 
durch die Fähigkeit aus, auch objektiv belas-
tende Situationen als „üblich“ und „normal“ in 
seine Situationswahrnehmung zu integrieren 
(vgl. Arbeitspapiere wissenschaftliche Begleit-
forschung Bd. 9). Beim Typ der Problemsensiblen 
verhält es sich umgekehrt: Auch eher kleine 
Irritationen des Alltags werden subjektiv zu einem 
manifesten Problem mit Lösungsbedarf ausge-
baut (vgl. Arbeitspapiere wissenschaftliche 
Begleitforschung Bd. 9). 

Es handelt sich hier um Ergebnisse der 
qualitativen Elterninterviews, sodass eine Quantifi-
zierung der Typen nicht möglich ist. Die besondere 
Bedeutung der subjektiven Reflexion der eigenen 
Probleme und Belastungen für die Inanspruch-
nahme von Präventionsangeboten wird auch in der 
repräsentativen Familienbefragung deutlich (vgl. 
z. B. Materialien zur Prävention Bd. 6). 
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Abbildung 13:  Problemwahrnehmungstypologie
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Datenbasis: Elterninterviews „Kein Kind zurücklassen!“, 2015; eigene Darstellung.

© Bertelsmann Stiftung und ZEFIR, mit finanzieller Unterstützung des Landes NRW und des Europäischen Sozialfonds.  
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c.	 Die Bedeutung informeller Zugänge für die Nutzung von 
Präventionsangeboten 

Prävention kann nicht verordnet werden. Die Eltern 
müssen wissen bzw. erfahren, welche Angebote 
es in bestimmten Risikolagen und Belastungs-
situationen gibt, und sie müssen den Weg zu 
den konkreten Einrichtungen vor Ort finden. Die 
Informationspraktiken der Eltern verändern sich 
mit dem Eintritt in die Schule. Der Schule kommt 
aus der Elternsicht mit zunehmendem Alter der 
Kinder die Bedeutung einer Vermittlungsinstanz 
zu, ohne dass sie diese Aufgabe jedoch konsequent 
annimmt. Die Informanten der Eltern von Elfjährigen 
zeigt Abbildung 14 am Beispiel dieser Alterskohorte 
(vgl. Materialien zur Prävention Bd. 7).

An erster Stelle stehen Verwandte und Freunde. 
Nach den informellen Quellen und dem Kinder-
arzt folgen an dritter Stelle Lehrer und dann 
wieder andere Eltern. Kontakte im Rahmen infor-
meller sozialer Netzwerke geben also einen 

wichtigen Anstoß zur Inanspruchnahme von 
Präventionsangeboten.

Die Erreichbarkeit präventiver Angebote ist für die 
Familien nicht nur eine Frage der Lage (im Raum), 
sondern hängt ab vom subjektiv wahrgenommenen 
Nutzen der Inanspruchnahme durch die 
Eltern, von der Vermittlung durch informelle 
Netzwerkstrukturen und von der subjektiv wahr-
genommenen Qualität der Interaktion mit dem 
Personal der Einrichtung (Soft Skills) sowie von der 
professionellen Kompetenz des Personals. 

Wichtig für die Inanspruchnahme ist (vor allem 
informelle) Kommunikation in der Familie, 
im Freundeskreis, mit anderen Eltern in den 
Einrichtungen bzw. in der Nachbarschaft über 
die Angebote. Das gilt vor allem für Familien in 
Risikolagen. 

Abbildung 14:  Nutzung von Informationen (Alterskohorte der Elfjährigen)
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Datenbasis: Familienbefragung „KeKiz 2014“, gewichtet, Faktor Familie GmbH. 

© Bertelsmann Stiftung und Faktor Familie, mit finanzieller Unterstützung des Landes NRW und des Europäischen Sozialfonds.  
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Soziale Netzwerke und Freundeskreise  
sind wichtige Vermittler.

Der Netzwerkkoordinator in der Kommune ist 
zwar die zentrale Figur im Alltagsgeschäft des 
Modellprojektes. Die Ansprechpartner der Familien 
im Modellprojekt sind aber die Einrichtungen bzw. 
die dort tätigen Personen, die im Familienalltag 
auftauchen und diesen mitprägen und damit die 
Tür zur Inanspruchnahme öffnen und für ihre 
Fortsetzung sorgen. 

Die wahrgenommene Qualifikation und 
die persönliche Haltung des Personals sind 
entscheidend für die Bewertung präventiver 
Angebote durch die Eltern.

Offenheit und eine wertschätzende, akzeptierende 
Haltung sind ebenso wichtig wie professionelle 
Qualifikation und Fachkompetenz. Für die Bewer-
tung der Qualität der Angebote sind ebenfalls in 
erster Linie persönliche Faktoren maßgebend. 
Unabhängig von der Institution, nach der wir gefragt 
haben, spielen für die Eltern bei der Beurteilung 
der genutzten Dienstleistungen die Qualifikation 
und Haltung des Personals eine entscheidende 
Rolle (vgl. Arbeitspapiere wissenschaftliche 
Begleitforschung Bd. 8). 

Ein Merkmal moderner Städte ist ihre wachsende 
Segregation. Sie ist gleichbedeutend mit einer 
räumlichen Trennung unterschiedlicher Lebens-
welten, die für Kinder signifikant unterschiedliche 
Erfahrungsräume bieten. Familien in benach-
teiligenden Risikolagen sind in den Städten in 
zunehmendem Maße die Nachbarn von ihresglei-
chen. Ihre Kinder besuchen Schulen und Kitas, 
in denen sie wiederum unter sich bleiben (vgl. 
Arbeitspapiere wissenschaftliche Begleitforschung 
Bd. 5, 6 und 12). Gleichzeitig zeigen unsere 
Auswertungen im Mikrodatenmodul, dass Kinder 
aus benachteiligten Milieus in hohem Maße von 
der Erfahrung sozialer Heterogenität (Mischung) 
profitieren. Wenn Kinder in eine gemischte Kita 
gehen, sind sie z. B. deutlich sprachkompetenter 
als Kinder in sozial und ethnisch homogenen 
Einrichtungen. Für Eltern sind andere Eltern die 
wichtigsten Informanten. Sie profitieren von der 
Erfahrung, die andere Eltern ihnen vermitteln. 

Offene Anlaufstellen bieten Informationen  
und Gelegenheiten zur Vernetzung 
unterschiedlicher Lebenswelten.

Offene Anlaufstellen wie Elterncafés oder 
Familienbüros sind wertvolle und wirksame 
Gelegenheiten für Kontakte zu anderen Eltern und 
für die Weitergabe von authentischem Wissen 
und von Erfahrungen (einschließlich solcher aus 
anderen Lebenswelten) untereinander. Solche 
Informationen werden spontan und belastungs-/
problembezogen nachgefragt und gegeben. Die 
meisten Eltern nutzen informelle Kontakte im 
Rahmen ihrer persönlichen Netzwerke und den 
Kinderarzt als Informationsquellen, ebenso die 
Schule zur Auskunft über präventive Dienste. Eine 
wichtige – politisch nicht leicht lösbare – Gestal-
tungsaufgabe wäre, allen Kindern und allen Eltern 
mehr Erfahrung gesellschaftlicher Heterogenität zu 
ermöglichen, ohne dass es dabei jedoch zu Diskri-
minierung kommt (vgl. Arbeitspapiere wissen-
schaftliche Begleitforschung Bd. 8). 

Familien erleben das Jugendamt immer noch  
in hohem Maße als Kontrollinstanz und nicht  
als unterstützende Ressource.

Aus der Sicht der befragten kommunalen Experten 
ist das Jugendamt besonders geeignet, die 
Koordination der Angebote zu leisten. Dessen 
Image bei den befragten Familien ist jedoch eher 
problematisch (vgl. Arbeitspapiere wissenschaft-
liche Begleitforschung Bd. 7 und 8): Es wird weniger 
als Unterstützungs- denn als Kontrollinstanz 
wahrgenommen. Hier gibt es noch relativ große 
soziale und kulturelle Distanzen.
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3.	 Einfluss des Sozialraums auf 			 
		die   kindliche Entwicklung 

Für die Entwicklung eines Kindes ist es wichtig, 
wo es aufwächst. Die Adresse zusammen mit 
Faktoren des räumlichen Kontextes und des 
institutionellen Settings hat einen zusätzlichen 
benachteiligenden Effekt. Der Anspruch des 
KeKiz-Modellprojektes mag zwar umfassend sein, 
es ist aber klar, dass gezielte Förderung aufgrund 
kleinräumiger Analysen ein Mittel der Wahl sein 
muss, um gelingendes Aufwachsen von Kindern und 
Jugendlichen zu erreichen („Ungleiches ungleich 
behandeln!“). Dazu sollten möglichst alle Städte 
über ein kleinräumiges Berichtssystem verfügen, 
um die nötige Transparenz zu schaffen und um 

Diskussionen über Förderung in den Kommunen 
anzuregen. 

Weit zielgerichteter, aber auch aufwendiger sind 
die im Rahmen der Begleitforschung entwickelten 
Methoden der Mikrodatenanalyse, die es erlauben, 
individuelle Effekte von Maßnahmen auf die 
Entwicklung von Kindern zu schätzen. Außerdem 
lässt sich die soziale Zusammensetzung von 
Einrichtungen wie Kitas als Ergebnis von Wahlent-
scheidungen der Eltern präziser beschreiben als mit 
einer reinen Verortung im benachteiligten Gebiet, 
die diesen wichtigen Faktor nicht sichtbar macht.

a.	S ozialräumliches Monitoring schafft Transparenz  
und liefert Steuerungsinformationen

„Auf die Adresse kommt es an“:4  
Bildungschancen und Wohnort hängen  
eng zusammen.

Größer als die sozialen Unterschiede zwischen 
den Kommunen fallen in der Regel die sozial
räumlichen Unterschiede innerhalb der 
Kommunen aus. Das Beispiel der Modellkom-
mune Dortmund verdeutlicht dies eindrucks-
voll. Bezogen auf die 59 ausgewiesenen der 
insgesamt 62 statistischen Bezirke der Stadt (vgl. 
Abbildung 15) variiert die Sozialgeldquote der 
unter 15-Jährigen zwischen minimalen 1,0 Prozent 
und maximalen 55,0 Prozent (Durchschnitt 
23,5 Prozent). Das ist ein typisches Phänomen 
für Großstädte nicht nur in Nordrhein-Westfalen: 
Durchschnitt ist nirgends, Segregation ist überall. 

Wenn Indikatoren zu Bildungsübergängen 
vorhanden sind, lässt sich auch unterhalb der 
kommunalen Ebene der Zusammenhang von 
sozialer Lage und Bildungserfolg auf räumlicher 
Ebene darstellen. Für das Streudiagramm 
(Abbildung 16) wurden die Sozialquoten der 

4	  El-Mafaalani, Kurtenbach und Strohmeier 2015.

Kinder in den Dortmunder Stadtteilen und die 
Anteile der Kinder, die von der Grundschule auf 
das Gymnasium wechseln, in Beziehung gesetzt.

Der statistische Zusammenhang zwischen 
Kinderarmut und Übergängen auf das Gymnasium 
tritt auf dieser sozialräumlichen Basis um einiges 
deutlicher hervor als auf der kommunalen Ebene.  
Stadtteile mit hohem Anteil armer Kinder weisen in 
der Regel auch niedrige Übergangsquoten auf das 
Gymnasium auf und umgekehrt.  
 
Das Streudiagramm in Abbildung 16 beschreibt 
aber nicht nur die zentrale Tendenz des 
Zusammenhangs. Man erkennt auch „Ausreißer“, 
beispielsweise arme Stadtteile mit abweichend 
vom Trend überdurchschnittlichen Übergangs-
quoten auf das Gymnasium. Die Daten lassen keine 
Aussagen über individuelle Bildungsentschei-
dungen zu, sie dokumentieren aber die benach-
teiligenden Wirkungen von armutsgeprägten 
räumlichen Kontexten. Es gibt erhebliche Unter-
schiede der Lebenslagen und Lebenschancen von 
Kindern in den Quartieren jeder (großen) Stadt.
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Abbildung 15:  Sozialgeldquote der unter 15-Jährigen 2012 (statistische Bezirke Stadt Dortmund)
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Datenbasis: Stadt Dortmund; Darstellung und Berechnung ZEFIR.  

© Bertelsmann Stiftung und ZEFIR, mit finanzieller Unterstützung des Landes NRW und des Europäischen Sozialfonds. 
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Abbildung 16:  Sozialgeldquote der unter 15-Jährigen und Übergänge von der Grundschule 
zum Gymnasium 2012 (statistische Bezirke Stadt Dortmund)
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Datenbasis: Stadt Dortmund; Berechnung und Darstellung ZEFIR. Ohne die Statistischen Bezirke Barop, Bittermark, Dorstfelder, Hacheney,  

Holthausen, Hostedde, Lindenhorst, Menglinghaus, Oespel, Schwieringhausen, Syburg Westerfilde und Westrich. 

© Bertelsmann Stiftung und ZEFIR, mit finanzieller Unterstützung des Landes NRW und des Europäischen Sozialfonds..
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b.	N ur Mikrodatenanalysen können Wirkungen präventiver Politik belegen 

Die direkten Folgen für Kinder können mit solchen 
kleinräumig aggregierten Daten nicht nachge-
wiesen werden. Eine Möglichkeit wären aufwendige 
Langzeitstudien, in deren Rahmen eine Gruppe von 
Kindern über lange Zeit wiederkehrend befragt wird 
und gleichzeitig möglichst viele Einflussfaktoren 
auf die Entwicklung von Kindern kontrolliert werden 
(z. B. Familiensituation, Wohnort, Teilnahme an 
Förderprogrammen etc.). Hier wurde ein anderer 
Weg gegangen: Alle Kommunen verfügen aus 
verschiedenen Fachstatistiken (Einwohnerdaten, 
Schuldaten, SGB-II-Daten, SchuIeingangsunter-
suchungen) über individuenbezogene Mikrodaten. 
Diese Daten können zum Nachweis von Wirkungen 
präventiver Politik genutzt werden (Arbeitspapiere 
wissenschaftliche Begleitforschung Bd. 1, 2, 3, 5, 
6, 12 und 13). Sie ermöglichen aber auch die Diag-
nose spezieller (settingspezifischer) Handlungs
bedarfe und die Evaluation präventiven Handelns. 

Die Bildungsbenachteiligung von Kindern  
wird durch institutionelle Segregation  
zusätzlich verstärkt!

Im Rahmen der Mikrodatenanalyse konnten am 
Beispiel der Stadt Mülheim an der Ruhr verschie-
dene Datensätze der amtlichen Statistik auf 
individueller Ebene verknüpft werden. Die Schul
eingangsuntersuchung ist in diesem Zusammen-
hang eine wichtige Datenquelle, da vor dem Eintritt 
in die Schule alle Kinder einer Kohorte verpflich-
tend auf ihren Gesundheits- und Entwicklungsstand 
untersucht werden. Diese Daten können zu einer 
genaueren Profilierung von Bildungsinstitutionen 
wie Kitas genutzt werden, da sie zusätzlich zur 
Lage in einem bestimmten Umfeld Informationen 
zur tatsächlichen Zusammensetzung der Gruppe 
der Kinder liefern, die eine Einrichtung besuchen. 
Außerdem lassen sich individuelle Risiken für 
die Entwicklung von Kindern unter bestimmten 
Rahmenbedingungen schätzen. Kommunale Mikro-
daten liefern also tiefenschärfere Diagnosen und 
damit steuerungsrelevante Informationen für eine 
kommunale Präventionspolitik (vgl. Arbeitspapiere 
wissenschaftliche Begleitforschung Bd. 13).

In Mülheim an der Ruhr beziehen im Dezember 
2013 27,8 Prozent aller unter sechsjährigen Kinder 
Leistungen nach dem SGB II. Die armen Kinder 

verteilen sich dabei keineswegs gleichmäßig 
über das Stadtgebiet. Vielmehr konzentrieren sie 
sich einerseits in einigen städtischen Quartieren 
und andererseits in unterschiedlich verorteten 
Bildungseinrichtungen. Dies gilt auch für den 
vorschulischen Bereich in den Kindertagesein-
richtungen (vgl. Arbeitspapiere wissenschaftliche 
Begleitforschung Bd. 12). 

Ein durchaus differenziertes Bild ergibt sich, wenn 
man die SGB-II-Quoten der unter Sechsjährigen in 
den statistischen Bezirken mit den aus den Schul
eingangsuntersuchungen der Jahre 2009/10 bis 
2012/13 errechneten SGB-II-Quoten in den Kitas 
vergleicht (vgl. Abbildung 17).

Es besteht eine erhebliche Streuung der Kinder-
armut in den Kitas im Mülheimer Stadtgebiet. Die 
entsprechenden Quoten reichen von 0 Prozent bis 
zu 72 Prozent in den ca. 80 Kitas und spiegeln ganz 
überwiegend auch die kleinräumige Armutskonzen-
tration in den statistischen Bezirken des Mülheimer 
Stadtgebiets wider. Es lassen sich aber auch abwei-
chende Muster erkennen: So finden sich einerseits 
in benachteiligten Quartieren Kitas mit einer sehr 
niedrigen SGB-II-Quote, andererseits sind auch 
Kitas mit einem überdurchschnittlichen Armuts
anteil in einem insgesamt sozial privilegierten Umfeld 
auszumachen. Diese Abweichungen sind zum 
einen auf die sehr viel kleinteiligere sozialräumliche 
Strukturierung der Wohnbevölkerung zurückzu-
führen, die nicht über die Quoten auf der Ebene der 
statistischen Bezirke wiedergegeben werden kann. 
Zum anderen sind sie ein Ergebnis der freien und 
sozial selektiven Kita-Wahl der Eltern, die zu einer 
Ausdifferenzierung der sozialen Segregation in den 
Bildungseinrichtungen führt (vgl. Arbeitspapiere 
wissenschaftliche Begleitforschung Bd. 12).
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Abbildung 17:  Sozialgeldquote der unter Sechsjährigen und Sozialgeldquote in den Bezirken  
und in den Kitas der Stadt Mülheim an der Ruhr
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Quelle: Thomas Groos, ZEFIR und Referat V.1 Stadtforschung und Statistik; SGB-II-Quote in den Statistischen Bezirken vom 31.12.2013;  

SGB-II-Quote Kitas: Schuleingangsuntersuchung 2009/10 bis 2012/13.  

© Bertelsmann Stiftung und ZEFIR, mit finanzieller Unterstützung des Landes NRW und des Europäischen Sozialfonds.

Trägerstrukturen und Kita-Wahl der Eltern können 
den benachteiligenden Effekt verstärken.

In Nordrhein-Westfalen werden weniger als 
ein Drittel, knapp 29 Prozent, der Kita-Plätze 
durch öffentliche Träger gestellt. 45 Prozent 
der Plätze stehen unter kirchlicher Träger-
schaft und 26 Prozent sind in Einrichtungen 
der Arbeiterwohlfahrt, des Deutschen Roten 
Kreuzes, des Paritätischen Wohlfahrtsverbands 

sowie in Elterninitiativen und sonstigen Einrich-
tungen (Bock-Famulla, Lange und Strunz 2015). 
Diese Verteilung ist in Mülheim an der Ruhr etwas 
anders: Zwar überwiegen die kirchlichen Träger mit 
47 Einrichtungen, 39 Kitas betreibt die Kommune 
aber selbst und stellt sogar 52 Prozent aller Kita-
Plätze. Kinder aus Familien in unterschiedlichen 
sozialen Lagen und mit und ohne Migrations
hintergrund verteilen sich ungleich über die Kitas 
verschiedener Träger. 
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Abbildung 18:  Transferanteil und Migrantenanteil der Mülheimer Kitas
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Datenbasis: Stadt Mülheim an der Ruhr 2014; Berechnungen des ZEFIR. 

© Bertelsmann Stiftung und ZEFIR, mit finanzieller Unterstützung des Landes NRW und des Europäischen Sozialfonds.

In Abbildung 18 sind die SGB-II-Quoten und 
die Migrantenanteile der 86 Mülheimer Kitas 
abgebildet. Die Kita-Wahl der Eltern und die 
Kita-Platzvergabe der Einrichtungen sorgen 
für eine stark ausgeprägte Kita-Segregation 
hinsichtlich der Trägerschaften der Einrichtungen. 
Der stadtweite Transferanteil für SGB-II- und 
Asylleistungen liegt für die Mülheimer Kita-Kinder 
bei 26,4 Prozent, der Migrantenanteil beträgt 
47,6 Prozent. Je höher der Anteil an Kindern 
im Transferleistungsbezug in einer Kita, desto 
höher auch der Migrantenanteil. Konfessionelle 
Einrichtungen und Einrichtungen „anderer“ 
Träger weisen fast ausschließlich niedrige und 

unterdurchschnittliche Anteile an Kindern im 
Transferleistungsbezug sowie mit Migrations
hintergrund auf. Kitas in städtischer Trägerschaft 
sind besonders von Kindern im Transferleis-
tungsbezug und mit Migrationshintergrund 
geprägt. Ähnliche Effekte ließen sich auch für 
Grundschulen nachweisen (vgl. Arbeitspapiere 
wissenschaftliche Begleitforschung Bd. 5 und 6). 
Die einseitige Zusammensetzung der Kitas hat 
Folgen für die Entwicklung der Kinder, wie sich an 
Modellrechnungen im Rahmen der Mikrodaten-
analyse zeigen lässt (vgl. Arbeitspapiere wissen-
schaftliche Begleitforschung Bd. 3 und 13).
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Risikolagen und Bildungssegregation haben 
erhebliche Folgen für die Entwicklung von Kindern.

Mithilfe von statistischen Schätzmodellen5 kann 
der Effekt unterschiedlicher Einflussfaktoren auf die 
Entwicklung der Kindern untersucht werden. Neben 
dem Einfluss von individuellen Merkmalen der 
Kinder und ihrer Familien, wie z. B. Sozialgeldbezug, 
Migrationshintergrund oder Kita-Eintrittsalter, 
„kontrollieren“ wir den Einfluss von Merkmalen der 
besuchten Kita.

Die Schuleingangsuntersuchung erfasst auch 
die Deutschkenntnisse der Kinder. Besonders 
viele arme Kinder mit einem Migrationshinter-
grund zeigen Sprachkompetenzdefizite. Ein früher 
Kita-Besuch und soziale Mischung der Kita wirken 
eindeutig präventiv und mindern das Risiko. Sport 
im Verein vor der Einschulung hat einen eigenstän-
digen Effekt auf die Sprachfähigkeit der Kinder. 

Die Erfahrung sozialer Heterogenität fördert  
die Entwicklung der Kinder.

Das sind Effekte des direkten Umgangs der Kinder 
untereinander sowie der Eltern, die als Rollenvor-
bilder häufig ebenfalls Probleme mit der deutschen 
Sprache aufweisen. Aus den Schätzmodellen 
lassen sich Wahrscheinlichkeiten für Risikogruppen 
der Kinder berechnen. Zwei Gruppen werden im 
folgenden Beispiel exemplarisch gegenüberge-
stellt. Beide Kindergruppen wachsen in Armut auf 
und die Eltern sind unterdurchschnittlich gebildet. 
Die Kinder haben keinen Migrationshintergrund 
und alle Kinder besuchen eine Kita mit einem 
überdurchschnittlich hohen SGB-II-Anteil (vgl. 
Abbildung 19). 

Die erste Gruppe dieser Kinder treibt bis zur 
Einschulung keinen Sport und besucht die Kita 
erst frühestens mit dem vierten Lebensjahr. Die 
andere treibt Sport im Verein und (alles andere 
bleibt gleich) kommt vor dem dritten Geburtstag in 
die Kita. Die Kitas der zweiten Gruppe erhalten als 
soziale Brennpunktkitas zusätzliche Fördermittel, 
weil sie eine sehr hohe soziale Belastung aufweisen, 
und sind zertifizierte Familienzentren. 

 

5	 Der methodische Hintergrund wird ausführlich in Arbeitspapiere 
wissenschaftliche Begleitforschung Bd. 3: 33 ff. erläutert.

Von 100 deutschen Kindern der ersten Gruppe 
haben vor der Einschulung 38 gravierende Prob-
leme mit der deutschen Sprachentwicklung. Beim 
zweiten Typus (genauso arme deutsche Kinder, 
genauso segregierte Kita, aber früher Kita-Eintritt 
und Förderung der Kita als Brennpunktkita und 
Familienzentrum) sind es weniger als acht Kinder, 
die Sprachprobleme haben.

Präventive Politik wirkt:  
Frühe Förderung, Familienorientierung der Kita, 
besondere Förderung der Bildungseinrichtung, Sport 
im Verein und andere Formen gesellschaftlicher 
Partizipation außerhalb des Bildungssystems 
können Entwicklungsbeeinträchtigungen von 
Kindern kompensieren.

Der Vergleich der Risikoprofile zeigt nicht nur, dass 
Bildungsbenachteiligung erhebliche Folgen für die 
Entwicklung von Kindern haben kann, sondern 
es lassen sich auch Wege gezielter Förderung 
von Kindern, Eltern und Einrichtungen aufweisen. 
Sport im Verein kann für arme Kinder über den 
Einsatz von Fördermitteln des Bildungs- und Teil­
habepakets angeregt werden. Eltern können 
durch Information und Elternbildung davon über-
zeugt werden, ihre Kinder möglichst früh in eine 
Kita zu schicken. Im Sinne des Auf- und Ausbaus 
von Präventionsketten kommt einer Koopera-
tion der Akteure der Frühen Hilfen und der Kitas 
hier besondere Bedeutung zu, damit der Eintritt 
in die Kita gelingt. Die Ausgestaltung der Kita-
Beiträge ermöglicht es den Kommunen, Einfluss 
auf den Zeitpunkt des Kita-Eintritts von Familien 
mit niedrigem Einkommen zu nehmen. Aber auch 
institutionelle Förderung von Kitas als Familien
zentren oder soziale Brennpunktkitas kann die 
Risiken einer mangelhaften Sprachkompetenz bei 
Einschulung senken. 

Grundsätzlich sollten solche Fördermittel aber 
nicht mit der Gießkanne verteilt werden. Über 
Auswertungen der Schuleingangsuntersuchungen 
und anderer Datenquellen lassen sich gezielt Kitas 
und auch Schulen bestimmen, in denen Kinder mit 
Förderbedarf überproportional vertreten sind und 
die bevorzugt für Präventionsprogramme (z. B. 
Gesundheit, Ernährung, Sport und Medienkompe-
tenzen) ausgewählt werden sollten.
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Abbildung 19:  Geschätzte Wahrscheinlichkeiten für mangelhafte Deutschkenntnisse in der 
Schuleingangsuntersuchung für zwei Typen armer Kinder ohne Migrationshintergrund in 
armutssegregierten Kitas
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Datenbasis: Stadt Mülheim an der Ruhr 2014; Berechnungen des ZEFIR.

© Bertelsmann Stiftung und ZEFIR, mit finanzieller Unterstützung des Landes NRW und des Europäischen Sozialfonds.  
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4. 	 Diagnose und Evaluation sind 
		  Aufgaben der Kommunen – die 			 
		  Begleitforschung hat dafür  
		L  ösungen entwickelt

Ein praktisches Ziel der fachlichen Begleitfor-
schung war es, Instrumente zu entwickeln und den 
Kommunen an die Hand zu geben, mit denen sie 
Räume und Einrichtungen (Settings) identifizieren 
können, in denen sie mit Priorität tätig werden 
müssen, mit denen sie Wirkungszusammenhänge 
selbst untersuchen und mit denen sie ihr eigenes 
Handeln evaluieren können. Das ist in der Mikro
datenanalyse geschehen. Das Mikrodatenmodul 
liefert auch die Grundlage für eine Verbesserung 
von Indikatoren einer amtlichen Statistik (Moni­
toring), die bislang zwar gute Daten auf Gemein-
deebene vorhält, die aber für kleinräumige und 
einrichtungsscharfe Analysen denkbar schlecht 
geeignet ist. Die Ergebnisse finden sich in den 
Arbeitspapieren wissenschaftliche Begleitfor-
schung Bd. 3, 5, 6, 12 und 13. 

Jeder Bürger, der eine personenbezogene Leis-
tung der Kommune in Anspruch nimmt oder einen 
Antrag stellt, hinterlässt eine Spur in der Verwal-
tungsstatistik. Bis zum Eintritt der Kinder in die 
Grundschule können solche Verwaltungsdaten (z. B. 
die Ergebnisse der Schuleingangsuntersuchungen, 
Einwohnerdaten) gut für Wirkungsanalysen genutzt 
werden, und zwar weitaus besser, als dies bis heute 
faktisch in den meisten Kommunen im Lande 
geschieht. Die Daten der (für alle Kinder verbind-
lichen) Schuleingangsuntersuchung lassen sich 
z. B. (unter Wahrung des Datenschutzes) mit den 
Daten der SGB-II-Statistik und mit Einwohnermel-
dedaten verbinden und dadurch sehr tiefenscharf 
und feinkörnig (für Kitas, Grundschulen, Quartiere, 
Stadtbezirke, die ganze Kommune) darstellen und 
auswerten. Exemplarische Ergebnisse haben wir 
in Abschnitt C.3 in diesem Bericht vorgestellt (vgl. 
Arbeitspapiere wissenschaftliche Begleitforschung 
Bd. 3, 5 und 6). 

Für die Zeit nach dem Beginn der Grundschule 
gibt es keine Daten mehr über die Entwicklung der 
Kinder, über ihre Schullaufbahn, über ihre Fami-
lien und über die Bedingungen, unter denen sie 
aufwachsen. Schülerindividualdaten würden helfen, 

stehen uns in Nordrhein-Westfalen aber nicht zur 
Verfügung. Andere Datenquellen gibt es nicht bzw. 
sind nicht zugänglich. 

Kommunale Mikrodaten und prozessproduzierte 
Verwaltungsdaten sind eine wichtige (und in vielen 
Bereichen die einzige) Grundlage einer integrierten 
kommunalen Bildungs- und Sozialberichterstattung 
(Monitoring), mit der Probleme und Entwicklungen 
der Lebenslagen, Lebenschancen, der Bildung und 
der Gesundheit von Kindern kleinräumig und insti-
tutionenscharf beschrieben werden können. Grund-
lage der Entwicklung solcher Berichtssysteme ist 
eine strategische Kooperation von Hochschulen 
und Kommunen. 

Ein solches Berichtssystem kann individuelle 
Entwicklungen und ihre Bedingungen in Quer-
schnittsvergleichen darstellen und im Längs-
schnitt dokumentieren. Auf diese Weise sind 
Schwerpunkte/Prioritäten für präventives Handeln 
und Intervention in räumlichen und institutio-
nellen Settings („Ungleiches ungleich behandeln!“) 
bestimmbar und Wirkungen können gemessen und 
Wirkungsketten rekonstruiert werden. Die erste 
Phase des Modellprojektes hat die datenschutz-
rechtlichen und organisatorischen Grundlagen 
eines kleinräumigen und institutionenscharfen 
Monitorings intra- und interkommunaler Entwick-
lungen und Unterschiede der Entwicklung von 
Kindern und ihrer Bedingungen mit kommunalen 
Mikrodaten geklärt, die im Verwaltungsprozess 
produziert und bislang so noch nirgendwo ausge-
wertet worden sind. Die Ergebnisse sind geeignet, 
größtmögliche Transparenz in allen Kommunen im 
Land herzustellen, wenn die Politik sie will und nutzt.

Solche Daten liegen bis jetzt schwerpunktmäßig für 
die frühe Kindheit vor. Aber Ansätze einer instituti-
onenscharfen und kleinräumigen Berichterstattung 
mit Individualdaten aus Schülerbefragungen, die 
im Ausland entwickelt wurden, sind prinzipiell auch 
in Nordrhein-Westfalen anwendbar (vgl. Arbeitspa-
piere wissenschaftliche Begleitforschung Bd. 1).
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5. 	K ommunale Prävention braucht  
		  langen Atem – eine fiskalische 
		  Analyse kommunaler „Investitionen“  
		i  n gelingendes Aufwachsen

a.	 Bilanzierung sozialer Folgekosten

Laut einem Gutachten der Prognos AG fielen im Jahr 
2009 in Nordrhein-Westfalen Folgekosten für soziale 
Problemlagen, die aus einem nicht gelungenen 
Aufwachsen im Kindes- und Jugendalter resultieren, 
in einer Gesamthöhe von 23,6 Milliarden Euro pro 
Jahr an. Diese verteilen sich zu je einem Drittel 
auf direkte Aufwendungen der öffentlichen Hand, 
beispielsweise für Rehabilitationsmaßnahmen und 
Transferleistungen (7,9 Mrd. Euro), sowie auf indi-
rekte Kosten durch Mindereinnahmen bei Steuern 
und Sozialabgaben (7,7 Mrd. Euro) und entgangene 
Wohlfahrtsverluste (Einkommen) für die Gesell-
schaft (7,9 Mrd. Euro) (Prognos 2011: 3 f., 13 u. 19).6 
Von den direkten Aufwendungen entfielen rund 2,5 
Milliarden Euro auf die Altersgruppe der bis unter 
25-Jährigen (sog. Jugendbilanz 7). 

Die höchsten direkten sozialen Folgekosten 
entstehen für Kommunen im Bereich der 
familienersetzenden Maßnahmen in den Hilfen zur 
Erziehung (z. B. Heimerziehung, Vollzeitpflege). 

Mehr als die Hälfte der Kosten der Jugendbi-
lanz (56,6 Prozent) schultern die Kommunen. 
Von diesen Kosten entsteht wiederum knapp die 
Hälfte im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe 
(ca. 1,1 Mrd. Euro in 2009). Abbildung 20 zeigt 
die Ausgaben der Kinder-und Jugendhilfe für 
Jugendarbeit, Familienhilfen, Hilfe zur Erziehung 

6	  Als soziale Folgekosten werden in der Prognos-Studie die Kosten 
erhoben, die „für die tertiären Präventionsmaßnahmen als auch 
die rein reaktiven Maßnahmen wie etwa die Grundsicherung für 
Arbeitsuchende anfallen“ (Prognos 2011: 31). Zur Kritik an der 
Prognos Studie vgl. z. B. Frenz und Raffelhüschen 2011.

7	  In der Jugendbilanz werden die sozialen Folgekosten 
abgeschätzt, die bereits im Kindesalter und bei Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen bis zu einem Alter von unter 25 
Jahren in Nordrhein-Westfalen pro Jahr anfallen.

und Eingliederungshilfe im Jahr 2013. Eindrück-
lich zeigt sich der hohe Kostenaufwand für 
Heimerziehung, Vollzeitpflege und andere familien-
ersetzende/-ergänzende Hilfen zur Erziehung. 

Finanzielle Entlastungen durch die Vermeidung 
sozialer Folgekosten begünstigen in fiskalischer 
Hinsicht neben den Kommunen vor allen 
Dingen andere Akteure im System (Bund, 
Sozialversicherungen).

Die kommunalen Ausgaben für Hilfen zur 
Erziehung steigen seit Jahren kontinuierlich an, 
wenn auch lokal sehr unterschiedlich (vgl. Arbeits
papiere wissenschaftliche Begleitforschung Bd. 
11: Abbildung 51). Häufigster genannter Grund 
für die Hilfegewährung ist die „eingeschränkte 
Erziehungskompetenz der Eltern“, die staatliche 
Unterstützungsleistungen notwendig werden 
lässt (vgl. Materialien zur Prävention Bd. 12). Ein 
Großteil der kostenintensiven Hilfen zur Erziehung 
konzentriert sich auf eine relativ kleine Anzahl 
von Familien, in denen meist komplexe Problem
situationen bestehen (z. B. wurden durch stationäre 
Maßnahmen 2013 ca. 50.000 Familien erreicht, 
siehe Materialien zur Prävention Bd. 12). 

Neben den Folgekosten in der Jugendbilanz ermittelt 
die Prognos-Studie die Kosten, die in der anschlie-
ßenden Erwerbsphase bis zum Renteneintritt (65 
Jahre) sowie in der Rentenphase (nur für deutsche 
Staatsbürger) eintreten (sog. Erwachsenenbilanz). 
In der Erwachsenenbilanz fielen direkte Kosten 
in Höhe von rund 5,4 Milliarden Euro an – mehr 
als doppelt so viel wie in der Jugendbilanz. Hierin 
spiegeln sich vor allem die langfristigen Folgen 
unzureichender Bildung wider, die die Wahrschein-
lichkeit von Arbeitslosigkeit und die Notwendigkeit 
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existenzsichernder Transferleistungen erhöhen 
und deren Spätfolgen bei geringen Rentenansprü-
chen auch dann noch staatliche Unterstützungen 
zur Linderung von Altersarmut erfordern.

Den größten Anteil dieser sozialen Kosten trägt der 
Bund. Seit er 2014 die Kosten der Grundsicherung 
im Alter vollständig übernommen hat, dürfte sein 
Anteil an den Kosten der Erwachsenenbilanz bei 
rund zwei Dritteln liegen. Entsprechend dürfte der 
Anteil der Kommunen rund 18 Prozent betragen. 
Letztlich ist auch die Sozialversicherung mit 13,1 
Prozent an den Kosten beteiligt (vgl. Abbildungen 
21 und 22). Im Ergebnis zeigt die Prognos-Studie, 
wie breit sich die sozialen Folgekosten eines nicht 
gelingenden Aufwachsens auf Bund, Kommunen, 
Sozialversicherungsträger und Land sowie die 
Gesellschaft verteilen und welche Langzeitwirkung 
daraus entsteht. Gelänge es, diese sozialen Kosten 
zu vermindern, würden die Träger der Kosten bzw. 

die Träger entgangener Nutzen entsprechend 
entlastet bzw. gewinnen. Dabei würden Präven-
tionserträge zeitlich zuerst bei den Kommunen 
sichtbar werden. Die kommunalen Erträge stehen 
dabei einzelgemeindlich aber unter einem Vorbe-
halt: Der Erfolg kommunaler Vorsorgepolitik muss 
nicht in der Kommune anfallen, die diese Vorsorge 
betreibt. Langfristig erzielbare steuerliche Mehrein-
nahmen oder Entlastungen durch einen Rückgang 
der Zahl der SGB-II-Bedarfsgemeinschaften 
werden im kommunalen Finanzausgleich in 
einem hohen Maße kompensiert und kommen 
anderen Kommunen zugute. Auch Wanderungs-
bewegungen beeinflussen das einzelkommunale 
Ergebnis (wenn etwa ein „fit gemachter“ 
Heranwachsender vor Ort keine Arbeit findet und 
in eine andere Kommune abwandert). Im kommu-
nalen Haushalt greifbar sind vor allem die direkten 
Kosten und potenziellen Einsparungen in der 
Kinder- und Jugendhilfe. 

Abbildung 20:  Ausgaben der Kinder- und Jugendhilfe für Jugendarbeit, Familienhilfen, Hilfe zur 
Erziehung und Eingliederungshilfe im Jahr 2013 in NRW (ohne Investitionen)
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Datenbasis: IT.NRW und eigene Berechnungen FORA. 

© Bertelsmann Stiftung und FORA, mit finanzieller Unterstützung des Landes NRW und des Europäischen Sozialfonds.
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Abbildung 21:  Bilanz sozialer Folgekosten in NRW nach Bereichen

Nicht berücksichtigt sind hier die indirekten Kosten für die Gesellschaft in Form von nicht erzielten 
Nettoerwerbseinkommen in Höhe von 7,944 Milliarden Euro. Hinzuaddiert würde sich die Gesamtbilanz 
aller direkten und indirekten sozialen Folgekosten auf 23,6 Milliarden Euro belaufen.
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Abbildung 22:  Bilanz sozialer Folgekosten in NRW nach öffentlichen Trägern

Nicht berücksichtigt sind hier die indirekten Kosten für die Gesellschaft in Form von nicht erzielten 
Nettoerwerbseinkommen in Höhe von 7,944 Milliarden Euro. Hinzuaddiert würde sich die Gesamtbilanz aller 
direkten und indirekten sozialen Folgekosten auf 23,6 Milliarden Euro belaufen.

Aufgrund der vollständigen Übernahme der Grundsicherung im Alter (6,4 Prozent; s. Abbildung 21) durch den 
Bund ab dem Jahr 2014 fällt der Anteil des Bundes entsprechend höher, der der Kommunen geringer aus. 

Abweichungen in den Gesamtsummen aufgrund von Rundungsdifferenzen.
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b.	 Zum Zusammenhang zwischen Prävention und sozialen Folgekosten

Das Modellvorhaben „Kein Kind zurücklassen! 
Kommunen in NRW beugen vor“ (KeKiz) geht 
von der These aus, dass mit einer frühzeitigen 
Prävention im Kindes- und Jugendbereich die sozi-
alen Folgekosten gesenkt werden können. Sie ist 
grundsätzlich nicht neu. Bereits der Wirtschafts-
Nobelpreisträger James Heckmann hat 2007 nach-
gewiesen, dass Bildungsinvestitionen im frühen 
Kindesalter die größte Rendite bringen, während in 
späteren Lebensaltern „Reparaturaufwendungen“ 
im Vordergrund stehen und die Kosten unterlas-
sener Bildung enorm wachsen (Brinck 2013). 

In dieser Sichtweise gelten Ausgaben für Präven-
tion als investive Aufwendungen, die längerfristig 
Kosten für rehabilitierende Maßnahmen sparen 
bzw. zusätzliche Nutzen generieren. Der Nachweis 
eines solchen unmittelbaren Zusammenhangs ist 
ausgesprochen schwierig. Während Prävention 
eher konkret und kleinteilig erfolgt, fallen soziale 
Kosten, die quasi ein Sammelbecken der Folgen 
unterschiedlichster Fehlentwicklungen darstellen, 
auf einem hohen Aggregationsniveau an. Zudem 
nehmen zahlreiche externe Faktoren, wie der demo-
graphische Wandel, die Zuwanderung oder die 
Aufnahmefähigkeit des Arbeitsmarktes, Einfluss auf 
die sozialen Wirkungsketten und beeinflussen damit 
auch die Präventionswirkungen. Insofern zeigt sich 
hier eine sehr anspruchsvolle Aufgabe in einem 
sehr komplexen Wirkungsgefüge. 

Aufgrund geteilter Zuständigkeiten fallen Präventions- 
kostenträger und institutionelle Präventionserfolgs
nutzer nicht zwingend zusammen. 

Die Kosten nicht gelingenden Aufwachsens fallen 
in unterschiedlichen Formen bei unterschiedlichen 
Kostenträgern zu unterschiedlichen Zeiten an. Nicht 
jeder Kostenträger oder Betroffene eines Nutzen-
verlustes ist aber in das Hilfesystem eingebunden 
(wie z. B. Finanzamt/Steuern), sodass er aktiv in 
die Prävention einsteigen könnte. Einige Hilfeträger 
kommen aufgrund ihrer Zuständigkeit erst am Ende 
einer Fehlentwicklung ins Spiel (wie etwa die Bundes-
agentur für Arbeit bei SGB-II-Transferzahlungen 
oder bei Eingliederungshilfen bei schon verfestigter 
Arbeitslosigkeit) und können nicht ohne Weiteres auf 
den Ausgangspunkt der Probleme Einfluss nehmen 
(z. B. bei Schulverweigerung). Schon aus diesen 

Gründen fallen institutionelle Präventionserfolgs-
nutzer und potenzielle Präventionskostenträger 
nicht zwingend zusammen. Die Kommunen sind 
dabei allerdings die zentralen Akteure für Prävention. 
Sie haben zum einen die gesetzliche Zuständigkeit 
für die Kinder- und Jugendhilfe sowie die fachliche 
Kompetenz und zum anderen vor Ort den direkten 
Zugang zu den Problemen.

Aufgrund der fachlichen und methodischen 
Komplexität kann die Untersuchung finanzieller 
Präventionswirkungen auf den kommunalen 
Haushalt nur mittel- bis langfristig und nur indirekt 
über hypothesengeleitete Nachweise erfolgen. 

Weil Prävention und soziale Kosten also auf unter-
schiedlichen Ebenen und in verschiedenen insti-
tutionellen und zeitlichen Kontexten stattfinden, 
kann ein fiskalischer Nachweis von Präventions
wirkungen nur indirekt über eine hypothesen-
geleitete Nachweiskette erfolgen. Dabei sind die 
sozioökonomischen Rahmenbedingungen, die das 
Umfeld von Prävention, aber auch die Verursachung 
von sozialen Kosten prägen, mitzuberücksichtigen. 
Unter der Voraussetzung des fachlichen Wirkungs-
nachweises einer Präventionsmaßnahme kann also 
ein Rückschluss auf Änderungen an fiskalischen 
Beträgen geschlossen werden. Dabei kommt dem 
Zeitfaktor eine besondere Bedeutung zu, denn 
je nach Ziel bzw. Zielgruppe und dem Grad der 
Implementation und Nutzung zeigt sich eine fiskali-
sche Wirkung von Prävention erst nach Jahren z. B. 
dadurch, dass der Zugang einer Problemgruppe 
zum staatlichen Hilfesystem signifikant zurückgeht 
oder die Notwendigkeit bestimmter, kosteninten-
siver rehabilitierender Maßnahmen sinkt.

Die Aufgabe der fiskalischen Begleitforschung 
bestand nun darin, den präventiven Weg der 18 
Modellkommunen fiskalisch zu beobachten, um 
mögliche Wirkungen auf die Kommunalfinanzen 
aufzuspüren.  
 
Dabei ergaben sich insbesondere folgende 
Herausforderungen: 

•	 Der Nachweis fiskalischer Effekte präventiver 
Maßnahmen ist ausgesprochen komplex, weshalb 
kein eindeutiges Wirkungsmodell existiert. 
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•	Fiskalische Effekte werden durch andere 
externe Einflüsse überlagert. 

•	Die Isolation von Wirkungen der im Modell-
vorhaben fokussierten Vernetzungseffekte ist 
nicht möglich. 

•	Für den Projektzeitraum 2012 bis 2015 liegen 
überwiegend noch keine Daten der zentralen 
amtlichen Statistik vor. 

•	Der Beobachtungszeitraum von drei Jahren 
war zu kurz, um Langzeitwirkungen erkennen 
zu können.

Durch den Aufbau eines wirkungsorientieren 
Beobachtungssystems kann in den Kommunen 
Transparenz über Präventionsaufwand und Folge
kosten sozialer Problemlagen geschaffen werden. 
Diese Transparenz schafft eine Informations-
grundlage für kommunale (Langfrist-)Analysen. 

Um trotz dieser methodischen Schwierig-
keiten ein auf lange Frist angelegtes Instrument 
zur Messung von Prävention und Folgekosten 
anzulegen, wurde im Rahmen der fiskalischen 
Begleitforschung mit der Erarbeitung eines 
fiskalisch fokussierten wirkungsorientierten Beob­
achtungssystems auf der Makroebene begonnen 
(ausführlich hierzu Materialien zur Prävention 
Bd. 11 und 12). In diesem System werden primär 
auf der Grundlage von Daten der amtlichen 

Statistik zentrale Indikatoren von sozialen Folge-
kosten und Präventionsaufwendungen sowie 
mittelbar fiskalisch relevante Indikatoren und 
Kontextindikatoren auf kommunaler Ebene 
zusammengestellt. Diese können in einer länger-
fristigen Zeitreihe erhoben werden, um anhand 
eines Vorher-Nachher-Vergleichs Veränderungen 
abzuleiten, die im Zusammengang mit präven-
tivem Handeln interpretiert werden können. 
Der Beginn der Zeitreihe im Rahmen der Pilot-
phase wurde dabei auf das Jahr 2005 vorver-
legt, um einerseits die möglichen Wirkungen in 
präventiven Frühstarterkommunen erfassen zu 
können und um andererseits überhaupt eine 
Basis für die Interpretation eines Entwicklungs-
verlaufs zu haben. 

Das Beobachtungssystem besteht aus drei 
zentralen Elementen (vgl. Abbildung 23):  

1.	 einer Präventionschronologie zur Erfassung 
der Präventionsaktivitäten, 

2.	einem Monitoring präventionsrelevanter, 
fiskalischer und nicht fiskalischer Indikatoren 
zur Vorher-Nachher-Analyse sowie Indikatoren 
kontextrelevanter, das Präventionsergebnis 
möglicherweise verzerrender Einflussgrößen  
und 

3.	Modellrechnungen, aus denen sich gegebe-
nenfalls fiskalische Erwartungswerte aus nicht 
fiskalischen Frühindikatoren ableiten lassen.

Abbildung 23:  Instrumente eines indikatorengestützten Beobachtungssystems auf kommunaler Ebene
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Quelle: Eigene Darstellung. 

© Bertelsmann Stiftung und FORA, mit finanzieller Unterstützung des Landes NRW und des Europäischen Sozialfonds.
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Um die Entwicklung sozialer Kosten in Bezug  
auf die Wirkung von Prävention interpretieren  
zu können, muss für die Modellkommunen 
bekannt sein: 

a)	Welche präventiven Maßnahmen seit wann und 
mit welchem Ziel bzw. mit welcher Wirkungs
erwartung bezogen auf welches Alter durch
geführt werden. 

b)	Welche Präventionsnetzwerke seit wann und  
mit welchem Ziel bzw. mit welcher Wirkungs
erwartung aktiv sind.

c)	Welche Kosten bei welchem Kostenträger 
anfallen.

d)	Welche relevanten Veränderungen kommunalen 
Handelns auf der strategischen Ebene in Bezug 
auf die Entwicklung von Kindern und Familien 
(Organisationsentwicklung, Fallsteuerung etc.) 
zu welchem Zeitpunkt vorgenommen wurden. 

Beim Aufbau des Beobachtungssystems für die 
Modellkommunen zeigte sich, dass eine Vielzahl 

der notwendigen Indikatoren einzelkommunal nicht 
verfügbar war bzw. erhebliche statistische Inkon-
sistenzen auswies. Hier besteht noch ein beträcht-
licher Verbesserungsbedarf in den amtlichen 
Statistiken. Beispielsweise zeigen die Statistiken 
der Jugendhilfe Berichtslücken und Inkonsis-
tenzen, die auf der Buchungspraxis der lokalen 
Akteure basieren. So waren manche Berichts-
jahre in der Jugendhilfestatistik nicht besetzt, 
wobei es vorkam, dass zwar Angaben zu Ausgaben 
vorhanden waren, aber keine Hilfefälle vorlagen 
oder umgekehrt für Hilfefälle keine Ausgaben ange-
geben waren. Hier zeigt sich, dass die getrennte 
Erfassung von Leistungsempfängern (Individual­
erhebung) und Ausgaben (Ableitung aus dem 
kommunalen Haushalt nach Produktgruppen und 
Konten) eine Verknüpfung problematisch macht. 

Im Rahmen der Begleitforschung gelang es jedoch 
für die meisten Modellkommunen, die Angaben 
im Bereich Jugendhilfe zu validieren und Berichts-
lücken zu schließen bzw. zu korrigieren, sodass 
zumindest die Ausgaben der Jugendhilfe in den 
Modellkommunen einzelkommunal verglichen 
werden können. 

c.	 Präventionskosten in Kommunen 

Kommunen, in denen ein höherer Anteil belasteter 
Familien lebt, investieren mehr in primäre 
Prävention als andere Kommunen. 

Den sozialen Folgekosten gegenüber stehen 
die Kosten für Prävention in einer Kommune. 
Kommunale Prävention verursacht Kosten, 
beispielsweise für die Durchführung von 
Projekten, die personelle oder materielle Ausstat-
tung von Netzwerken, die notwendige Öffent-
lichkeitsarbeit und anderes mehr. Dabei besteht 
häufig eine Mischfinanzierung von kommu-
nalen Mitteln, eingebrachten Eigenmitteln freier 
Träger und zusätzlich akquirierten temporären 
Finanzquellen aus Fördermitteln, Spenden oder 
Sponsoring. Die Verankerung von Investitionen 
in Prävention im kommunalen Haushalt in Form 
von freiwilligen Leistungen oder „Pflichtleis-
tungen mit Auswahlermessen“ bedeutet dabei 
eine besondere Herausforderung (Materialien zur 
Prävention Bd. 9). 

Je nach Betrachtungsweise und Definition fallen 
unterschiedliche Aufwendungen unter den 
Präventionsbegriff (Materialien zur Prävention 
Bd.  1). Nicht alle Aufwendungen lassen sich dabei 
über die vorhandenen Statistiken erheben. Insbe-
sondere Aufwendungen für universelle bzw. Primär-
prävention werden über die gängigen Statistiken 
in der Regel nicht erfasst. Um einen Eindruck der 
Größenordnung dieser Aufwendungen zu erhalten, 
erfolgte im Rahmen des Modellvorhabens eine 
landesweite Erhebung kommunaler Ausgaben für 
Primärprävention. Hierbei wurde zwischen den 
Aufwendungen für die Finanzierung von Netzwerk-
förderung (z. B. interkulturelle Koordinierungs
stellen), Diagnostik und Screenings (z. B. 
Sprachstandserhebungen) sowie Maßnahmen der 
Primärprävention (z. B. Familienhebammen oder 
Elterncafés) unterschieden.

Um eine Aktivität als Maßnahme der Primär
prävention im Rahmen der Untersuchung 
einzubeziehen, sollte diese zwei Ziele beinhalten: 
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Unterstützung eines gelingenden Aufwachsens und 
Vorbeugung von Problemlagen von Kindern und 
Jugendlichen. Die kommunalen Aufwendungen, 
die erfasst wurden, sind Angebote, die dies als 
explizite, hauptsächliche Zielrichtung haben, dabei 
aber nicht zum Regelsystem der Daseinsvorsorge 
zählen. Kriterium war, dass das Vorbeugen von 
Problemlagen von Kindern und Jugendlichen das 
auslösende Moment für die Entscheidung war, 
kommunale Mittel für die Präventionsaktivität 
einzusetzen (ausführlich hierzu Materialien zur 
Prävention Bd. 9). 

Die übergreifende Auswertung zeigt, dass die 
Jugendämter im Jahr 2013 durchschnittlich pro 
Jugendeinwohner 39 Euro für primär präventive 
Maßnahmen, acht Euro für Netzwerkförderung 
und weniger als einen Euro für Diagnostik/
Screening aufwendeten. Die Aufwendungen 

fließen also größtenteils in Maßnahmen der 
Primärprävention. Für Netzwerkförderung wird 
bis zu einem Drittel der Mittel aufgewendet. Für 
Screening im Bereich der Primärprävention 
wenden die Kommunen kaum Mittel auf 
(Materialien zur Prävention Bd. 9: Abbildung 3). 
Die Höhe der Aufwendungen für Primärprävention 
variiert dabei stark zwischen den Jugendämtern. 
Auffällig ist, dass Jugendämter mit einer hohen 
Belastung der sozioökonomischen Lebens-
lagen mehr für Primärprävention ausgeben als 
Jugendämter mit einer geringen Belastung. Bis 
zu 73 Euro im Durchschnitt wenden die belas-
teten Kommunen für Primärprävention im Jugend
bereich auf (Abbildung 24). Dieses Ergebnis zeigt, 
dass Kommunen, in denen der Bedarf an Präven-
tion hoch ist, mehr in Primärprävention investieren 
als Kommunen mit einem geringen Bedarf (vgl. 
Materialien zur Prävention Bd. 9).

Abbildung 24: Aufwendungen für Primärprävention gesamt pro Einwohner  
unter 21 Jahren nach Jugendamtstypen/Belastungsklassen 8
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© Bertelsmann Stiftung und con_sens, mit finanzieller Unterstützung des Landes NRW und des Europäischen Sozialfonds.

8	 Für die Auswertung wurden die Kommunen in Jugendamtstypen gemäß der Systematik der Arbeitsstelle für Kinder- und  
Jugendhilfestatistik des Forschungsverbunds des Deutschen Jugendinstituts und der Technischen Universität Dortmund eingeteilt.
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Neben diesen Mitteln für Primärprävention werden 
noch weitere Mittel eingesetzt, um das Umfeld von 
Kindern und Jugendlichen förderlich zu gestalten 
und ein gelingendes Aufwachsen zu begleiten. Diese 
finden sich zum Beispiel in den Aufwendungen für 
Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit, erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutz gemäß §§ 11 bis 15 
SGB VIII sowie in den Aufwendungen für die 
Förderung der Erziehung in der Familie gemäß  
§§ 16 bis 21 (ohne § 19) SGB VIII.

Für Jugendarbeit nach § 11 SGB VIII gaben die 
betrachteten Kommunen im Jahr 2013 im Durch-
schnitt 117 Euro pro Jugendeinwohner unter 21 
Jahren aus und für Jugendsozialarbeit nach § 13 
SGB VIII 28 Euro (vgl. Abbildung 26). Eine Betrach-
tung über die Jahre lässt dabei einen Anstieg der 
Ausgaben nach § 11 SGB VIII erkennen. Bei den 
Ausgaben nach § 13 SGB VIII kann eine solche 
Tendenz nicht festgestellt werden.  

Der erzieherische Kinder- und Jugendschutz stellt 
vor allem in Kommunen mit hoher Belastung der 
sozioökonomischen Lebenslagen einen bedeu-
tenden Anteil der Aktivitäten. Vor allem in den hoch 
belasteten kreisfreien Städten sind die Aufwen-
dungen mit durchschnittlich 82 Euro pro Jugend-
einwohner vergleichsweise hoch und übersteigen 
damit die Gesamtaufwendungen für primäre 
Prävention. In den übrigen Jugendamtstypen 
bewegen sich die Aufwendungen für erzieheri-
schen Kinder- und Jugendschutz zwischen 0 und 
20 Euro pro Jugendeinwohner (vgl. Materialien 
zur Prävention Bd. 9: Abbildungen 7 bis 10). Die 
Ausgaben für §§ 11, 14 bis 21 (ohne § 19) SGB VIII 
haben sich in Nordrhein-Westfalen zwischen 2005 
und 2013 mehr als verdoppelt (vgl. Abbildung 25). 
Der Zuwachs fand allerdings fast ausschließlich von 
2008 auf 2009 statt. Ab 2009 pendelt das Volumen 
um einen Betrag von 400 Millionen Euro mit seit 
2011 wieder leicht ansteigender Tendenz. 

Abbildung 25: Gesamtausgaben für §§ 11, 14 bis 21 (ohne § 19) SGB VIII in NRW im Zeitverlauf
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© Bertelsmann Stiftung und FORA, mit finanzieller Unterstützung des Landes NRW und des Europäischen Sozialfonds.
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Die Aufwendungen im Rahmen der Offenen 
Ganztagsschule (OGS), für Jugendarbeit und 
Jugendsozialarbeit machen einen erheblichen 
Anteil der finanziellen Beiträge aus, um das Umfeld 
für junge Menschen in einer Kommune förderlich 
für ein gelingendes Aufwachsen zu gestalten. 

Ein weiteres wichtiges Wirkungsfeld kommunaler 
Prävention in Nordrhein-Westfalen stellen Offene 
Ganztagsschulen (OGS) dar (vgl. Abschnitt A.1 

in diesem Bericht und Materialien zum Wissens
transfer Bd. 4). Die Betrachtung der kommunalen 
Aufwendungen für die Offene Ganztagsschule 
unterstreicht deren Bedeutung nochmals. Im 
Durchschnitt gaben die befragten Kommunen im 
Jahr 2013 57 Euro pro Jugendeinwohner für Offene 
Ganztagsschulen aus. Dies ist mehr als für primär 
präventive Maßnahmen, Netzwerkförderung und 
Diagnostik/Screening zusammen (durchschnittlich 
47 Euro pro Jugendeinwohner) (vgl. Abbildung 26).

Abbildung 26: Aufwendungen für Netzwerkförderung, Maßnahmen der Primärprävention, Screenings, 
kommunalen OGS-Anteil sowie für §§ 11 und 13 SGB VIII gesamt pro Einwohner unter 21 Jahren
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© Bertelsmann Stiftung und con_sens, mit finanzieller Unterstützung des Landes NRW und des Europäischen Sozialfonds.

Im Ergebnis zeigt sich, dass im Vergleich zu den 
Handlungsfeldern der Primärprävention die 
kommunalen Aufwendungen im Rahmen der 
Offenen Ganztagsschule und die Aufwendungen 

für Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit einen weit 
größeren Anteil der Beiträge ausmachen, um das 
Umfeld für junge Menschen in einer Kommune förder-
lich für ein gelingendes Aufwachsen zu gestalten.
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d.	 Differenziertes Bild der Ausgabenentwicklung auf kommunaler Ebene

Kosteneinsparungen können vor allem im Bereich 
der Hilfen zur Erziehung realisiert werden, etwa 
durch eine veränderte Fallsteuerung, und dadurch 
Mittel für Prävention frei machen. 

Der für Nordrhein-Westfalen insgesamt 
feststellbare kontinuierliche Anstieg der 
Jugendhilfeausgaben und hier vor allem der 
Ausgaben für Rehabilitationsmaßnahmen lässt 
sich in den Modellkommunen so pauschal nicht 
feststellen. Vielmehr zeigen sich sehr indivi-
duelle Situationen und Verläufe. Abbildung  27 

zeigt die Entwicklung der Jugendhilfeausgaben 
mit Schwerpunkt Prävention (gemessen 
über §§ 11, 14 bis 21 ohne § 19 SGB VIII), mit 
Schwerpunkt frühzeitige Hilfen (gemessen 
über §§ 13, 27 bis 32 SGB VIII) und mit Schwer-
punkt Rehabilitation (gemessen über §§ 19, 
33 bis 35, 41, 42 SGB VIII) von 2005 bis 2013 
in den KeKiz-Modellkommunen (Namen der 
Kommunen anonymisiert). Die Ausgaben 
sind nach Einzelbereichen (linke Achse) und 
insgesamt in Euro je Einwohner unter 21 Jahren 
(rechte Achse) angegeben. 

Abbildung 27: Entwicklung der Jugendhilfeausgaben in den KeKiz-Modellkommunen

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005
2013

2012
2011

2010
2009

2008
2007

2006
2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
C

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
P

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
E

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
F

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
G

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
D

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
N

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
L

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
R

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
M

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
O

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
B

Deutlich unterdurchschnittlicher Zuwachs

Zuwachs 20 bis 50 Prozent unter dem Landesdurchschnitt

Zuwachs +/– 20 Prozent um den Landesdurchschnitt

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
H

frühzeitige Hilfe

Rehabilitation

Insgesamt (Skala rechts)

Prävention

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005
2013

2012
2011

2010
2009

2008
2007

2006
2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
C

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
P

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
E

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
F

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
G

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
D

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
N

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
L

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
R

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
M

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
O

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
B

Deutlich unterdurchschnittlicher Zuwachs

Zuwachs 20 bis 50 Prozent unter dem Landesdurchschnitt

Zuwachs +/– 20 Prozent um den Landesdurchschnitt

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
H

frühzeitige Hilfe

Rehabilitation

Insgesamt (Skala rechts)

Prävention



Die wichtigsten Forschungsergebnisse 69

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005
2013

2012
2011

2010
2009

2008
2007

2006
2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
C

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
P

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
E

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
F

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
G

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
D

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
N

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
L

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
R

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
M

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
O

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
B

Deutlich unterdurchschnittlicher Zuwachs

Zuwachs 20 bis 50 Prozent unter dem Landesdurchschnitt

Zuwachs +/– 20 Prozent um den Landesdurchschnitt

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
H

frühzeitige Hilfe

Rehabilitation

Insgesamt (Skala rechts)

Prävention

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
J

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
Q

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
I

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
A

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
K

Zuwachs deutlich über dem Landesdurchschnitt (>20 Prozent)

sehr starker Zuwachs

frühzeitige Hilfe

Rehabilitation

Insgesamt (Skala rechts)

Prävention

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005
2013

2012
2011

2010
2009

2008
2007

2006
2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005
2013

2012
2011

2010
2009

2008
2007

2006
2005

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
J

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
Q

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
I

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
A

0

200

400

600

800

0

400

800

1.200

1.600
K

Zuwachs deutlich über dem Landesdurchschnitt (>20 Prozent)

sehr starker Zuwachs

frühzeitige Hilfe

Rehabilitation

Insgesamt (Skala rechts)

Prävention

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005
2013

2012
2011

2010
2009

2008
2007

2006
2005

2013
2012

2011
2010

2009
2008

2007
2006

2005
2013

2012
2011

2010
2009

2008
2007

2006
2005

Entwicklung der Jugendhilfeausgaben mit Schwerpunkt Prävention (gemessen über §§ 11, 14 bis 21 ohne 19 SGB VIII), mit Schwerpunkt 
frühzeitige Hilfen (gemessen über §§ 13, 27 bis 32 SGB VIII) und mit Schwerpunkt Rehabilitation (gemessen über §§ 19, 33 bis 35, 41, 42 
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Datenbasis: Eigene Berechnungen nach Angaben von IT.NRW. 

© Bertelsmann Stiftung und FORA, mit finanzieller Unterstützung des Landes NRW und des Europäischen Sozialfonds.
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Die Individualität der kommunalen Finanzentwick-
lungen lässt sich an drei Beispielen illustrieren:9 

1.	 In der Kommune A steigen die Ausgaben für 
Rehabilitation – von einem niedrigen Niveau – 
zwar überdurchschnittlich um 128,4 Prozent. 
Treibende Kräfte sind aber die Prävention mit 
591,6 Prozent und die frühzeitigen Hilfen mit 
499,8 Prozent. Beide Hilfeklassen waren 2005 
aber faktisch nicht vorhanden. Die Präventions
ausgaben (132 Euro/Ew. unter 21 Jahren) über-
steigen nun leicht den Landesdurchschnitt. Seit 
2010 stagnieren die Gesamtausgaben, wobei 
die für Rehabilitation weiter wachsen, während 
die frühzeitigen Hilfen zurückgefahren werden. 
Dabei handelt es sich allein um einen Rück-
gang der zwischenzeitlich stark aufgebauten 
Jugendsozialarbeit.

2.	 Bei einem unterdurchschnittlichen Zuwachs 
von insgesamt 75,2 Prozent kann die Kommune  B 
ihre Rehabilitationsmaßnahmen vergleichs-
weise konstant halten (35,5 Prozent), die 
Ausgaben für frühzeitige Hilfen (187,7 Prozent) 
und Prävention (153,3 Prozent) steigen aber 
überdurchschnittlich. Das Wachstum erfolgt 
vor allem in einem Schub von 2008 auf 2009. 
Seither schwankt das Gesamtausgabenniveau. 
2013 allerdings wachsen frühzeitige Hilfe und 
Rehabilitation wieder auffällig stärker. Im ersten 
Fall wird ein Einbruch in der Jugendsozialarbeit 
in 2012 wieder aufgehoben, im zweiten Fall 
verdoppelt sich die ohnehin schon hohe 
Zahl der unbegleitet aus dem Ausland einge-
reisten Minderjährigen und führt zu dem 
aktuellen Ausgabenanstieg. In der Differen-
zierung zeigt sich, dass bei der Vollzeitpflege 
und der Heimerziehung die Falldichten und die 
Fallkosten seit 2009 konstant gehalten werden 
konnten, was die Konstanz der Ausgaben in 
diesem Bereich bewirkt. Dies ist vor allem einer 
Verbesserung der Fallsteuerung zuzuschreiben. 
Die Ausgaben mit Schwerpunkt Prävention 
liegen auf einem im Landesvergleich doppelt 
so hohen Niveau von 260 Euro je Einwohner 
unter 21 Jahren. Dabei fallen auch die übrigen 
Jugendhilfeausgaben überdurchschnittlich aus.

9	  Im Rahmen der fiskalischen Begleitforschung haben alle 18 
Modellkommunen individuelle Auswertungen ihrer Situation 
zur Verfügung gestellt bekommen. Diese hier in Gänze 
darzustellen würde den Rahmen des Berichts sprengen. 

3.	 Von der Ausgabenentwicklung ähnlich verhält 
es sich in der Kommune E. Die Gesamtaus-
gaben wachsen um 76,4 Prozent, allerdings 
steigen die Ausgaben für Rehabilitation aber 
auch mit Schwerpunkt Prävention deutlich 
stärker (51,2 und 209,5 Prozent), die für 
frühzeitige Hilfen schwächer. Der Ausgaben-
sprung erfolgt wieder von 2008 auf 2009. 
Seither sind die Ausgabenniveaus eher stabil. 
Hier konnte der Fallzuwachs bei der Voll-
zeitpflege und der Heimerziehung in eine 
Stagnation auf hohem Niveau verändert 
werden. Falldichte und Fallkosten konnten 
ebenso seit 2010 stabilisiert werden. Die Zahl 
der Hilfen für junge Volljährige nimmt sogar 
wieder ab, wobei die Fallkosten ebenfalls seit 
2009 stabil sind. Diese Kommune hat in den 
letzten Jahren die Fallsteuerung konsequent 
umgestaltet und ausgebaut.

Hier zeigt sich, dass im Rahmen der Präventions-
ausweitung auch die Steuerung von Hilfen neu 
aufgestellt wird und Einfluss auf die Kosten und 
Ausgabensituation nimmt. Diese Entwicklungen 
werden im Rahmen der weiteren Begleitforschung 
von „Kein Kind zurücklassen! Kommunen in NRW 
beugen vor“ (KeKiz) genauer untersucht werden. 
Schon jetzt lässt sich aber konstatieren, dass 
eine veränderte Fallsteuerung in den Hilfen zur 
Erziehung zu Kosteneinsparungen führen kann 
und dadurch Mittel für Prävention frei werden 
können.10 

Es besteht noch ein erheblicher Forschungsbedarf, 
um Präventionskosten in Relation zu Folgekosten 
genauer ermitteln und eine Wirkungsbeziehung 
zwischen Prävention, externen Faktoren und 
Folgekostenentwicklung ableiten zu können. 

Im Ergebnis lässt sich konstatieren, dass noch 
ein erheblicher Forschungsbedarf besteht, um 
Präventionskosten in Relation zu Folgekosten 
genauer ermitteln und eine Wirkungsbeziehung 
zwischen Prävention, externen Faktoren 
(Demographie, Wanderung, Arbeitsmarkt etc.) 
und Folgekostenentwicklung ableiten zu können. 

10	  Zur Wirkung veränderter Fallsteuerung vgl. auch das 
Beispiel Bremen bei Olk und Wiesner 2014: 62 ff.
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Einzelbeispiele von Kommunen zeigen, dass 
Folgekostensenkungen im Bereich Jugendhilfe 
möglich sind. 

Hierzu wäre auch stärker auf kommunale 
Einzelbeispiele und Einzelmaßnahmen 
einzugehen, die Hinweise auf mögliche Kosten-
senkungen im Bereich Jugendhilfe in den am 
Modellvorhaben beteiligten Kommunen geben. 
Diese Ansätze wären dann unterhalb der Ebene 

des statistischen Berichtssystems tiefer zu 
analysieren. Erste Analysen in dieser Hinsicht 
sind schon von einigen Modellkommunen selbst 
und vonseiten der Landesregierung durchge-
führt worden (vgl. Landeskoordinierungsstelle 
2015: 92, 93; Landesregierung Nordrhein-West-
falen 2014: 18–21). Hier erbringen einzelne 
KeKiz-Kommunen in ihren guten Beispielen den 
Nachweis, dass eine Senkung der Folgekosten im 
Bereich Jugendhilfe möglich ist. 

e.	V ernetzte Prävention erweitert kommunale Handlungsspielräume

Erweiterte Handlungsspielräume können sich für 
Kommunen durch eine effizientere Vernetzung von 
Angeboten entlang der Präventionskette ergeben. 
Eine Möglichkeit, Prävention intrakommunal anders 
zu organisieren, bietet die Idee der gemeinsamen 

Planung, Steuerung und Finanzierung der 
Präventionskette etwa über eine Poolfinanzierung 
oder einen gemeinsamen Präventionstopf 
(Abbildung 28; ausführlich hierzu Materialien  
der Prävention Bd. 8). 

Abbildung 28:  Gemeinsame Finanzierung, Planung und Steuerung der Präventionskette 
(„Präventionstopf“)
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Quelle: Eigene Darstellung. 

© Bertelsmann Stiftung und DIJuF, mit finanzieller Unterstützung des Landes NRW und des Europäischen Sozialfonds
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Im Rahmen von Präventionsketten finden sich zahl-
reiche Akteure, die Kinder und Jugendliche bei ihrem 
Aufwachsen zu unterstützen suchen (Abbildung 
29). Dabei verfolgt jeder Präventionsakteur einen 
spezifischen, seiner allgemeinen Aufgabenstellung 
entsprechenden Ansatz: So zielt Prävention im 
Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe darauf ab, 
junge Menschen in ihrer individuellen und sozialen 
Entwicklung zu fördern und dazu beizutragen, 
Benachteiligungen zu vermeiden und abzubauen 
sowie Eltern und andere Erziehungsberechtigte 
bei der Erziehung zu beraten und zu unterstützen 
(§ 1 Abs. 3 Nr. 1 und 2 SGB VIII). Im Bereich der 
Sozialhilfe und der Grundsicherung dienen präven-
tive Ansätze dazu, den Leistungsberechtigten die 
Führung eines Lebens zu ermöglichen, das der 
Würde des Menschen entspricht (§ 1 SGB XII, 
§ 1 Abs. 1 SGB II). Im Bereich der Gesundheit 
beziehen sich präventive Maßnahmen naturgemäß 

insbesondere auf die Erhaltung der Gesundheit (§ 1 
S. 1 SGB V, § 2 Abs. 2 Nr. 3 ÖGDG NRW 11), während 
sich präventive Maßnahmen im Bereich Bildung auf 
die Erziehung zu einem sozial handelnden Menschen 
richten (Art. 7 Abs. 1 LV NRW 12).  
 
Für eine gut funktionierende Präventionskette ist es 
erforderlich, dass die Förder- und Unterstützungs-
maßnahmen aus den verschiedenen Bereichen 
aufeinander abgestimmt werden. Denn die Ziel-
gruppen der Maßnahmen sind oftmals identisch und 
ihre Probleme bedingen sich gegenseitig (multiple 
Problemlagen und soziale Teufelskreise). Eine 
koordinierte und abgestimmte Hilfe vermeidet daher 
Reibungsverluste und schafft Synergien.

11	 Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst 
des Landes Nordrhein-Westfalen.

12	 Landesverfassung Nordrhein-Westfalen.

Abbildung 29:  Akteure in den Präventionsketten
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© Bertelsmann Stiftung und DIJuF, mit finanzieller Unterstützung des Landes NRW und des Europäischen Sozialfonds.
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Eine rechtskreisübergreifende Planung, Steuerung 
und Finanzierung von Präventionsangeboten kann 
eine Effizienzsteigerung der Präventionsarbeit 
ermöglichen. 

Übergeordnetes Ziel einer gemeinsamen Planung, 
Steuerung und Finanzierung von Präventionsan-
geboten ist eine Effizienzsteigerung der Präven-
tionsarbeit in zweierlei Hinsicht. Zum einen soll 
die unmittelbare Präventionsarbeit selbst verbes-
sert, ihre Passgenauigkeit erhöht, ihre Zugäng-
lichkeit erleichtert, also eine Verbesserung auf der 
Adressatenseite erreicht werden. Zum anderen 
verspricht eine gemeinsame Planung, Steuerung 
und Finanzierung von Präventionsangeboten aber 
auch eine Optimierung aufseiten der Erbringer der 
Präventionsangebote. Durch eine akteurübergrei-
fende Koordination der Angebote kann es gelingen, 
Lücken in der Angebotspalette zu schließen, 
Adressatengerechtigkeit zu erhöhen, Doppelstruk-
turen aufzulösen, (Verwaltungs-)Strukturen zu 
verschlanken und damit integriertes Verwaltungs-
handeln zu stärken und Mittel einzusparen.

Die Akteure der Präventionsketten sind in der 
Regel ausdrücklich zur Zusammenarbeit und 
Kooperation aufgefordert (vgl. § 18 SGB II; § 9 
Abs. 3, § 9a SGB III; § 4 Abs. 1 SGB XII; §§ 78, 81 

SGB VIII; §§ 4, 5 SchulG NRW13; § 1 Abs. 4 i. V. m. 
§ 3 Abs. 2 KKG14). In einem Gutachten wurden 
die Potenziale, die die verschiedenen Akteure, 
Angebote und Rechtsformen in Bezug auf eine 
gemeinsame Planung, Steuerung und Finanzie-
rung von Präventionsketten aufweisen, systema-
tisch aufgearbeitet (Materialien zur Prävention 
Bd. 8). Hierin wird gezeigt, wie auf kommu-
naler Ebene die Bereiche Schule, Sport, Zivil-
gesellschaft, Agentur für Arbeit, Jobcenter, 
gesetzliche Krankenversicherung (GKV), 
Kinder- und Jugendhilfe, Sozialhilfe und öffent-
licher Gesundheitsdienst (ÖGD) in die Planung, 
Finanzierung und Umsetzung von Präventions-
ketten einbezogen werden können. Die Idee eines 
alle Mittel vereinenden Vehikels (Poolfinanzierung) 
lässt sich am weitreichendsten zwischen 
kommunalen Akteuren umsetzen. Dabei bietet 
sich als Dach für diese akteurübergreifende 
kommunale Präventionsarbeit eine gemeinnützige 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung (gGmbH) 
oder eine spezifische verwaltungsinterne 
Organisationseinheit mit Einbindung in das oder 
naher Anbindung an das Jugendamt an (Materia-
lien zur Prävention Bd. 8). 

13	 Schulgesetz Nordrhein-Westfalen.

14	 Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz.

f.  Prävention braucht finanzielle Spielräume

Durch ein Beobachtungssystem auf kommunaler 
Ebene könnte es in einer langfristigen Perspektive 
gelingen, mehr Transparenz in die komplizierten 
Wechselwirkungen zwischen Präventionsaufwand 
und Folgekosten sozialer Probleme zu bringen.

Davon unabhängig zeigen sich bei der Finanzie-
rung von Prävention systematische Probleme. 
Die Verankerung von Investitionen in Prävention 
im kommunalen Haushalt in Form von 
freiwilligen Leistungen oder „Pflichtleistungen 
mit Auswahlermessen“ bedeutet insbesondere 
für Kommunen, die zu einer strikten Haushalts-
konsolidierung verpflichtet sind, eine Beschrän-
kung der Handlungsfreiheit. Da das, was Schaden 
verhindert, freiwillig zu leisten ist, bedarf es eines 
besonderen Nachweises der Effizienz und Effek-
tivität der Ausgaben. Was Schaden behebt und in 
der Regel sehr teuer ist, ist pflichtig und braucht 

diesen Nachweis nicht oder weniger. Hier ist ein 
Bewusstseinswandel notwendig, der durch ein 
wirkungsorientiertes Berichtssystem unterstützt 
werden kann. Ferner wird eine optimale Mittelallo-
kation durch das Auseinanderfallen von Investoren 
und Profiteuren der Prävention und eine Zersplitte-
rung von Töpfen verhindert. Die Auflösung dieser 
systemischen Hemmnisse würde den Anreiz für 
Kommunen, in Prävention zu investieren, erhöhen. 

Vieles spricht dafür, Prävention im Kinder- und 
Jugendbereich verbindlich zu verankern und 
inhaltlich auszugestalten. 

Vieles spricht deshalb dafür, Prävention im Kinder- 
und Jugendbereich als Regelaufgabe stärker 
zu definieren und inhaltlich -auszugestalten, 
um auf diese Weise zum einen eine stärkere 
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Durchführungspflicht herzustellen und zum 
anderen eine Grundlage für eine finanzielle Dota-
tion im fiskalischen Verteilungssystem des Staates 
zu schaffen. Die Mittel des Bundes für die frühen 
Hilfen sind hier ein richtiger Ansatzpunkt, der 
ausgebaut werden könnte. Gerade weil kommunale 
Prävention in ein gelingendes Aufwachsen in finan-
zieller Hinsicht langfristig insbesondere dem Bund 
zugutekommt, sollte hier schon im Eigeninteresse 
ein Anreiz bestehen, in kommunale Prävention zu 
investieren. Ebenso können die Präventionsaus-
gaben im Gesundheitswesen, die kürzlich erhöht 
wurden, ein Modell für rechtsverbindliche Präven-
tionsausgaben im Kinder- und Jugendbereich 
sein, mit der spezifische Vorsorgemaßnahmen 
erfüllt werden können. Auch die Landesebene 
muss prüfen, ob Ressourcen zielgenau dorthin 
gelenkt werden, wo sie am dringendsten gebraucht 
werden. In Nordrhein-Westfalen ist mit der 
präventiven Neuausrichtung der drei europäischen 
Strukturfonds auf dieser Ebene bereits ein Schritt 
in diese Richtung gemacht. In jedem der europä-
ischen Programme für den Förderzeitraum 2014 
bis 2020 gibt es einen Schwerpunkt auf Präven-
tionsmaßnahmen. Erstmals werden dazu auch 
Mittel für den ländlichen Raum im entsprechenden 
EU-Fonds bereitgestellt.

Auf diese Weise ließe sich der Stellenwert von 
Prävention erhöhen und festigen, um ihre 
Funktion als wichtiger Teil der Unterstützung eines 
gelingenden Aufwachsens zu erfüllen. Sie kann 
damit ganz zentrale, notwendige Voraussetzungen 
zur Senkung sozialer Folgekosten schaffen – wenn 
gleichzeitig die exogenen Rahmenbedingungen 
die Inwertsetzung eines gelungenen Aufwachsens 
erlauben. 



Folgerungen 75

D	 Folgerungen

		f  ür die kommunale Praxis UND  
		  DIE Politik des Landes NRW

•	 Die Begründung von Präventionspolitik liegt 
nicht in erster Linie in den zu erwartenden 
Einspareffekten der öffentlichen Haushalte, 
sondern es handelt sich um eine Investition in 
das Humanvermögen von Kindern und Jugend
lichen und damit in die Zukunft von Staat, 
Gesellschaft und Wirtschaft. 

•	 Die Präventionspolitik des Landes ist in den 
Kommunen angekommen. Präventionsketten 
sind in allen Modellkommunen mit eigenen 
Schwerpunkten etabliert worden. Aber das 
Land Nordrhein-Westfalen braucht einen langen 
Atem, um jetzt den Schalter vom Modellpro-
jekt zur Verstetigung umzulegen. Kommunen 
brauchen weiterhin Wissenstransfer, Beratung 
und Austausch mit anderen Kommunen, aber 
auch Geld, beispielsweise für Personal und 
Verbesserung der Infrastruktur. Die Verknüp-
fung von „Kein Kind zurücklassen! Kommunen 
in Nordrhein-Westfalen beugen vor“ (KeKiz) mit 
anderen Förderprogrammen, wie am Beispiel 
von Starke Quartiere – starke Menschen absehbar, 
ist sinnvoll und sollte weiter vertieft werden.

•	 Auch für die weitere Verstetigung in den 
Kommunen braucht es einen langen Atem. 
Daher muss die Projektlogik durch mehr 
Verbindlichkeit und Andocken an bestehende 
Strukturen vor Ort ersetzt werden. Entschei-
dend ist in vielen Kommunen die Zusammenar-
beit zwischen Jugendhilfe und Schulverwaltung. 
Auch hier gibt es vielerorts noch Verbesse-
rungsbedarf. Präventionspolitik endet zudem 
nicht an den Türen von Regeleinrichtungen. 
Diese müssen sich zunehmend für eine Vernet-
zung und Zusammenarbeit öffnen. Die Kinder-
tagesstätten sind auf einem guten Weg, die 
(weiterführenden) Schulen müssen noch stärker 
integriert werden. 

•	 Familien nutzen an den betrachteten Bildungs
übergängen eine Vielzahl an kommunalen 
Angeboten. Sozial-medizinische Angebote 
erreichen nahezu alle Familien. Sie sind kosten-
frei, haben einfache Zugänge, sind bekannt 
und werden von den Familien als nützlich 
bewertet. Der Bereich Gesundheit in der 
Kommune (Kinderärzte, Gesundheitsamt, 

Logo-/Ergotherapeuten etc.) sollte noch stärker 
in die Präventionspolitik integriert werden (vgl. 
Materialien zum Wissenstransfer Bd. 6).

•	 Bei allen Übergängen im Bildungsverlauf erweist 
sich Elternkompetenz als zentrale Vermittlungs
instanz zwischen den kommunalen Ange-
boten und den Familien. Elternarbeit ist deshalb 
ein wichtiges strategisches Handlungsfeld 
in der lokalen Prävention. Die Erreichbarkeit 
präventiver Angebote ist für die Familien nicht 
nur eine Frage der Lage (im Raum), sondern 
hängt auch ab vom subjektiv wahrgenom-
menen Nutzen der Inanspruchnahme durch 
die Eltern, von der Vermittlung durch informelle 
Netzwerkstrukturen (z. B. Freunde, Nachbarn 
und Verwandte), von der subjektiv wahrgenom-
menen Qualität der Beziehungen zum Personal 
der Einrichtung und von der professionellen 
Kompetenz des Personals (vgl. Materialien zum 
Wissenstransfer Bd. 3). 

•	 Die zunehmende Konzentration von 
Kindern armer Familien und von solchen 
aus Migrantenfamilien in bestimmten 
Kindertagesstätten und Grundschulen 
(Bildungssegregation) hat erhebliche Folgen 
für deren Entwicklung. Dieser Zusammenhang 
lässt sich im Rahmen der Mikrodatenanalyse 
mit verbesserten Ansätzen der Nutzung von 
kommunalen Individualdaten nachweisen. 
Kommunen können auch etwas gegen solche 
Benachteiligung tun, indem sie gezielt Kinder, 
Jugendliche und Einrichtungen fördern, 
„Ungleiches ungleich behandeln“ und Förder-
mittel nicht mit der Gießkanne verteilen. 

•	 Kommunale Präventionspolitik braucht 
ein sozialräumliches Monitoring, das auch 
die sozialen Profile von Kitas und Schulen 
einbezieht. Nur so kann zielgerichtet gefördert 
werden. Viele Modellkommunen sind, was die 
Nutzung ihrer Daten angeht, auf einem guten 
Weg, Fähigkeiten und personelle Ressourcen 
zur Sozial- und Bildungsberichterstattung 
sind in den Verwaltungen aber sehr ungleich 
verteilt. Land und Kommunen werden weiter 
daran arbeiten müssen, um Prävention nicht 
im Blindflug zu betreiben.
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•	 Derzeit werden die Kommunen mit dieser 
fachlich-methodischen Herausforderung 
weitestgehend alleingelassen. Der Weg, solch 
wichtiges Steuerungswissen zu generieren und 
zu diskutieren, wäre leichter, wenn Kommunen 
hierbei mehr Unterstützung durch Wissenschaft 
und Politik hätten. Die Erhebung, Auswertung 
und Bereitstellung von Daten könnte beispiels-
weise durch eine zentrale, neutrale Stelle 
erfolgen, etwa wie in Kanada durch ein zent-
rales Forschungsinstitut mit abgeschotteter 
Statistikstelle. Das Schnüren von passgenauen 
Maßnahmenpaketen geschähe dann vor Ort 
durch die Kommunen nach Maßgabe ihres 
lokalen, spezifischen Wissens.
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2.	Ü bersicht der Veröffentlichungen aus wissenschaftlicher  
Begleitforschung und Wissenstransfer von „Kein Kind zurücklassen! 
Kommunen in NRW beugen vor“ (KeKiz)

Unterschiedliche Aspekte zur Wirkungsweise 
kommunaler Prävention standen im Mittelpunkt der 
wissenschaftlichen Begleitforschung zur Modell-
phase von „Kein Kind zurücklassen! Kommunen 
in NRW beugen vor“ (KeKiz). Im Auftrag der 
Bertelsmann Stiftung arbeiteten insgesamt sechs 
Forschungsorganisationen an unterschiedlichen 
Fragestellungen. Größter wissenschaftlicher 
Partner war das Zentrum für interdisziplinäre 

Regionalforschung an der Ruhr-Universität Bochum 
(ZEFIR). Zwischenergebnisse wurden und werden 
in Form von Arbeitspapieren veröffentlicht.  
 
Auch die Ergebnisse von Fachveranstaltungen zu 
unterschiedlichen Schwerpunkten kommunaler 
Präventionsarbeit stehen zum Nachlesen bereit. 
Alle Hefte finden Sie auf unseren Internetseiten 
auch zum Download.

Übersicht der Veröffentlichungen aus der wissenschaftlichen Begleitforschung und dem Wissenstransfer 
„Kein Kind zurücklassen! Kommunen in NRW beugen vor“ (KeKiz), Modellphase I

Arbeitspapiere wissenschaftliche Begleitforschung „Kein Kind zurücklassen!“

Nr. Titel Autorinnen und Autoren/Institution

1 Kleinräumiges Monitoring für kommunale Prävention am Beispiel des  
kanadischen Projektes HELP (Human Early Learning Partnership) 

Bertelsmann Stiftung und ZEFIR 

2 Die fachliche Begleitforschung. Konzept und erste Ergebnisse Klaus Peter Strohmeier, David Gehne, 
Thomas Groos, Nora Jehles, ZEFIR

3 Der Einfluss von Armut auf die Entwicklung von Kindern. Ergebnisse der 
Schuleingangsuntersuchung

Thomas Groos, Nora Jehles, ZEFIR

4 Gestalten statt Verwalten. Ressortübergreifende Präventionspolitik Jörg Bogumil, Marc Seuberlich, ZEFIR

5 Gleich und gleich gesellt sich gern. Zu den sozialen Folgen der freien 
Grundschulwahl

Thomas Groos, ZEFIR

6 Schulsegregation messen. Sozialindex für Grundschulen Thomas Groos, ZEFIR

7 „Aber irgendwie sehe ich da keinen Sinn drin!“ Hintergründe der (Nicht-)Nutzung 
präventiv ausgerichteter Angebote aus der Sicht von Eltern

Jörg Kohlscheen, ZEFIR

8 „Aber es war sehr, sehr hilfreich“. Die Sicht der Eltern auf Informationsquellen  
und auf Wirkungen präventiv ausgerichteter Angebote

Theresa Nagy, ZEFIR

9 „In Typen denken. Muster der Inanspruchnahme präventiver Angebote“  
(im Erscheinen)

Jörg Kohlscheen, Theresa Nagy, ZEFIR

10 Kommunale Präventionspolitik. Auf dem Weg zu einer etablierten 
Verwaltungspraxis? (im Erscheinen)

Jörg Bogumil, Marc Seuberlich, ZEFIR

11 Sozial- und Bildungsmonitoring für kommunale Prävention. Gesellschaftliche 
Rahmenbedingungen und bildungsbezogene Übergänge im Lebensverlauf  
von Kindern und Jugendlichen in Nordrhein-Westfalen (im Erscheinen)

David Gehne, Marc Neu, Roland Scheebaum,  
Klaus Peter Strohmeier, ZEFIR

12 „Keine Kita für alle. Ursachen und Folgen der Kita-Segregation“  
(Arbeitstitel, im Erscheinen)

Thomas Groos, Carolin Trappmann, ZEFIR

13 Abschlussbericht Mikrodatenanalyse (Arbeitstitel, im Erscheinen) Thomas Groos, Carolin Trappmann, ZEFIR
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Materialien zur Prävention

Nr. Titel Autorinnen und Autoren/Institution

1 Kommunale Prävention – fiskalisch fokussiert. Eine Abgrenzung im Verbund  
staatlicher Aufgaben für ein gelingendes Aufwachsen

Gerhard Micosatt, Elmas Yilmaz,  
FORA

2 Familiengerechte Rahmenbedingungen. Gemeindetypisierung  
Nordrhein-Westfalen

Bertelsmann Stiftung in Zusammenarbeit 
mit Faktor Familie GmbH

3 Familiengerechte Kommunen. Kommunale Praxis in Nordrhein-Westfalen Bertelsmann Stiftung in Zusammenarbeit 
mit Verein Familiengerechte Kommune e. V. 

4 Präventionsangebote – Was beeinflusst die Inanspruchnahme? Theorie und 
Methode der Familienbefragung „Kein Kind zurücklassen!“ (im Erscheinen)

Annette Franzke, Annett Schultz,  
Faktor Familie GmbH

5 Früh übt sich … Bedingungen und Formen der Inanspruchnahme präventiver  
Angebote von Familien mit dreijährigen Kindern (im Erscheinen)

Annette Franzke, Annett Schultz,  
Faktor Familie GmbH

6 Wenn schwer erreichbar nicht nur ein Merkmal von Zielgruppen ist … 
Bedingungen und Formen der Inanspruchnahme präventiver Angebote von 
Familien mit sechsjährigen Kindern (im Erscheinen)

Annette Franzke, Annett Schultz,  
Faktor Familie GmbH

7 … es ist niemals zu spät! Bedingungen und Formen der Inanspruchnahme 
präventiver Angebote von Familien mit elfjährigen Kindern (im Erscheinen)

Annette Franzke, Jasmin Schmitt,  
Annett Schultz, Faktor Familie GmbH

8 Gemeinsame Finanzierung, zentrale Planung und Koordination der 
Präventionskette. Rechtsgutachten „Präventionstopf“  
(Arbeitstitel, im Erscheinen)

Thomas Meysen, Katharina Lohse,  
DIJuF e. V.

9 Kommunale Aufwendungen für Prävention. Eine Kostenerhebung  
(Arbeitstitel, im Erscheinen)

Jutta Hollenrieder, Anita Wiemer,  
con_sens

10 Dezernentenbefragung zu Stellenwert und Prioritäten kommunaler Prävention  
(Arbeitstitel, im Erscheinen) 

Bertelsmann Stiftung in Zusammenarbeit 
mit GEBIT Münster und con_sens

11 Kommunale Prävention und soziale Kosten. Entwurf eines fiskalischen 
Beobachtungssystems (Arbeitstitel, im Erscheinen)

Gerhard Micosatt, Elmas Yilmaz,  
FORA

12 Kommunale Prävention und soziale Kosten. Datenband Nordrhein-Westfalen  
(Arbeitstitel, im Erscheinen) 

Gerhard Micosatt, Elmas Yilmaz,  
FORA

Materialien zum Wissenstransfer

Nr. Titel Autorinnen und Autoren/Institution

1 Auftakt „Kein Kind zurücklassen! Kommunen in NRW beugen vor“ Bertelsmann Stiftung

2 Mit Eltern Bertelsmann Stiftung

3 Mit Unternehmen Bertelsmann Stiftung

4 Ganztag präventiv Bertelsmann Stiftung

5 Vorbeugung funktioniert Bertelsmann Stiftung 

6 Rundum gesund Bertelsmann Stiftung
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3.	V erzeichnis der Autorinnen und Autoren aus Begleitforschung  
und Wissenstransfer von „Kein Kind zurücklassen! Kommunen in  
NRW beugen vor“ (KeKiz) in alphabetischer Reihenfolge

Prof. Dr. Jörg Bogumil ist Professor am Lehr
stuhl für Öffentliche Verwaltung, Stadt- und 
Regionalpolitik an der Ruhr-Universität Bochum 
und Geschäftsführender Leiter des Zentrums 
für interdisziplinäre Regionalforschung. Er war 
Modulverantwortlicher für die „Verwaltungsstudie“ 
im Rahmen der wissenschaftlichen Begleitfor-
schung zum Modellvorhaben „Kein Kind zurück-
lassen! Kommunen in NRW beugen vor“.

PD Dr. Angelika Engelbert ist wissenschaftliche 
Mitarbeiterin am Zentrum für interdisziplinäre 
Regionalforschung und Leiterin des Informations- 
und Qualifizierungszentrums für Kommunen. 
Sie war Modulverantwortliche für die „Eltern-
interviews“ im Rahmen der wissenschaftlichen 
Begleitforschung zum Modellvorhaben „Kein Kind 
zurücklassen! Kommunen in NRW beugen vor“.

Annette Franzke ist wissenschaftliche Mitar-
beiterin der Faktor Familie GmbH in Bochum. 
Sie arbeitete im Modul „Familienbefragung“ im 
Rahmen der wissenschaftlichen Begleitforschung 
zum Modellvorhaben „Kein Kind zurücklassen! 
Kommunen in NRW beugen vor“.

Dr. David H. Gehne ist Forschungskoordinator am 
Zentrum für interdisziplinäre Regionalforschung 
an der Ruhr-Universität Bochum. Er war Modul
verantwortlicher für das „Monitoring“ im Rahmen 
der wissenschaftlichen Begleitforschung zum 
Modellvorhaben „Kein Kind zurücklassen! 
Kommunen in NRW beugen vor“.

Dr. Regina von Görtz ist Projektmanagerin bei 
der Bertelsmann Stiftung und war im Modell
vorhaben „Kein Kind zurücklassen! Kommunen 
in NRW beugen vor“ zuständig für die begleitende 
Forschung.

Thomas Groos war wissenschaftlicher Mitarbeiter 
am Zentrum für interdisziplinäre Regionalfor-
schung an der Ruhr-Universität Bochum. Er war 
Modulverantwortlicher für die Wirkungsanalyse 
mit Mikrodaten im Rahmen der wissenschaftlichen 
Begleitforschung zum Modellvorhaben „Kein Kind 
zurücklassen! Kommunen in NRW beugen vor“.

Jutta Hollenrieder ist Geschäftsführerin von  
con_sens Consulting für Steuerung und soziale 
Entwicklung in Hamburg. Im Rahmen der 
wissenschaftlichen Begleitforschung zum Modell-
vorhaben „Kein Kind zurücklassen! Kommunen 
in NRW beugen vor“ verantwortete sie die 
Gesamtleitung für die Erhebung und Analyse 
kommunaler Präventionsbudgets. 

Nora Jehles war wissenschaftliche Mitarbei-
terin am Zentrum für interdisziplinäre Regional-
forschung an der Ruhr-Universität Bochum und 
Mitarbeiterin des Sozialamts der Stadt Mülheim an 
der Ruhr. Gemeinsam mit Thomas Groos arbeitete 
sie im Modul Mikrodatenanalyse im Rahmen der 
wissenschaftlichen Begleitforschung zum Modell-
vorhaben „Kein Kind zurücklassen! Kommunen in 
NRW beugen vor“.

Dr. Jörg Kohlscheen war wissenschaftlicher 
Mitarbeiter am Zentrum für interdisziplinäre 
Regionalforschung an der Ruhr-Universität 
Bochum und forschte im Modul „Elterninterviews“ 
im Rahmen der wissenschaftlichen Begleitfor-
schung zum Modellvorhaben „Kein Kind zurück-
lassen! Kommunen in NRW beugen vor“.

Johanna Konnerth hat in der Bertelsmann  
Stiftung Best-Practice-Beispiele aus dem Projekt 
„Kein Kind zurücklassen! Kommunen in NRW 
beugen vor“ für den Wegweiser Kommune 
aufbereitet.

Katharina Lohse ist Referentin für Familien- 
und Jugendhilferecht im Deutschen Institut für 
Jugendhilfe und Familienrecht e. V. (DIJuF). Im 
Rahmen der wissenschaftlichen Begleitforschung 
zum Modellvorhaben „Kein Kind zurücklassen! 
Kommunen in NRW beugen vor“ verantwortete 
sie gemeinsam mit Dr. Thomas Meysen das 
Rechtsgutachten zur gemeinsamen Finanzie-
rung, zentralen Planung und Koordination der 
Präventionskette. 
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Dr. Friedrich-Wilhelm Meyer ist Geschäftsführer 
der GEBIT Münster, Gesellschaft für Beratung 
sozialer Innovation und Informationstechnologie 
mbH & Co. KG. Im Rahmen der wissenschaftlichen 
Begleitforschung zum Modellvorhaben „Kein Kind 
zurücklassen! Kommunen in NRW beugen vor“ hat 
er die Dezernentenbefragung sowie Analysen zu 
Zusammenhängen von Präventionsstrategien und 
Hilfen zur Erziehung verantwortet. 

Dr. Thomas Meysen ist Fachlicher Leiter 
des Deutschen Instituts für Jugendhilfe und 
Familienrecht e. V. (DIJuF). Im Rahmen der 
wissenschaftlichen Begleitforschung zum 
Modellvorhaben „Kein Kind zurücklassen! 
Kommunen in NRW beugen vor“ hat er das 
Rechtsgutachten zur gemeinsamen Finanzie-
rung, zentralen Planung und Koordination der 
Präventionskette verantwortet. 

Gerhard Micosatt ist Geschäftsführer der 
Forschungsgesellschaft für Raumfinanzpo-
litik mbh in Bottrop. Er war Modulverantwort-
licher für die „fiskalische Begleitforschung“ 
zum Modellvorhaben „Kein Kind zurücklassen! 
Kommunen in NRW beugen vor“.

Anna Müller ist wissenschaftliche Mitarbeiterin 
der GEBIT Münster, Gesellschaft für Beratung 
sozialer Innovation und Informationstechnologie 
mbH & Co. KG. Im Rahmen der wissenschaftli-
chen Begleitforschung zum Modellvorhaben „Kein 
Kind zurücklassen! Kommunen in NRW beugen 
vor“ hat sie die Dezernentenbefragung sowie 
Analysen zu Zusammenhängen von Präventions-
strategien und Hilfen zur Erziehung begleitet.

Hanna Münstermann ist Projektmanagerin bei 
der Bertelsmann Stiftung und war im Modell-
vorhaben „Kein Kind zurücklassen! Kommunen 
in NRW beugen vor“ zuständig für den 
Wissenstransfer.

Theresa Nagy war wissenschaftliche 
Mitarbeiterin am Zentrum für interdisziplinäre 
Regionalforschung der Ruhr-Universität Bochum. 
Sie arbeitete im Modul „Elterninterviews“ im 
Rahmen der wissenschaftlichen Begleitforschung 
zum Modellvorhaben „Kein Kind zurücklassen! 
Kommunen in NRW beugen vor“.

Marc Neu war wissenschaftlicher Mitarbeiter am 
Zentrum für interdisziplinäre Regionalforschung 
an der Ruhr-Universität Bochum. Er arbeitete 
im Modul „Monitoring“ im Rahmen der wissen
schaftlichen Begleitforschung zum Modellvor-
haben „Kein Kind zurücklassen! Kommunen in 
NRW beugen vor“. 

Roland Scheebaum war wissenschaftlicher 
Mitarbeiter am Zentrum für interdisziplinäre 
Regionalforschung der Ruhr-Universität Bochum. 
Er arbeitete im Modul „Monitoring“ im Rahmen der 
wissenschaftlichen Begleitforschung zum Modell-
vorhaben „Kein Kind zurücklassen! Kommunen in 
NRW beugen vor“.

Jasmin Schmitt ist wissenschaftliche Hilfskraft 
der Faktor Familie GmbH in Bochum. Sie arbeitete 
im Modul „Familienbefragung“ im Rahmen 
der wissenschaftlichen Begleitforschung zum 
Modellvorhaben „Kein Kind zurücklassen! 
Kommunen in NRW beugen vor“.

Annett Schultz ist Geschäftsführerin und wissen-
schaftliche Mitarbeiterin der Faktor Familie 
GmbH. Sie hat das Modul „Familienbefragung“ im 
Rahmen der wissenschaftlichen Begleitforschung 
zum Modellvorhaben „Kein Kind zurücklassen! 
Kommunen in NRW beugen vor“ verantwortet.

Marc Seuberlich ist wissenschaftlicher Mitar-
beiter am Lehrstuhl für Öffentliche Verwaltung, 
Stadt- und Regionalpolitik an der Ruhr-Univer-
sität Bochum. Er arbeitete im Modul „Verwal-
tungsstudie“ im Rahmen der wissenschaftlichen 
Begleitforschung zum Modellvorhaben „Kein Kind 
zurücklassen! Kommunen in NRW beugen vor“.

Professor Dr. Klaus Peter Strohmeier ist 
Seniorprofessor am Zentrum für interdiszipli-
näre Regionalforschung an der Ruhr-Universität 
Bochum. Er leitete das wissenschaftliche 
Forschungsteam zur fachlichen Begleitforschung 
des Modellvorhabens „Kein Kind zurücklassen! 
Kommunen in NRW beugen vor“.

Carolin Trappmann ist wissenschaftliche 
Mitarbeiterin am Zentrum für interdisziplinäre 
Regionalforschung an der Ruhr-Universität 
Bochum. Sie war Mitarbeiterin im Modul „Mikro-
datenanalyse“ im Rahmen der wissenschaftlichen 
Begleitforschung zum Modellvorhaben „Kein Kind 
zurücklassen! Kommunen in NRW beugen vor“.
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Christina Wieda ist Senior Projektmanagerin bei 
der Bertelsmann Stiftung und war im Modellvor-
haben „Kein Kind zurücklassen! Kommunen in 
NRW beugen vor“ zuständig für die Schnittstelle 
zum Lernnetzwerk.

Anita Wiemer ist Mitarbeiterin von con_sens 
Consulting für Steuerung und soziale Entwicklung 
in Hamburg. Gemeinsam mit Jutta Hollenrieder 
hat sie im Rahmen der Begleitforschung zum 
Modellvorhaben „Kein Kind zurücklassen! 
Kommunen in NRW beugen vor“ die Erhebung 
und Analyse kommunaler Präventionsbudgets 
durchgeführt. 

Elmas Yilmaz war wissenschaftliche Mitarbeiterin 
der Forschungsgesellschaft für Raumfinanzpolitik 
mbh in Bottrop. Gemeinsam mit Gerhard Micosatt 
arbeitete sie in der „fiskalische Begleitforschung“ 
zum Modellvorhaben „Kein Kind zurücklassen! 
Kommunen in NRW beugen vor“.
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